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L iebe Leserin, lieber Leser,

zum Jahresende erhalten Sie no ch einmal eine »geb all-
te Ladung« Lese- und D isku ssionsstoff.

Ein Grund für die Gründung unserer Zeitschrift
war es auch, längere Texte veröffentlichen zu können,
für die in den Rundbriefen und M agazinen unserer
Organisationen gewöhnlich kein Platz ist. D er B eitrag
von Michael Hofferb ert üb er Fragen von Kriegs-
dienstverweigerung, Wehrpflicht und KDV-B eratung
hätte fast auch unseren Rahmen gesprengt. Weil er
ab er von grundsätzlicher B edeutung ist und die Dis-
kussion voranzubringen vermag, hab en wir uns ent-
schlo ssen, für ihn d as Layout zu mo difizieren . Wir hof-
fen, seine Lektüre fordert viele zu Widerspruch oder
Zu stimmung und d azu herau s , die » alte KDV-Frage«
neu zu b edenken .

Ein wichtiges Thema für die Friedensb ewegung
ist die B eschäftigung mit dem nun schon ins achte

J ahr gehenden Afghanistan-Krieg . D arüb er, d ass er
b eendet werden muss und die Sold aten − d arunter
mehr als 4 . 5 0 0 deutsche − das Land am Hinduku sch
verlassen mü ssen, b esteht Einigkeit. D ie Frage ist
ab er, in welcher Form und wie schnell ein solcher Ab-
zug geschehen soll . Eine solche Exit-Strategie wird
deshalb in vielen Veranstaltungen diskutiert, und wir
dokumentieren die B eiträge von Andreas Buro und
Herb ert S ahlmann b ei einer Fachtagung der DFG-VK
im Novemb er. Ist es ab er nicht vielleicht die vordring-
liche Aufgab e der Friedensb ewegung, für eine soforti-
ge B eendigung des Krieges und den Abzug der frem-
den Truppen einzutreten, anstatt Strategien zu entwi-
ckeln, die von einer, wenn auch nur vorüb ergehen-
den, Notwendigkeit fremder Truppen in Afghanistan
au sgehen? Peter Strutynski setzt sich mit dieser Frage
au seinander und hält es für notwendig, das Thema zu

»politisieren « und es dem Ko nsens derHerrschenden«

zu en treißen, das heißt die Schädlichkeit der m ilitäri-

schen »L ösung« a ufzuzeigen und den Abzug der Be-

sa tzungstruppen als Grundvora ussetzung für eine

alterna tive En twicklung pla usibel darzustellen.

Mit dem Afghanistan-Thema schließt sich auch
wieder der Kreis zur Kriegsdienstverweigerung. Un-
terstützen Sie bitte den Aufruf an die Bundesregie-
rung, mit dem André Shepherd unterstützt wird , der
Ende Novemb er als erster US-Kriegsdienstverweige-
rer in D eutschland Asyl b eantragt hat. D er Aufruf liegt
dieser Au sgab e b ei .

Stefan K. Ph ilipp



as mir gestellte Thema setzt voraus , d ass es ei-
ne Vision Europ a gibt, die weitergedacht wer-

den könnte . Ab er welche Vision soll das sein?
Die praktische Politik der EU, die unser Europ a-

bild b eherrscht, hat durchau s erkennb are Ziele , die
als Visionen verstanden werden können: a.) Europ a
als großer Binnenmarkt mit starker Währung, der
wirtschaftlich mit den gegenwärtigen und künftigen
Großmächten USA, Ru ssland , China und Indien kon-
kurrieren kann; b .) ein Europ a des Friedens im Bin-
nenraum b ei gleichzeitiger Aufrü stung, um weltweit
mit militärischer Macht präsent zu sein, um Rohstoff-
quellen und Handelswege für die eigene Versorgung
zu sichern; c .) ein »Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts« (Präamb el des EU-Vertrages) , der sich
durch verstärkte Außengrenzen gegen eine Umwelt
ab schirmt, die ganz anders geartet ist und deren Elend
sich in den Flüchtlingen zeigt, die an diesen Außen-
grenzen stranden und vielfach umkommen.

»Ziel der Union ist es , den Frieden, ihre Werte und
das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern« (Art. 3 EU-
Vertrag in der Fassung von Lissab on) . Und was ist mit
den anderen Völkern?

»D ie Vision Europ a weiterdenken« wird deshalb
b ei näherem Hinsehen in mancher B eziehung eher
mit einer Umkehr zu tun hab en als mit einem »weiter
so« . In B ezug auf die Europ äische Union will ich An-
stöße zu einer Umkehr au s der schon üb er 2 0 0 J ahre
alten Vision des deutschen Philo sophen Immanuel
Kant b eziehen, der im Sommer 1 79 5 seine Schrift
»Zum ewigen Frieden« veröffentlichte , deren B edeu-
tung auch d arin b esteht, d ass er zwar Europ a vor Au-
gen hatte und einen kurz zuvor geschlo ssenen Sep a-
ratfrieden zwischen Preußen und Frankreich, seine
Vision des Friedens ab er auf die Welt b ezieht unter
deutlicher Kritik an der Politik eb en dieser christli-
chen Völker Europ as .

Europ a ist mehr als die Europäische Union

B evor wir uns näher mit der Politik der Europ ä-
ischen Union b efassen, gilt es zu erinnern, d ass Euro-
p a mehr ist als die Europ äische Union und uns zwei
andere europ äische Institutionen in B ezug auf ge-
waltfreie Konfliktlö sung und Wahrung der Men-
schenrechte näher stehen als die EU :

Älter als die Europ äische Union ist der am 5 . Mai
1 9 49 gegründete Europ arat, zu dessen Mitgliedern
alle europ äischen Staaten einschließlich Türkei und
Ru ssland gehören . Er hat üb er 1 70 Abkommen unter
den europ äischen Staaten initiiert, insb esondere die
Europ äische Menschenrechtskonvention vom 5 . No-
vemb er 1 9 5 0 mit ihren Zu satzprotokollen sowie das

Üb ereinkommen gegen die Folter von 1 9 87. D er von
ihm eingesetzte Europ äische Gerichtshof für
Menschenrechte hat mit seiner Rechtsprechung er-
hebliche Fortschritte für die Menschenrechtssituati-
on b ewirkt, ohne dass ihm unmittelb are Zwangsb e-
fugnisse gegenüb er den Staaten zu stehen . Er ist ein
deutliches B eispiel d afür, dass d as Recht die Autorität
hab en kann, sich staatlicher Macht entgegenzu stel-
len, ohne selb st Machtmittel zu b esitzen .

Die Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europ a (O SZE) ist 1 9 9 5 au s der KSZE
hervorgegangen. Ihr gehören derzeit 3 4 europ äische
Mitgliedsstaaten an . Die KSZE-Schlussakte von Helsin-
ki 1 975 mit ihren Prinzipien der Einhaltung der Men-
schenrechte , des Selb stb estimmungsrechts der Völ-
ker, der Reisefreiheit etc . hatte zwar keine unmittelb a-
re völkerrechtliche B edeutung, war für die Entwick-
lung der D emokratie in den Staaten des O stblo cks
und für den Friedensprozess innerhalb Europ as j e-
do ch ein ganz wesentlicher Anstoß . Auf die Prinzipi-
en dieser Schlu sserklärung, welche von allen O st-
blo ckstaaten unterschrieb en worden war, b eriefen
sich die D issidenten aller dieser Staaten.

Weitere wichtige Ergebnisse auf dem Weg einer
ganz Europ a umfassenden Friedensp olitik war die Er-
richtung eines Vergleichs- u. Schiedsgerichtshofs
durch ein Abkommen von 1 9 9 2 , der Einsatz von
O SZE-Beob achtern im Ko sovo vor B eginn der Luft-
angriffe der Nato Ende März 1 9 9 9 sowie weitere un-
b ewaffnete Beob achtermissionen entlang den
Waffenstillstand slinien zwischen verschiedenen Kau-
kasusstaaten.

In der Charta von Paris vom 2 1 . Novemb er 1 9 9 0
vereinb arten die Mitgliedsstaaten der KSZE/O SZE die
B ereitschaft für gewaltfreie Interventionen zur Wie-
derherstellung von Recht und D emokratie im Falle
von entsprechenden innergesellschaftlichen Angrif-
fen auf die D emokratie in einem der Mitglied sstaaten .

Innerhalb der Nato und der EU b esteht die deutli-
che Tendenz, B efugnisse und Au sstattung der O SZE
klein zu halten (siehedie Entwicklung des Mandats im
Ko sovo im Frühj ahr 1 9 9 9 und nunmehr in Georgien) .
D ab ei b esteht der große Vorteil der O SZE darin, d ass
sie die Grenzen der EU und Nato üb erschreitet und
Ru ssland neb en anderen Staaten außerhalb der Nato
in der O SZE eingebunden ist.

Die Europ äische Union

Der gemeinsame Markt: Die Europ äische Union hat
ihre Wurzeln in den wirtschaftlichen B eziehungen .
Nach dem Zweiten Weltkrieg hatten die westlichen
Siegermächte au s den schlechten Erfahrungen mit
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dem Versailler Friedensvertrag von 1 9 1 9 den sicher
richtigen Schlu ss gezogen, d ass zur Üb erwindung der
Feindschaft zwischen den vormaligen Kriegsgegnern
neue Strukturen durch eine wirtschaftliche Integrati-
on geschaffen werden mü ssen. So entstand 1 9 5 1 die
»Europ äische Gemeinschaft für Kohle und Stahl«
(Montan-Union) und 1 9 5 7 durch die Römischen Ver-
träge die »Europ äische Wirtschaftsgemeinschaft«
(EWG) mit ihren bis heute gültigen vier Markt-Freihei-
ten für den Verkehr von Waren, Kapital, Dienstleistun-
gen und Personen, soweit sie als Marktbürger b etei-
ligt sind (» Gastarb eiter«) . Folge dieser Verankerung in
der Wirtschaft ist allerdings eine bis heute spürb are
D ominanz des B auches üb er die Seele .

Po sitiv ist sicher zu verzeichnen, d ass der gemein-
same M arkt und die d amit folgende Verflechtung der
Wirtschaftsordnung einen Krieg untereinander fast
unmöglich macht. Po sitiv ist außerdem, dass im Rah-
men der M arktfreiheit auch die Freizügigkeit der
Menschen üb er die Staatsgrenzen hinweg au sgedehnt
wurde , gleichzeitig auch − vor allem durch die Recht-
sprechung des Europ äischen Gerichtshofs in Luxem-
burg − das Diskriminierungsverb ot zu einer wesentli-
chen Stärkung der Menschenrechte innerhalb der EU
b eigetragen hat.

Kritisch ist j edo ch anzumerken: Die Integration
mehrerer Staaten zu einer neuen starken Einheit för-
dert nicht unb edingt den Frieden nach außen . Auch
die Integration der knapp 4 0 deutschen Staaten nach
1 8 1 5 zu einem deutschen Reich 1 8 7 1 verb annte zwar
den Krieg aus dem Inneren, um ihn ab er nur umso
besser nach außen führen zu können. Auch die EU
tritt nach außen nicht unb edingt als Friedensmacht
auf. Ihre Außengrenzen werden zu B ollwerken gegen
Zuflucht suchende Menschen (Art. 7 7 des in Lissab on
geschlo ssenen »Vertrages üb er die Arb eitsweise der
Europ äischen Union, wonach schrittweise ein integ-
riertes Grenzschutzsystem an den Außengrenzen ein-
geführt werden soll« − Frontex) .

D ie neolib erale Wirtschaftspolitik der EU führt in-
nerhalb des Marktes zu einer Privatisierung der öf-
fentlichen Dienstleistungen; außerhalb zu einer ag-
gressiven Exp ortpolitik, insb esondere auf dem hoch
subventionierten Agrarmarkt, ab er auch durch einen
ständig steigenden Rü stungsexport. Am weltweiten
Kampf um Rohstoffe und Energieressourcen nehmen
die Länder der EU in einer Weise teil, die an die kolo-
niale Vergangenheit des 1 8 . und 1 9 . J ahrhunderts er-
innert. Ökologischen Gesichtspunkten widerspricht
auch das im EU-Vertrag vereinb arte Ziel »eines au sge-
wogenen Wirtschaftswachstums« (Art. 3 Ab s . 3 EU-
Vertrag in der Fassung von Lissab on) .

Auch Immanuel Kant setzt in seiner Schrift auf ei-
ne wirtschaftliche Integration der Völker als » Garan-
tie des ewigen Friedens« : »E s ist der Handelsgeist, der
mit dem Kriege nicht zu sammen b estehen kann« . D a-
b ei setzt er allerdings vorau s , dass sich die Handels-
p artner auf Augenhöhe b egegnen . Eine Kolonisie-
rung und Ausb eutung anderer Völker lehnt er grund-
sätzlich ab : Au sgangspunkt für die B eziehung unterei-

nander ist für ihn ein »Weltbürgerrecht« und die Fest-
stellung, dass die Ob erfläche der Erde gemeinschaftli-
cher B esitz der Menschheit ist. Hierauf b eruht für ihn
die »Ho spitalität« (zu deutsch : Gastfreundschaft) , »d as
Recht eines Fremdlings, seiner Ankunft auf dem B o-
den eines anderen wegen, von diesem nicht feindselig
b ehandelt zu werden« , also ein Gastrecht, welches
ab er nicht zur B eherrschung der Einen durch die An-
deren führen d arf. In diesem Zu sammenhang kriti-
siert er schon zu seiner Zeit »das inho spitale B etragen
der gesitteten, vornehmlich Handel treib enden Staa-
ten unseres Weltteils« und die europ äischen M ächte ,
»die von der Frömmigkeit viel Werks machen und , in-
dem sie Unrecht wie Wasser trinken, sich in der Recht-
gläubigkeit für Au serwählte gehalten wissen wollen. «

Für Kant ist der Frieden im Übrigen unteilb ar: Ein
Frieden, der zwischen einzelnen Staaten geschlo ssen
wird ab er, schon den Vorb ehalt für künftige Kriege
enthält, kann nicht als wirklicher Friede angesehen
werden .

Zur Militärpolitik der EU: Wie im 1 9 .Jahrhundert
folgt der wirtschaftlichen Exp ansion die militärische
Intervention.

D ie Staaten der EU sind no ch immer ho ch gerü s-
tet, obgleich sie doch nur noch von Freunden umge-
b en sind . In Art. 4 2 Ab s . 3 de s EU-Vertrage s in der Fas-
sung von Lissab on heißt es : »Die Mitgliedsstaaten ver-
pflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schritt-
weise zu verb essern. « Hierzu soll auch eine − unab-
hängig vom in Kraft treten des Lissab oner Vertrages −
schon tätige »europ äische Verteidigungsagentur« hel-
fen, welche koordinierend b ei der Rüstungsb eschaf-
fung eingreifen soll .

Gemäß Art. 4 2 des EU-Vertrages in der Fassung
von Lissab on sollen im Rahmen der »gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik« der EU auch
»Missionen außerhalb der Union« durchgeführt wer-
den, welche auch auf militärische Mittel der Mit-
glied sstaaten gestützt werden können. Zwar wird in
diesem Zu sammenhang auf die » Grund sätze der Char-
ta der Vereinten Nationen« verwiesen . Unklar bleibt
ab er, ob − wie im Fall Ko sovo − auf ein au sdrückliches
Mandat des UN-Sicherheitsrates gemäß Kapitel 7 der
UN-Charta verzichtet werden soll .

Nicht angesprochen wird im EU-Vertrag die ato-
mare B ewaffnung zweier Mitglieder sowie die Lage-
rung US-amerikanischer Atomwaffen in weiteren EU-
Staaten, die im Widerspruch zum Abrü stungsgeb ot
aus Art. 6 des Nichtverbreitungsvertrages von Kern-
waffen stehen und wiederum ein Grund für andere
sind , sich gleichfalls atomar zu b ewaffnen. Kant setzt
in seiner Schrift dagegen : » Stehende Heere sollen mit
der Zeit ganz aufhören . D enn sie b edrohen andere
Staaten unaufhörlich mit Krieg durch die B ereit-
schaft, immer d azu gerü stet zu erscheinen . «

In B ezug auf Interventionen in andere Staaten
sagt er: »Kein Staat soll sich in die Verfassung und Re-
gierung eines anderen Staates gewalttätig einmi-
schen. « Die » Gewalt sein Recht zu b ehaupten« als »d as
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traurige Notmittel im Naturzustand« soll einem
Rechtszustand zwischen den Staaten weichen, d .h . ei-
nem Völkerrecht, welches letztlich nicht der Gewalt
b edarf, um Geltung zu erlangen, sondern der Zu stim-
mung aller B etroffenen. So lange die angebliche Stär-
ke des Rechts nur darin b esteht, d ass es sich auf militä-
rische Gewalt und Zwangsmittel stützt, bleibt es im-
mer no ch das Recht des Stärkeren, welches sich auf
diese Weise durchsetzt.

Zur dem okra tischen Legitima tio n der EU: Die Euro-
p äische Union b eruht auf völkerrechtlichen Verträ-
gen zwischen den b eteiligten Staaten . Im Völkerrecht
gilt j edo ch die D ominanz der Exekutive . Zwar mü ssen
völkerrechtliche Verträge von den Parlamenten der
b eteiligten Staaten in Form von Gesetzen ratifiziert
werden. Diese Ratifizierung ist j edo ch eine bloße
Formsache , d a an den zwischen den Regierungen aus-
gehandelten Verträgen keine inhaltliche Änderung
mehr vorgenommen werden kann.

D as d amit verbundene D emokratiedefizit ist deut-
lich spürb ar. Die Einrichtung eines eigenen Parla-
mentes in der EU und seine D irektwahl durch die B e-
völkerung der einzelnen Staaten geschah üb erwie-
gend au s optischen Gründen durch die Organe der
EU. D as Europ äische Parlament hatte von Anfang an
und bis heute nicht die originären Rechte eines Parla-
mentes . Hinzu kommt die Distanz zu der repräsentier-
ten B evölkerung : In D eutschland kommt ein EU-Abge-
ordneter auf 8 0 0 0 0 0 Wahlb erechtigte ; dies ist D emo-
kratie in homö op athischer Verdünnung.

Die Tendenz innerhalb der EU zur Zentralverwal-
tung und zur Eigenmacht der exekutiven Organe ist
auch erkennb ar im Umgang mit den wenigen üb er-
haupt durchgeführten Volksab stimmungen, welche
zur Ablehnung des »Verfassungsvertrages« und des
Lissab oner Vertrages führten . Nach den Plebisziten in
Frankreich und den Niederlanden wurde der Vertrag
nur marginal geändert und in den genannten Ländern
eine weitere Volksab stimmung au sgeschlo ssen . Auch
das Ergebnis in Irland wurde nicht als Zeichen des
Protests gegen wesentliche Inhalte des Vertrages an-
gesehen, sondern gab nur Anlass , weitere Wege zur
Umgehung dieses Plebiszits zu suchen .

Für Kant hat die Verfassung eines Staates sehr viel
mit dessen Friedensfähigkeit zu tun. D eshalb fordert
er: »Die bürgerliche Verfassung in j edem Staate soll re-
publikanisch sein. « Für ihn b edeutet dies zum einen
die klare Trennung von Exekutive und Legislative ,
zum anderen eine Art der Gesetzgebung, die mit der
Freiheit der Menschen zu vereinb aren ist. Diese liegt
in deren Selb stb estimmung b egründet, das meint die
B efugnis, keinen anderen Gesetzen gehorchen zu
mü ssen, als denen, denen sie ihre Zu stimmung geb en
können. Dies muss auch nach Kant nicht au sschließ-
lich in einer direkten D emokratie , sondern kann auch
durch eine repräsentative Vertretung geschehen, j e-
do ch immer so , d ass der Rechtsunterworfene zur
Üb erzeugung gelangen kann, dass d as ihn b etreffen-
de Gesetz auch von ihm selb st hätte so verab schiedet

werden können . D ie enge Verquickung von Exekutive
und Rechtsetzung durch die Organe der EU sowie die
Undurchschaub arkeit der b etreffenden Rechtset-
zung für wohl die meisten Bürger der Mitglied sstaa-
ten entspricht diesen B edingungen nicht.

Entgegen der Tendenz zu einem Einheitsstaat for-
dert Kant für die Rechtsb eziehung zwischen den Staa-
ten : »D as Völkerrecht soll auf einen Fö deralismu s frei-
er Staaten gegründet sein . « Er versteht d arunter einen
Völkerbund , keinen Völkerstaat. Die fö derale Verbin-
dung zwischen den Staaten ist für ihn einerseits Au s-
druck der Vielfalt innerhalb der Menschheit, zum an-
deren Respekt vor der Eigenständigkeit der Staaten
als Au sdruck der Selb stb estimmung der j eweiligen
Staatsvölker.

Auch wenn der Vertrag von Lissab on − wie b ereits
der alte EU-Vertrag − d as Sub sid aritätsprinzip b etont
(Präamb el und Art. 5 EU-Vertrag n . F.) , vermittelt die
Arb eit der EU-Organe und ihrer Verwaltung den Ein-
druck einer Fremdb estimmung, der die b etroffenen
Bürger ohnmächtig unterworfen sind .

Erwartungen an eine Friedenspolitik
der EU, die diesen Namen verdient

Einrich tung einer »Friedensagen tur«: Nach ihrer der-
zeitigen Verfassung hat die EU nicht die Kompetenz,
ihren Mitglied sstaaten verpflichtend einen b estimm-
ten Rü stungsstandard vorzu schreib en . Wenn ab er
Art. 4 2 EU-Vertrag in der Fassung von Lissab on die
Mitgliedstaaten verpflichtet, »ihre militärischen Fä-
higkeiten schrittweise zu verb essern« so sollte umge-
kehrt auch eine Verpflichtung möglich sein, »ihre mi-
litärischen Fähigkeiten schrittweise abzub auen« . Im
Rahmen der »gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik« sollte sich die EU ausschließlich auf zivile Mit-
tel stützen und b ei den »Missionen außerhalb der Uni-
on zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung und
Stärkung der internationalen Sicherheit« (Art. 4 2 EU-
Vertrag) auf j egliche Gewalt verzichten . Nicht neb en,
sondern statt einer »europ äischen Verteidigungsagen-
tur« sollte die EU eine »Friedensagentur« einrichten,
welche die B emühungen der Mitgliedsstaaten und ih-
re Fähigkeiten zur zivilen Konfliktb earb eitung ko or-
diniert und diese eb enso unterstützt wie entspre-
chende Ansätze innerhalb der Zivilgesellschaft.

Das Rech t a ufKriegsdienstverweigerung: Ein staatli-
ches B ekenntnis zur Friedenspolitik ist nur dann
glaubwürdig, wenn für die Zeit bis zur endgültigen
Ab schaffung j eglichen Militärs zumindest j edem
Menschen d as b edingungslo se Recht eingeräumt
wird , selb st nicht mehr den Krieg zu lernen sondern
j eglichen Kriegsdienst zu verweigern . D ie » Charta der
Grundrechte der Union« sollte in Art. 1 0 Ab s . 2 (bis-
her: »das Recht auf Wehrdienstverweigerung au s Ge-
wissensgründen wird nach den einzelstaatlichen Ge-
setzen anerkannt, welche die Au sübung dieses Rechts
regeln . «) eindeutig wie folgt gefasst werden : »D ie Mit-
gliedstaaten der EU erkennen das Recht j edes Men-
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schen auf Verweigerung aller Kriegsdienste ohne B e-
dingung an . Eine Diskriminierung dieser Entschei-
dung ist unzulässig. «

Für Flüchtlinge au s anderen Ländern, die wegen
der Verweigerung des Militärdienstes Asyl suchen,
wird die EU-Richtlinie 2 0 0 4/8 3 üb er Mindestnormen
für die Anerkennung und den Status von Drittstaats-
angehörigen o der Staatenlo sen als Flüchtlinge in Art.
9 Ab s . 2 e (bisher: »Als Verfolgung können u . a. folgen-
de Handlungen gelten: e . Strafverfolgung o der B e-
strafung wegen Verweigerung des Militärdienstes in
einem Konflikt, wenn der Militärdienst Verbrechen
oder Handlungen umfassen würde , die unter die Au s-
schlussklau seln des Art. 1 2 Ab s . 2 fallen« , das sind Ver-
brechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen oder
Verbrechen gegen die Menschlichkeit) wie so gefasst:
»Als Verfolgung im Sinne von Ab s . 1 können die folgen-
den Handlungen gelten: e . Strafverfolgung o der B e-
strafung wegen Verweigerung des Militärdienstes . «

Umdenken in Bezug a uf » Wirtschaftsflüch tlinge:«

D ie Volkswirtschaft vieler so genannter Entwick-
lungsländer ist u . a. auch durch die Subventions- und
Exportpolitik der EU so geschädigt, d ass viele Men-
schen dort keine au sreichenden Existenzgrundlagen
und d amit eine Perspektive für ihr eigenes Leb en fin-
den . Unabhängig von der Notwendigkeit, die Han-
delsb eziehungen der EU mit anderen Ländern unter
dem Kriterium der Gerechtigkeit zu verändern, b e-

dürfen die Freiheiten des Waren- und Kapitalverkehrs
auch der Ergänzung durch die Freiheit des Personen-
verkehrs (wie es schon in den Gründungsverträgen
der Europ äischen Wirtschaftsgemeinschaft 1 9 5 7 für
den europ äischen M arkt geregelt wurde) . D ie EU soll-
te deshalb eine aktive Migrationsp olitik mit einer
großzügigen Aufnahme von Flüchtlingen b etreib en
und sich für die Verb esserung der Leb ensb edingun-
gen in deren Herkunftsländern einsetzen. Menschen,
die auf der Suche nach einer Perspektive für ihr Leb en
vor den Grenzen der EU unter Leb ensgefahr Wü sten
durchqueren und sich auf üb erfüllten B ooten aufs of-
fene Meer wagen, b edürfen der Hilfe und des Schut-
zes und nicht einer bürokratisch durch »Frontex« or-
ganisierten Abwehr, die oftmals ihren To d b edeutet.

Michael Youlton, der nationale Ko ordinator der iri-
schen »Nein-Kamp agne« gegen den Vertrag von Lissa-
b on fasste die Gründe für das irische Nein so zusam-
men : »Wir wünschen uns ein demokratisches , demili-
tarisiertes und soziales Europ a. Wir warten ungedul-
dig auf eine Antwort. « D em schließe ich mich an .

Ullrich Hah n ist Rech tsanwalt und Vorsitzender des

deutschen Zweigs des In terna tio nalen Versöh n ungs-

bundes. Der h ier abgedruckte (redaktio nell leich t

bearbeitete) Text wurde als Vortrag bei der deutsch-

französischen Tagung des Versöh n ungsbundes in

Straßburg vo m 3. bis 5. Okto ber gehalten.

Peter Bürger

Obszön ist Krieg, nicht aber
antimilitaristische Satire
Zur Diskussion um das Plakat der Gruppe B amM

ten Zivilisation, die auch üb er den größten Teil der
weltweiten Massenmordlogistik verfügt.

Zynismus und offene Menschenverachtung, fast
immer gep aart mit dem tränenrührigen Wahn von Na-
tionalflaggen, sind also Alltag in unserer M assenkul-
tur. Keine Geschmacklo sigkeit wird au sgelassen . Sa-
dismu s ist im Zu sammenhang mit dem Kult der Waffe
auf j edem B ild schirm erlaubt und wird no ch mit Fern-
sehpreisen b elobigt. Schadenfreude üb er den Tod
von Mitgliedern der menschlichen Familie ist in den
Sortimenten der Kriegsunterhalter obligat. D och
no ch nie hab e ich gehört, d ass eine im Bundestag ver-
tretene Partei eine Gesetzesinitiative gegen diese
menschenrechts- und verfassungswidrige Prop agan-
d a für das militärische Morden eingebracht hätte .
Und no ch nie hab e ich gehört, d ass in diesem Land ei-
ne breite öffentliche Initiative unternommen worden
wäre zugunsten j ener Kultur des Friedens , die seit
Gründung der Uno zu erwarten gewesen wäre . Wohl
kaum ein Politiker im Bundestag weiß üb erhaupt,

nsere Videotheken, Kaufhäu ser, Kino s und
Kab elkanäle sind vollgestopft mit Unterhal-

tungsangeb oten, in denen das massenmörderische
Kriegsgeschäft b eworb en wird : Keine technologi-
sche Entwicklung zur Verb esserung des Zerfetzens
von Menschenleib ern, die nicht vorab in kurzweili-
gen Filmen und Software-Pro dukten b eworb en wor-
den wäre . Keine Folterpraxis und Menschenrechts-
verletzung durch Militärs , für die nicht schon im Vor-
feld ein Militärgerichtsdrama auf der Leinwand um
Verständnis geworb en hätte . Kein kollektives Feind-
bild , das den To d von hunderttau senden Menschen in
rohstoffreichen Regionen »legitimieren« soll, d as
nicht mindestens zehn J ahre vor der roten Terminleis-
te entsprechender Kriegsplanungen in Mediensorti-
menten unters Volks gebracht wird . Ich hab e große
Teile dieser Kultur des To des fünf Jahre lang er-
forscht. Oft sind Militärs und Kriegsministerien Co-
Pro duzenten . Die Hersteller, Verkäufer und Filmvor-
führer gehören zu der angeblich »christlich« gepräg-
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dass wir uns seit B eginn des Jahrtausends no ch immer
in einer weltweiten D ekade für eine solche Kultur der
Gewaltfreiheit b efinden .

Angesichts dieser großen Gleichgültigkeit gibt es
zu denken, d ass die staatstragenden Kräfte sich uniso-
no und üb er alle Maßen emp ören können üb er ein
schon seit fünfJahren im Internet au sgestelltes Sold a-
tensarg-Plakat der B erliner Initiative B amM (Büro für
antimilitaristische Maßnahmen) . D as Plakat zeigt ei-
nen mit Flagge b edeckten S arg . Zur Bild schrift gehört
unter anderem die B otschaft: »Die Bundeswehr auf
dem richtigen Weg: Schritt zur Abrü stung. Wieder ei-
ner weniger. Wir b egrüßen diese konkrete Maßnah-
me , den Umfang der Bundeswehr nach und nach zu
reduzieren . « (www. bam m. de) . D ass dies − denkb ar
drastische − Satire ist, dürfte wohl nur schlichten Ge-
mütern entgehen. Ich halte diese S atire persönlich
nicht für gelungen − schon allein deshalb , weil sie An-
gehörige toter Sold aten nicht erreichen kann. Sie ist
auch nicht nach meinem Geschmack. D enno ch trete
ich entschieden für die Freiheit der B erliner Antimili-
taristen ein, ihre Öffentlichkeitsarb eit gegen den
Krieg selb st zu gestalten und d ab ei unkonventionelle
Wege zu gehen. Ich solid arisiere mich als christlicher
Pazifist und als Mitglied der DFG-VK auch mit der B er-
liner DFG-VK, die als Mitb etreib er der b esagten Inter-
netseite eb enso wie die Gruppe B amM mit Anfein-
dungen b edacht worden ist. Kritik ist innerverb and-
lich selb stredend immer eine gute S ache , wenn sie
nicht die von Kriegstreib ern erwünschte Zersplitte-
rung des antimilitaristischen Sp ektrums fördert.
D o ch d ass diese Kritik au sgerechnet erfolgen soll,
nachdem die publizistischen Brückenb auer zwi-
schen National-Konservativen und Rechtsextremis-
ten einen » Skandal« planmäßig konstruiert hab en, ver-
mag ich nicht zu verstehen . Von wem lassen wir uns in
S achen »Moral« b elehren?

D erweil ist in der gesamten Medienland schaft kei-
ne Empörung üb er j ene Politiker von SPD , CDU, Grü-
nen und FDP zu vernehmen, die per Parlamentsent-
schlu ss und gegen den b ekannten Mehrheitsent-
scheid der B evölkerung unverdro ssen junge Men-
schen in Kriege schicken − zum Töten und Getötet-
werden. Die B erliner Gruppe B amM trägt keine Ver-
antwortung für das , was sie in einer Au sschnittszene
auf ihrem umstrittenen Plakat zeigt. Politiker ab er, die
mit denkb ar ob erflächlichen Kenntnissen üb er wah-
re Verhältnisse auf Kriegsschauplätzen und einge-
hüllt in dreiste Kriegslügen die bundesdeutsche B e-
teiligung z . B . am Afghanistan-Krieg abnicken, tragen
Verantwortung für das Gezeigte . Sie sind die Allerletz-
ten, die ein Recht hätten, sich üb er das Soldatensarg-
Plakat aufzuregen . Sie sollten vielmehr damit rech-
nen, dass sie sehr b ald schon als Sold atenmörder b e-
zeichnet werden . Auch dies wäre eine sichere Progno-
se , die ihnen b ei einem Vertrautsein etwa mit der Ge-
schichte des Vietnam-Krieges nicht unb ekannt sein
dürfte . D o ch unb ekümmert ist man stattdessen d ab ei,
mit reanimiertem Ordenslametta und nationalen
Kriegsheldendenkmälern die vermehrten B ilder von

Leichenrückführungen unter schwarz-rot-gelb en Tü-
chern vorzub ereiten . Die Krokodilstränen der Verant-
wortlichen hab en etwas Nekrophiles an sich . Wie
heißt es do ch im Chor zum Schluss der Matthäu s-Pas-
sion von Johann Seb astian B ach : »Euer Grab und Lei-
chenstein / Soll dem ängstlichen Gewissen / Ein b e-
quemes Ruhekissen / Und der Seelen Ruhstatt sein. /
Höchst vergnügt schlummern d a / die Augen ein. «

D ass ich seit meinem 1 8 . Leb ensj ahr der Interna-
tionalen Katholischen Friedensb ewegung Pax Christi
angehöre , hat sehr viel auch mit den toten Sold aten
au s meiner Familie zu tun .

1 )

Meine Eltern hab en vier
B rüder im Zweiten Weltkrieg verloren . Zwei von ih-
nen trugen die Namen von B rüdern meines Großva-
ters , die schon im Ersten Weltkrieg tot auf Schlachtfel-
dern lagen. Mein Großvater hat sich d ann au s Trauer
förmlich zu To de gegrämt. Er meinte , die Regieren-
den würden sich immer die Kinder der kleinen Leute
holen, um sie in ihren Kriegen verrecken zu lassen .
(Genau d as tun sie derzeit wieder üb er Rekrutie-
rungskamp agnen an Arb eitsämtern etc .) Ich hab e vor
dem Hintergrund solcher Erfahrungen in meiner Fa-
milie nie einen Zweifel daran gehabt, d ass die Frie-
densb ewegung der einzige Anwalt ist, den Sold aten
hab en . D o ch unsere Aufgab e ist keine Soldatenseel-
sorge , die sich gemein macht mit dem Geschäft des
Todes . Während im Parlament sich nur wenige mit ih-
rer Stimmkarte gegen Sold atentode entscheiden, ist
das B amM-Plakat womöglich schon j etzt − nach gro-
ßer medialer Aufmerksamkeit − geeignet, Soldatenle-
b en zu retten .

Eines wissen wir nach dem in rechten Kreisen zu-
sammengebrauten » Skandal« und der geheuchelten
Emp örung j edenfalls ganz genau : Die grob e Linie die-
ses Plakates ist richtig. Wer Soldatenleb en schützen
will, mu ss Leichensäcke , S ärge und d as blutige Rot des
Todes vor den Türen der politisch Verantwortlichen
sichtb ar machen. Ich persönlich werde mit Sicherheit
Blutb eutel an einer Geschäftsstelle der Partei »Die
Linke« platzen lassen, sollte diese sich − in »gut sozial-
demokratischer Tradition« − ein erstes Mal der Kriegs-
räson des Staates b eugen . Die politische Klasse ist
längst dab ei, die Verfassung zugunsten ökonomisch
motivierter Militärplanungen zu ändern .

2)

Sie spielt
schon j etzt mit dem Leb en der Kinder anderer Leute .
D a hab en wir als Pazifisten und Antimilitaristen kein
Recht mehr, immer nur nett und höflich zu bleib en .
D as gefährdete Leb en p otenzieller Kriegsopfer und
das gefährdete Leb en von Sold aten verpflichten uns
zum Widerstand . D er ab er mu ss drastischer au sfallen
als unsere bisherigen Metho den, denn Schwerhörig-
keit und Blindheit der Verantwortlichen sind groß .

Peter Bürger, Theologe, freier Publizist und DFG- VK-

Mitglied, ist Träger des »Bertha vo n Suttner-Preises«

(2006) der Bertha-vo n-Suttner-Stiftung und der DFG-

VK in der Ka tegorie »Film und Medien«

1 ) Vgl . www. heise . de/tp/r4/artikel/2 6/2 60 68/ 1 . html

2 ) Vgl . www. heise . de/tp/r4/artikel/2 2/2 2 68 6/ 1 . html und www.hei-
se . de/tp/r4/artikel/2 3/2 3 8 3 6/ 1 .html



Die Öffnung und B efreiung der Konzent-
rationslager mit ihren unb eschreiblichen
und unsagb aren Schreckensbildern, die B e-
richte der Üb erleb enden de s Naziterrors,
Jahre sp äter die Frankfurter Auschwitzpro-
zesse − und letztlich : Die unaufgearb eitete ,
ab er erdrückende Erinnerung in den Köp-
fen der vielen Kriegsteilnehmer, sei es als
Täter, sei e s als Opfer, üb er die sie nicht o der
nur ganz vereinzelt zu sprechen wagten, we-
der öffentlich no ch (wie wir heute wissen)
im privaten B ereich; mit alle dem mu sste
die se Nachkriegsgesellschaft fertig werden .
Und damit tat sie sich naturgemäß schwer:
Täter und Opfer waren nur schwer zu tren-
nen, nicht nur, weil viele der Täter plötzlich
Opfer gewesen sein wollten, sondern weil
die eigentümliche Verstrickung in das fa-
schistische und militaristische System vie-
len selb st die Kraft zur Unterscheidung von
Recht und Unrecht genommen hatte .

D er erste und alles b estimmende Kon-
sens im ge samten Nachkriegsdeutschland
schien daher zunächst no ch die Ablehnung
j eglichen Militarismu s zu sein − und der
wurde auch so b eim Namen genannt, so wie
der Pazifismus als Gegenmo dell im allge-
meinen Sprachgeb rauch präsent war.

Am 5 . März 1 9 4 6 unterzeichneten die Mi-
nisterpräsidenten der drei Länder der ame-
rikanischen Zone (B ayern, Groß-Hessen
und Württemb erg-B aden) das » Gesetz Nr.
1 0 4 zur B efreiung von Nationalsozialismu s
und Militarismus« , das formulierte , »die B e-
freiung von Nationalsozialismu s und Milita-
rismu s« sei eine »unerlässliche Vorb edin-
gung für den politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Wiederaufb au (. . . ) mit dem
Ziel, den Einflu ss nationalsozialistischer
und militaristischer Haltung und Ideen auf
die D auer zu b eseitigen« .

Die D efinition des Militarismu s in Art. 8
lautete gar: »I . Militarist ist: 1 . Wer das Leb en
des deutschen Volke s auf eine Politik der mi-
litärischen Gewalt auszurichten suchte ; 2 .
wer für die B eherrschung fremder Völker,
ihre Au snutzung und Verschleppung einge-
treten o der verantwortlich ist ; 3 . wer die
Aufrü stung zu die sen Zwecken förderte . II .
Militarist ist insb esondere , (. . . ) , 1 . Wer durch
Wort o der Schrift militaristische Lehren
o der Programme aufstellte o der verbreitete
o der außerhalb der Wehrmacht in einer O r-
ganisation aktiv tätig war, die der Förde-
rung militaristischer Ideen diente ; (. . . ) «

D er D eutsche Bundestag lehnte b ereits
in seiner ersten außenpolitischen D eb atte
am 2 4 . und 2 5 . Novemb er 1 949 eine erneute
Aufstellung von Streitkräften ausdrücklich
und mit üb erwältigender Mehrheit ab .

Konrad Adenauer erklärte seine Po sition
am 4 . D ezemb er 1 949 gegenüb er dp a no ch
so : »In der Öffentlichkeit muss ein für alle-
mal klargestellt werden, dass ich prinzipiell
gegen eine Wiederaufrü stung der Bundes-
republik D eutschland und damit auch ge-
gen die Errichtung einer neuen deutschen
Wehrmacht bin . «

as rechtliche , vor allem verfassungs-
rechtliche Verständnis des Rechtes

der Kriegsdienstverweigerung (KDV) und
dem folgend das Verhältnis von Wehr- und
Zivildienst scheint weitgehend au s dem öf-
fentlichen Blick geraten zu sein . Erst recht
scheint das Verständnis de ssen, worum es
b ei KDV, Pazifismu s/Militarismus inhaltlich
geht, im öffentlichen B ewu sstsein bis zur
Unkenntlichkeit verstümmelt. Ich will ver-
suchen, in grob en Zügen einige der B egriffe
und ihre Inhalte zu rekonstruieren, um
dann daraus die geb otenen Konsequenzen
im Sinne meines Themas abzuleiten .

Man muss sich zur systematischen Ein-
ordnung des Grundrechts der KDV und der
einzelnen Ab schnitte der Entwicklung eini-
ges von der historischen Ausgangssituation
in Erinnerung rufen, was heute weitgehend
verge ssen zu sein scheint, wenn von Wehr-
pflicht und KDV die Rede ist.

Der geschichtliche und
politische Hintergrund

D ie D eutschen, o der j edenfalls die ganz
üb erwiegende Mehrheit, waren in zwei
Weltkriegen auf zwiesp ältige Weise Täter
und Opfer zugleich geworden, nämlich Op-
fer der Folgen ihrer eigenen ungeheuerli-
chen Verbrechen gegen die Menschlichkeit.
Nicht die Tatsache indes , dass sie Kriege b e-
gonnen hatten, was in dieser Phase der eu-
rop äischen Geschichte immer no ch zu den
legitimen Mitteln der Politik gehörte , auch
nicht, dass sie sie verloren hatten, war der ei-
gentliche Makel . D en hatten sie sich viel-
mehr selb st dadurch eingebrannt, dass sie
mit diesen Kriegen ein bis dahin nicht ge-
kanntes Massenmorden, eine unb eschreib-
liche Form der menschenverachtenden
Brutalität eingeleitet und vorformuliert hat-
ten, die dann in gleicher o der ähnlicher Wei-
se Maßstab der militärischen E skalation
und mithin der Gegenmaßnahmen ihrer
Gegner wurde und sich gegen sie selb st
richtete , sie wiederum zu Opfern machte .

Was in den Feldschlachten des Ersten
Weltkrieges erstmals exzessiv und in aller
ob szönen Schamlo sigkeit gegenüb er j edem
Minde stmaß an Menschlichkeit und ethi-
schem Anstand mit geschätzten 8 , 7 Millio-
nen Toten vorexerziert wurde , war im
Zweiten Weltkrieg dann schon Standard ,
der nur no ch der technischen und organisa-
torischen Perfektionierung b edurfte :

Die vollkommene Unterwerfung des Le-
b ens und der Person de s Einzelnen unter
die militärischen Ziele , und sehr eng damit
verflo chten die Reduzierung des Einzelnen
auf seine bloße Funktion im militärischen
App arat (und p arallel dazu im faschisti-
schen Staatsge sellschaftsapp arat, die b eide
mehr und mehr ineinander üb ergingen) , ei-
nem App arat zugleich, der − wie selten zu-
vor in der Geschichte in solchen Dimensio-
nen − auf Vernichtung von Menschen ge-
richtet war und nicht bloß auf Grenzverän-
derungen, Machterweiterung o der wirt-
schaftliche Au sb eutung − die klassischen
Kriegsziele .

D amit hatte Militarismus in seiner b is da-
hin ab scheulichsten Form zugleich sein We-
sen offenb art und sein Ge sicht gezeigt, das
sich tief in das B ewu sstsein der Menschen
und das kulturelle Gedächtnis der Ge sell-
schaft eingeprägt hatte .

Die Täter, die Profiteure und Arrangeure
des Krieges fühlten sich (j edenfalls nach
der zweiten Niederlage) nicht lediglich als
Verlierer, sondern sie waren geächtete Kri-
minelle , als Verbrecher gegen die Mensch-
lichkeit gebrandmarkt. D ie Nürnb erger Pro-
ze sse − und das ist b ei aller Heuchelei , die es
auch dort gab , ihr eigentliches Verdienst −
hatten erstmals den »Kriegs-Herren« ihren
Nimbus als »Herren der Ge schichte« genom-
men und sie und den Militarismu s , den sie
verkörperten, in ihrer ganzen Erb ärmlich-
keit vorgeführt.

Michael Hofferbert

Über den Umgang mit einem gesellschaftlichen Tabu
Grundsätzliche Überlegungen zu Selbstverständnis, Ziel und Methodik der KDV-Beratung

Während Kriegsdienstverweigerung und
Wehrpflicht j ahrzehntelang zentrale The-
men der p azifistisch-antimilitaristischen
Au seinandersetzung, B ewu sstseinsbil-
dung und Politisierung waren, ist ihre B e-
deutung erheblich gesunken . Aus Kriegs-
dienstverweigerern wurden »Zivis« , die
meisten KDV-B eratungsstellen hab en ihre
Arb eit eingestellt, die Frage der B eib ehal-
tung o der Ab schaffung der Wehrpflicht
wird unabhängig von der Auseinanderset-
zung üb er Krieg und Frieden diskutiert.

D ab ei liegt die Zahl der j ährlich ge stell-
ten KDV-Anträge anhaltend b ei weit üb er
1 0 0 . 0 0 0 (Man erinnere sich : 1 9 5 8 gab es
knapp zweieinhalb Tausend KDV-Anträ-
ge , 1 9 68 fast 1 1 . 60 0 , 1 978 fast 4 0 . 0 0 0 , 1 9 8 8
knapp üb er 7 7. 0 0 0 und vor 1 0 Jahren üb er
1 70 . 0 0 0 .) . . . dab ei führt die Bundesrepub-
lik D eutschland seit einem Jahrzehnt fast
selb stverständlich Kriege .

Gründe genug also , sich mit diesen Fra-
gen wieder grundsätzlich zu b eschäfti-
gen . Die Zentralstelle KDV als gemeinsa-
me Einrichtung von 2 6 Organisationen
hat dies auf ihrer Mitgliederversammlung
im Novemb er getan .

Wir veröffentlichen dazu − auch als Dis-
ku ssionsanstoß innerhalb der LeserIn-
nenschaft − in gekürzter und redaktionell
bearbeiteter Fassung den Vortrag, den Mi-
chael Hofferb ert b ei dieser Versammlung
am 1 5 . Novemb er in B erlin gehalten hat
(wegen de s Umfangs in einem speziellen
Layout) .

Michael Hofferb ert ist Rechtsanwalt in
Frankfurt am Main und seit Jahrzehnten
auch in Wehrpflicht- und KDV-Verfahren
tätig . Die ungekürzte Fassung seine s Vor-
trags ist erhältlich üb er die Internet-
Homep age der Zentralstelle KDV unter
der Adre sse www. zen tralstelle-kdv. de/

pdf/3 04.pdf
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Adenauer, der den Schwenk zur Wieder-
b ewaffnung längst heimlich vollzogen und
den USA einen militärischen B eitrag von
5 0 0 . 0 0 0 Soldaten zugesagt hatte , als er die se
nahezu p azifistisch klingende öffentliche
Erklärung von sich gab , sprach zunächst in
der dann unvermeidlich werdenden öffent-
lichen D eb atte üb er die Aufstellung deut-
scher Truppen no ch relativ offen von ange-
strebter »Remilitarisierung« , wenn auch
vornehmlich zur Vermeidung de s von der
Oppo sition verwendeten B egriffes der
»Wiederb ewaffnung« . In einer Vortragsno-
tiz der »Dienststelle Blank« , die zur organisa-
torischen, prop agandistischen und ideolo-
gischen Vorb ereitung militärischer Maß-
nahmen eingesetzt worden war

1 )

, heißt es
dazu : »D er B egriff Remilitarisierung (sei)
wegen seiner Nähe zum B egriffRenazifizie-
rung zu vermeiden . « Als Alternative wurde
vorgeschlagen : »B esser: Eingliederung in
die europä ische A bwehrfro n t a us No t-
wehr« − ein Argumentationstopo s, der für
die weitere alltägliche ideologische Au sei-
nandersetzung der Pazifisten mit dem neu-
en Militarismu s in den Folgej ahren no ch
hö chst b edeutsam werden sollte .

D ie dann folgende D eb atte üb er die »Wie-
derb ewaffnung« hat die Bunde srepublik in
den frühen 5 0 er Jahren nachhaltig politi-
siert und gesp alten . Von der bitteren Kriegs-
erfahrung B elehrte und zu Pazifisten B e-
kehrte , Teile der Gewerkschaften, der Par-
teien vorwiegend , ab er keineswegs nur des
linken Spektrums , Teile der Kirchen, vieler
Verb ände , ab er auch viele Einzelne , nichtor-
ganisierte Pazifisten, Humanisten, Künstler
und Intellektuelle standen mit der p azifisti-
schen Lo sung »Nie wieder Krieg ! « in einem
heftigen und offen ausgetragenen Streit mit
den B efürwortern des neuen Militarismu s .
Im Oktob er 1 9 5 0 trat Gu stav Heinemann
au s Prote st gegen die von ihm so b ezeichne-
te »Remilitarisierungspolitik« der Regie-
rung als Innenminister zurück.

2 )

»Brückenkopf des Widerstands«

Was b ereits 1 94 6 und no ch lange vor der
Wiederb ewaffnung mit dem B egriff des
» Gewissens« im Zu sammenhang mit Krieg
und Kriegsdienst in no ch frischer Erinne-
rung an die Grauen des Kriege s, im Ange-
sicht der B arb arei eine s glob alen Völker-
schlachtens und de ssen damals alltäglich
no ch wahrnehmb arer Folgen in Art. 4 Ab s . 3
Grundgesetz (GG) erklärtermaßen als »Ap-
pell an das Gewissen« , also an die ethische
Verantwortlichkeit und Verantwortung j e-
des Einzelnen formuliert war, wurde dann
allerdings mit der Entscheidung zur Wie-
derb ewaffnung fast zwangsläufig zum ver-
fassungsrechtlich institutionalisierten Me-
netekel , zum potenziellen Stachel der Erin-

nerung im Fleisch einer Gesellschaft, die
nur schnell wieder vergessen sollte : Mit j e-
der Erfassung eines Wehrpflichtigen stellte
sich die Frage nach der Erinnerung an die
Wirklichkeit des Krieges und die Aufforde-
rung nach persönlicher Verantwortung neu
− an die Wehrpflichtigen selb st eb enso wie
an deren Eltern und Familien .

Art. 4 Ab s . 3 GG erwies sich so zunächst
als ein Brückenkopf des Widerstandes , von
dem aus die Erinnerung an das Thema und
damit zugleich an das Trauma des Krieges
und seine menschenverachtende Logik
nicht bloß mu seal gepflegt, sondern in prak-
tisches − politisches − Handeln umgesetzt
werden konnte : D er Einzelne konnte sich
unmittelb ar wirksam der Mehrheitsent-
scheidung üb er die Widerb ewaffnung un-
ter B erufung auf sein Gewissen, also unter
B erufung auf ethische Prinzipien widerset-
zen . D as wäre eine großartige Chance für
den Pazifismu s gewesen, wenn sie denn of-
fensiv genutzt worden wäre : Eine Chance
der ständigen und immer wieder aktuellen
Gegenüb erstellung der »Ethik einer Zivilge-
sellschaft« einerseits , wie sie den Grund-
rechtskatalog der Verfassung prägt, und der
»Logik militärischer Gewalt« andererseits,
die in einem unüb erbrückb aren ethischen
Gegensatz zueinander stehen .

Ich meine damit nicht die − j edenfalls
mich − nicht sehr üb erzeugende Gegen-
üb erstellung von »gewaltlo sem Wider-
stand« einerseits und »militärischer Gewalt«
andererseits , auf die viele in endlo sen D e-
b atten mit den damals no ch vorhandenen
Prüfungsgremien abgestellt hab en, um sich
am Ende sagen lassen zu mü ssen, sie seien
eb en keine Realisten .

Diese Gegenüb erstellung zielt vielmehr
auf den wirklich grundlegenden, geradezu
p aradigmatischen Unterschied zwischen zi-
viler Gewalt, wie sie auch im alltäglichen Le-
b en einer Zivilge sellschaft unverzichtb ar
ist, mit ihrer unab dingb aren Bindung an
den Maßstab der Menschenwürde und den
darau s resultierenden unb edingten An-
spruchs des Einzelnen auf Leb en einerseits,
und der − einer völlig anderen inneren Lo-
gik folgenden − spezifisch militärischen Ge-
walt andererseits , die von dieser Bindung
b efreit ist. Also nicht lediglich unterschied-
liche Intensität von sonst wesensgleicher
Gewalt, sondern grundsätzlich unter-
schiedliche Arten von Gewalt, unterschie-
den eb en durch die Maßstäb e und Grenzen
ihrer Anwendung und die ihnen damit j e-
weils zuwachsenden Aufgab en von Rettung
o der Vernichtung .

Dieser B rückenkopf des Widerstandes
wäre eine Chance für den Pazifismu s gewe-
sen, ab er die blieb auch deshalb weitgehend
ungenutzt, weil b ei den D eutschen Repub-
lik, D emokratie und Rechtsstaatlichkeit
no ch nicht wirklich angekommen und die
Kräfte der Restauration mächtiger, geübter
und schneller waren als die vom Faschismu s
dezimierten und sich erst wieder sammeln-
den Kräfte der Aufklärung, der Intellektuel-
len, der Linken, der humanistischen und der
christlichen Oppo sition und der Gewerk-
schaften .

Die Täter und Profiteure des Kriege s und
des faschistischen Systems hatten trotz aller
mit dem » Gesetz Nr. 1 0 4 zur B efreiung von
Nationalsozialismus und Militarismu s« ver-
folgter B estrebungen ihrer »Au sschaltung

au s der Teilnahme am öffentlichen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Leb en des Vol-
kes« schnell wieder die − zunächst wirt-
schaftliche − Macht inne (die an der neuen
Rü stung auch wieder verdiente) , ab er nach
einer kurzen Zwischenphase auch wieder
die Macht in den Parteien, den Medien, den
Schulen und Ho chschulen und sonstigen
Schlü sselstellen der Ge sellschaft, von de-
nen sie gerade ferngehalten werden sollten .

Was lag da näher als der Versuch, die Erin-
nerung an ihre Verbrechen und die Wirk-
lichkeit des Krieges mit allen möglichen
Mitteln der politischen Prop aganda gezielt
zu verdrängen, die Themen der Schmach
ideologisch durch allerhand heuchlerische
Ritu ale und D enkverb ote zu neutralisieren

− eb en mit Tabu s zu üb erdecken? !
Und das Tabu der Logik militärischer Ge-

walt scheint eines derj enigen zu sein, die
sich bis heute am hartnäckigsten gehalten
hab en .

Die Metho den der ideologischen Ent-
schärfung o der Verleugnung des ethischen
Konfliktes , der sich durch die »Remilitari-
sierung« ergab , waren vielfältig und blieb en
nicht ohne Wirkung . Schon in der (von den
Pazifisten dann allzu schnell üb ernomme-
nen und bis heute gültigen) gesetzlichen
Terminologie b ei Einführung de s Art. 1 2 a
GG sowie § 2 5 des Wehrpflichtgesetzes von
1 9 5 6 lag in gewisser Weise ein pej orativer
Schlenker der Sprachregelung : Während
Art. 4 Ab s . 3 GG 1 94 6 no ch von dem Verbot
spricht, j emanden zum Kriegsdienst zu
zwingen, also das an den Staat und alle sei-
ne Organe gerichtete , unmittelb ar wirksa-
me Verb ot ausspricht, aktiv auf j emanden
zum Zwecke der Dienstleistung einzuwir-
ken, liegt in dem B egriff de s Kriegsdienst-
verweigerers , der dann schnell auch in der
Umgangssprache gar zum Wehrdienstver-
weigerer mutiert ist, die geschickte Unter-
stellung einer Negativhaltung des Sich-Ver-
weigerns, und das zumal no ch gegenüb er
der do ch eigentlich ganz selb stverständlich
klingenden Reaktion und Pflicht des Sich-
Wehrens und des Schutzes für andere .

Auch gab es allerhand Versuche der Ab-
schleifung dieses Stachels des Pazifismu s
durch den Ge setzgeb er selb st: Die so ge-
nannten weißen Jahrgänge und Angehörige
von Opfern des Naziregime s wurden von
der Einb erufung verschont, wer Angehöri-
ge ersten Grades , Eltern o der Geschwister
durch Kriegseinwirkungen verloren hatte ,
wurde nicht gegen seinen Willen einb eru-
fen, eb enso Theologen o der solche , die e s
werden wollten .

Ab er j e mehr Folgej ahrgänge zur Einb e-
rufung anstanden, j e mehr dann Mitte der
1 9 60-er Jahre der Widerstand gegen das er-
starrte und dysfunktional gewordene Sys-
tem der Restauration wuchs und j e mehr
der B edarf an Soldaten stieg, um das
5 0 0 . 0 0 0-Soldaten-Versprechen de s Remili-
tarisierungskanzlers zu erfüllen und den in-
zwischen wieder in Amt und Würden b e-
findlichen Nazi-Generalen in neuer Uni-
form die erforderliche Verfügungsmasse zu
verschaffen, wuchs auch die Zahl der »Ver-
weigerer« − nicht zuletzt auch vor dem Hin-
tergrund der erneut durch die Bilder und
B erichte vom Krieg in Vietnam ins B ewu sst-
sein gerufenen Wirklichkeit des Krieges .

Die Wahrnehmung des Grundrechte s
au s Art. 4 Ab s . 3 GG stand also (immer no ch)

1 ) 1 9 5 0 erfolgte die Ernennung von Theo dor Blank
zum »B eauftragten des Bundeskanzlers für die mit der
Vermehrung der alliierten Truppen zu sammenhän-
genden Fragen« .
2 ) Die B egriffe »Militarismus« und »Pazifismu s« wer-
den in den folgenden Au sführungen b ewusst auf die-
sen Kern reduziert verwendet, nämlich Militarismus
als die B ereitschaft einer Gesellschaft, Krieg zu führen
bzw. sich darauf vorzubereiten, und Pazifismu s als
Weigerung des Einsatzes militärischer Gewalt − wohl
wissend , d ass sie sich d arin nicht erschöpfen und d a-
mit nichts über die gesellschaftlichen, politischen
und öko no mischen B edingungen von Militarismus
und Pazifismus , b ei letzterem auch nichts üb er dessen
ganz unterschiedliche Strö mungen, gesagt ist.
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rierten, Haftstrafen in Kauf nahmen und sol-
che auch wiederholt abgesessen hab en,
sich ganze Leb ensab schnitte und Karrieren
verdorb en o der gar − und das war leider kei-
ne Seltenheit − au s Scham vor der D emorali-
sierung der Prüfungsverfahren und au s
Angst vor dem Kontakt mit der Waffe sich
das Leb en genommen hab en .

Die Verweigerung de s Kriegsdienste s b e-
rührte so o der so also stets auch die Ge-
schichte der eigenen Familie

4)

. Was das
wirklich b edeutet, ist erst sehr viel sp äter im
Rahmen der wissenschaftlichen Erfor-
schung und Aufarb eitung der so genannten
Second-Generation-Problematik

5 )

ins B e-
wu sstsein getreten : D as Trauma von Krieg,
von Vernichtung, Verfolgung, Niederlage
und vor allem Verlu st von Menschen wirkt −
wie wir heute wissen − auf spezifische Wei-
se üb er Generationen hinweg nach . Krieg
endet nicht mit dem Friedensschlu ss o der
der Kapitulation . D ie soziale und individu-
elle , innerp sychische Verarb eitung b eginnt
dann erst und dauert oft verdeckt und au s
dem B ewu sstsein verdrängt üb er Genera-
tionen an . E s ist für das Verständnis unsere s
vorliegenden Problems vielleicht hilfreich,
darauf hinzuweisen, dass die j eweiligen Fol-
gegenerationen nicht etwa in gleicher Wei-
se und abnehmend , sondern gänzlich unter-
schiedlich, gleichsam zyklisch abwehrend
o der offensiv auf solche kollektiven und in-
dividuellen Traumata ihrer Eltern regieren .

B eratung von Verweigerern war damals
j edenfalls ganz üb erwiegend die B eratung
»junger« Menschen ( 1 8 bis 2 8 o der auch 3 2 ) ,
die sich zu einem großen Teil wirklich in in-
nerer Not b efanden : Nicht in der Not, als
Soldat sofort in den Krieg ziehen zu müssen

− den gab es j a damals nicht. Nein, Not viel-
mehr − p sychologisch b etrachtet − als Angst
vor der Vorstellung, das lernen und po sitiv
b esetzen zu sollen, was in den Familien als
kollektives Trauma Ursache und zugleich
Symb ol von Verlu st von Angehörigen und
verdrängter Schuldgefühle war.

D er Streit zwischen Prüfungskommissi-
on einerseits und Antragsteller andererseits
drehte sich ab er von Anb eginn und zuneh-
mend um die (rechtlich im Rahmen des Art.
4 Ab s . 3 GG völlig irrelevante) Frage , ob
denn die Po sition des Pazifismu s o der die
der Rüstung und der Kriegsb ereitschaft
(was Militarismus schon nicht mehr ge-
nannt werden durfte) die sozu sagen »obj ek-
tiv richtige« sei . D er angstb esetzten Motiva-
tion der Antragsteller, die sie zugleich er-
pre ssb ar machte , entsprach es dann, argu-
mentativ schnell zu kapitulieren und einzu-
räumen, dass e s j a nun der schlichten Ver-
nunft entspreche , militärische Gewalt
vorzuhalten, man selb st, der Pazifist und
Verweigerer, ab er eb en p sychisch o der
sonst persönlich nicht stabil genug sei, sich
die ser Pflicht zu stellen − also gegen die im-
mer im Raum stehende Anklage der Feig-
heit und Fahnenflucht verteidigungsweise
eine Art Zurechnungsunfähigkeit in S achen
Vaterlandsverteidigung geltend zu machen .

für die ganz üb erwiegende Zahl derer, die
davon Gebrauch machten, in einem unmit-
telb aren thematischen Zu sammenhang mit
den vergangenen Kriegen und den Folgen,
die die se auf vielfältige Weise in den Famili-
en hinterlassen hatten, also im Zusammen-
hang mit der Frage nach der ethischen
Rechtfertigung militärischer Gewalt. Kaum
eine Familie , in der nicht Angehörige im
Krieg umgekommen waren o der den Krieg
nur mit schwersten körperlichen o der seeli-
schen Traumata üb erleb t hatten .

Was Wunder also , dass die Kräfte des Mi-
litarismu s in der politisch-ideologischen
Auseinandersetzung alles daran setzten,
dieses Widerstandspotenzial zu brechen, es
einzugrenzen, lächerlich zu machen o der
zu dämonisieren, j edenfalls möglichst un-
schädlich zu machen?

3 )

B ei der Erfüllung
dieses ideologischen und prop agandisti-
schen Auftrages kam den »Prüfungsaus-
schüssen« und »Kammern für Kriegsdienst-
verweigerer« eine entscheidende Rolle zu ,
im Rückblick zeigt sich , dass eb en darin ihre
eigentlich Aufgab e und Funktion lag .

D ie Vorsitzenden dieser Prüfungsgremi-
en waren von der Wehrverwaltung dienst-
lich abhängig : E s gab für die Anerkennun-
gen feste Quotenvorgab en, und wer zu viele
Anerkennungen zuließ, hatte mit dienstli-
chen Sanktionen zu rechnen : D as war dann
schnell das Ende der Karriere . Die B eisitzer
waren von den Kommunen, genauer: dort
von den politischen Parteien b enannt, und
nicht wenige von ihnen waren » alte Kämp-
fer« , die die Niederlage de s Faschismu s nie
wirklich als B efreiung verstanden hatten .
Sie meldeten sich nur allzu gerne freiwillig
für dieses Amt, um in den Verfahren zu zei-
gen, dass e s do ch nichts B ö ses gewesen sein
könne , Soldat gewe sen zu sein − Angriffs-
krieg hin o der her. Soldat sein war ab er vor
allem unter der neuen Sprachregelung wie-
der gut und edel , die das Amt Blank dereinst
für den Remilitarisierungs-Kanzler entwi-
ckelt hatte : »Notwehr« − nicht Militarismus !

Wer von »Militarismu s« mit Blick auf die
Bundeswehr sprach, erntete nun plötzlich
wieder Empörung und den Vorwurf, ideolo-
gisch verblendet zu sein und die gute Ab-
sicht der (neuen) Notwehr-Soldaten in den
Schmutz zu ziehen .

So wie die in den Stadt- und Landkreisen
gebildet »Spruchkammern« nach Artikel 2 4
de s Gesetzes Nr. 1 0 4 zur B efreiung von Na-
tionalsozialismu s und Militarismus , zur
»Entnazifizierung und Entmilitarisierung«
führen sollten, war e s der umgekehrte Auf-
trag der »Prüfungskammern« , zur »Entp azi-
fizierung« und Rehabilitierung des Militaris-
mu s im neuen Gewand b eizutragen . E s ist
b emerkenswert, wie bis in die O rganisation
und Terminologie hinein geradezu spiegel-
bildlich die se Aufgab e organisiert wurde .

Notwehr war somit b ald der zentrale To-
po s , mit dem die Antragsteller verunsichert
und demoralisiert wurden . Keine Verhand-
lung verging, in der nicht die übliche Falle
aufge stellt wurde und nach einiger Jagd mit
S alven einfältiger Fragen auch zuklappte ,

Fragen, deren Sinn die Fragesteller oft selb st
nicht verstanden, ab er deren Zweck klar
und deren Wirkung erprobt war: »Was wür-
den Sie im Falle einer auf Leb en und To d zu-
gespitzten Notwehrsitu ation tun?«

Wer erklärte , er werde keine Gewalt an-
wenden, wurde − in der Regel zu Recht, weil
das nur ganz wenige wirklich ernsthaft mei-
nen − als unglaubwürdig ab gelehnt.

Wer erklärte , er werde sich − auch mit ei-
ner Waffe − wehren, erhielt triumphierend
den Vorhalt, eb en dies tue do ch die Bundes-
wehr, die alleine − wenn üb erhaupt, was ei-
gentlich ganz ausgeschlo ssen sei − in
(Staats)Notwehr eingesetzt werde .

Wer darauf nicht gefasst war und den
fundamentalen ethischen Unterschied von
ziviler und militärischer Gewalt nicht ver-
standen hatte , j edenfalls nicht formulieren
konnte , sah in aller Regel nur no ch zwei Zü-
ge , die das triumphierende und gänzlich de-
moralisierende »Schach Matt« verzögern,
nicht ab er wirklich verhindern konnten : Er
stritt entweder verbittert darüb er, woher er
denn üb erhaupt im fraglichen Fall eine Waf-
fe hab en solle , ob denn die Bundeswehr
nicht do ch einmal zum Angriff blasen kön-
ne (als ob e s darauf ankomme) , und was es
da an hilflo sen Hakenschläge eines gej agten
und schon angescho ssenen Hasen sonst
no ch so gab , o der er erklärte , das alles eb en
gar nicht erst lernen zu wollen, o der gar
nicht erst in diese komplizierte Situ ation
kommen zu wollen . B eides j edenfalls trieb
den Kandidaten ganz im Sinne der Jäger im-
mer weiter von der ursprünglich ethisch b e-
gründeten Motivation weg .

Fe ste − freilich außergesetzliche ! − Min-
destanforderung für eine Anerkennung war
zudem, dass der Antragsteller b ereit sein
mu sste , für seine demonstrierte Feigheit
vor dem Feind für mindestens einen Teil sei-
ne s Leb ens auf Knien durch die Republik zu
rutschen, indem er bußfertig »Ersatzdienst«
(so hieß das damals no ch und viel offener
als heute) leisten werde , j e anstrengender
desto b esser (sp äter als »lästige Alternative«
in die Disku ssion eingeführt) . Nur wer sich
öffentlich selb st geißelte und b estrafte , war
glaubhaft. (Diese s Verständnis wirkt übri-
gens bis heute no ch in der Umgangsweise
des BAZ mit Zivildienstpflichtigen nach !)

D as rechtliche Entscheidungsprogramm
des Art. 4 Ab s . 3 GG spielte in den Verfahren
vor den Prüfungsgremien einschließlich ei-
ner Reihe von Verwaltungsgerichten prak-
tisch keine Rolle , wurde kaum j e verstanden
o der thematisiert, und e s dauerte lange , bis
die Rechtsprechung des Bunde sverwal-
tungsgerichts (BVerwG) dem (z .T. sehr zö-
gerlich und erst auf Druck de s Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG)) Grenzen setzte .

Domestizierte Pazifisten

Langfristig entscheidend für die Schwä-
chung der p azifistischen B ewegung waren
nach meiner B eob achtung zwei Elemente :

Unter der ab Mitte der 1 9 60-er Jahre rapi-
de wachsenden Zahl der Antragsteller der
ersten Nachkriegsgeneration ( 1 9 37 ff.) gab
es sehr viele , für die die Vorstellung, Soldat
zu werden, eine wirkliche Katastrophe war,
der Kontakt mit der Waffe im Wortsinne
»unvorstellb ar« . E s gab nicht wenige , die au s
Angst vor die ser Situation ins Au sland o der
in das damals entmilitarisierte B erlin emig-

3 ) Ich erinnere mich no ch gut d aran, dass in den ers-
ten Jahren der Anerkennungsverfahren Antragsteller
einschließlich ihrer B eistände ( !) während des gesam-
ten Aufenthaltes in der B ehörde unter ständige B ewa-
chung von B ediensteten gestellt wurden, die ab er zu-
gleich Redeverb o t hatten, als ob die Antragsteller die
B ehörde mit gefährlichem Gedankengut kontaminie-
ren könnten .

4) Entgegen einer gewissen Legende meiner Gene-
ration, der so genannten »68 er« , war KDV in dieser
Phase nach meiner Erfahrung nicht in erster Linie Re-
sultat einer kritisch-rationalen Au seinandersetzung
mit der Elterngeneration, so ndern viel eher ein Stück
stiller Konsens und Identifikation mit deren Kriegs-
trauma.
5 ) z . B . Ilany Ko gan, D er stumme Schrei der Kinder,
1 9 9 8

1 0



Dies freilich um den Preis , dann selb st-
verständlich und ungefragt Zivildienst zu
leisten . Die letzte Frage zum Test auf die voll-
kommenen Unterwerfung unter das damit
akzeptierte Primat des Militarismu s lautete :
»Hab en Sie sich denn schon um eine Zivil-
dienststelle gekümmert?« Wer dann nichts
vorzuweisen hatte , stand im b ö sen und die
Anerkennung gefährdenden Verdacht der
Insub ordination . Wer gar sagte , er wolle
dem Zivildienst − wenn rechtlich möglich −
lieb er entgehen, stand schon b ald auf dem
Kasernenhof, wenn er nicht tatsächlich zu-
vor die Flucht ergriff.

So erlebten viele ihre Verweigerung, die
do ch eigentlich Widerstand war o der hätte
sein können, no ch als Kapitulation vor der
scheinb aren Macht der üb erkommenen
Vorstellung, dass Krieg männlich und stark
und rational sei und nicht etwa kulturelle
Kapitulation und Rückfall in die B arb arei :
Gleichsam als mentale und argumentative
Wiederholung der Kapitulation der Eltern-
generation vor den Folgen der eigenen
Kriegsverbrechen . Anstatt ethische Grund-
sätze gegen den Militarismus aufzurufen,
akzeptierten zunehmend immer mehr
Verweigerer au sgespro chen o der unau sge-
spro chen, dass sie j a nun eigentlich wegen
ihrer Verweigerung ein schlechtes Gewis-
sen hab en mü ssten, für das es sich zu ent-
schuldigen gelte − und nicht umgekehrt.

Im öffentlichen B ewu sstsein wurde so
diese Po sition der vollkommenen und of-
fenkundig realitätsfernen Gewaltlo sigkeit
dann zunehmend mit Pazifismus und dem
Gewissensb egriff gleichgesetzt − als ob es
eigentlich keine wirklich tragfähige und mit
klarem Verstand vertretb are B egründung
der Verweigerung des Kriegsdienstes und
des Pazifismu s geb e .

Tatsächlich hätten j a diese »Prü-
fungs«verfahren − b ei aller Problematik, die
ihnen mit ihrer Aufgab e eigen war, unter
dem Vorwand der Gewissensprüfung Pazi-
fisten zu demoralisieren − ein Bumerang für
den Militarismu s , nämlich ein Ort perma-
nenter Erinnerung an die Wirklichkeit des
Krieges und damit ein Ort der öffentlichen
ethischen Skandalisierung de s Militarismu s
gerade auch für die nachwachsenden Gene-
rationen sein können . D enn nichts ist dem
Militarismu s so gefährlich, nichts entlarvt
ihn gerade in der Form der »Notwehr-Solda-
ten« so sehr, wie eb en diese Erinnerung an
die Wirklichkeit des Krieges .

D enno ch wurde nach meiner B eob ach-
tung diese defensive Haltung (»Militär muss
j a sein, ab er ich kann' s halt nicht ! «) den An-
tragstellern schon b ald zunehmend auch
von vielen B eratern nahegelegt − sei es , dass
diese wohl üb erwiegend selb st keine ande-
re Vorstellung hegten und b ereits selb st ka-
pituliert hatten, sei es , dass sie den Aufwand
einer umfassenden ethischen Durchdrin-
gung des Themas für nicht leistb ar hielten .

Jedenfalls wurde die Kapitulationserklä-
rung von den Prüfungsgremien b ereitwillig
akzeptiert, j a geradezu abgefordert, wie-
wohl diese Po sition − und das ist sehr b e-
merkenswert − nach der Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichtes einer An-
erkennung einer Gewissensentscheidung
im Sinne Von Art. 4 Ab s . 3 GG eigentlich
zwingend entgegensteht. D enn nach dieser
Rechtsprechung kann nur anerkannt wer-
den, wer urteilt : »Militär und Krieg dürfen

nach meiner ethischen Üb erzeugung nicht
sein, und eb en deshalb : Ich nicht ! «

D as zweite für die Schwächung der p azi-
fistischen B ewegung entscheidende Ele-
ment b estand in der öffentlichen Selb stdar-
stellung der Bunde swehr:

Diese Selb stdarstellung − eigentlich : die
Leb enslüge der Bundeswehr − b estand j a
schon alsb ald nach Ihrer Gründung in der
B eteuerung der bloßen Notwehr, mithin
der reinen Verteidigung b edrohter Men-
schen, und so dann ab Ende der 1 9 60-er Jah-
re in Fortsetzung dieser Argumentation
durch die B ehauptung : Alleine die bloße
Existenz der Streitkräfte sichere dauerhaft
den Frieden . Ab schreckung wurde als ver-
lässliches Mittel b ehauptet, niemals mehr
Krieg führen zu mü ssen . Und das schien j a
auch zu funktionieren . D ie Bundeswehr
präsentierte sich dann öffentlich zuneh-
mend als Mischung aus B erufsbildungsein-
richtung und Sportverein mit dem perfi-
den, weil vom eigentlichen Problem gezielt
ablenkenden Slogan : »Wir schaffen Sicher-
heit − in B erufen voller Zukunft ! «

Wer sich nun ab er auf die Po sition ein-
ließ , dass j a Militär notwendig sei, er selb st
ab er dessen Anwendung au s persönlicher
Schwäche nicht leisten könne , b efand sich
vollends in der Falle − und das eb en nicht
nur in dem Anerkennungsverfahren . Auch
die politische Disku ssion außerhalb dieser
Verfahren führte letztendlich zu der weit
verbreiteten Einschätzung in der Ge sell-
schaft, Pazifisten seien diese » Gewaltlo sen«

− o der genauer gesagt : Gewaltunfähigen − ,
die eb en lieb er alte Leute pflegen, weil sie
ein Gewehr nicht halten können, und de-
nen man b esser einen B o dygu ard o der Vor-
mund an die Seite stellen sollte , wenn sie
durchs Leb en gehen .

Nach die ser zum Großteil selb stverur-
sachten Niederlage der Pazifisten in der
ethischen − o der wenn man so will : im ur-
sprünglichen Wortsinn ideologischen −
Auseinandersetzung mit dem Militarismu s
hab en sich Kriegsdienstverweigerer (und
ihre Verb ände ?) zunehmend und dann
üb erwiegend darauf konzentriert, den
Nachweis zu erbringen, dass ihr »Zivil«-
D ienst do ch eb enfalls sozial wertvoll sei .

6)

D as ging und geht so weit, den Zivil-
dienst j edenfalls im B ewu sstsein der Öffent-
lichkeit als eigenständigen Dienst neb en
dem Wehrdienst zu etablieren und damit er-
neut das p azifistische Widerstandsmoment
der Verweigerung zu verleugnen und zu
verdrängen :

− Soldat und Pazifist sozu sagen traulich
vereint auf einem B ild , der eine mit dem G 3
und der andere mit der Schnab eltasse in der
Hand , ab er allemal b ereit, sich kurzfristig
auch mal zu vertreten . Zwei verschiedene

Job s eb en .
− Pazifisten und Militaristen hab en ihren

Frieden ge schlo ssen, die Pazifisten sind do-
mestiziert.

− Man hat sich auf ein Stillhalteabkom-
men geeinigt, die Militaristen nicht mehr
mit ihrem erbittertsten Feind und ihrer
größten Gefahr zu konfrontieren : D er Wirk-

lichkeit des Krieges und der Frage : »Wie hal-
tet ihr es mit der Ethik der Zivilge sell-
schaft?« .

D as Tabu um die militärische Gewalt war
damit j edenfalls wieder weitgehend intakt.
Lediglich die B austeine und Etiketten wa-
ren ausgetauscht: Wo ursprünglich emotio-
nale Momente wie der perfide Mytho s der
Heldenhaftigkeit, imperiale Machtgelüste
und Rassismu s die mentale Klammer bilde-
ten, wurden j etzt eher rational klingende
Momente wie Ab schreckung und Verteidi-
gung von Menschenleb en, D emokratie und
Freiheit geltend gemacht, um die Erinne-
rung an und Diskussion üb er die Wirklich-
keit de s Kriege s im Keim zu ersticken .

Die gesellschaftliche Disku ssion üb er Mi-
litarismu s und Pazifismus , die − wie immer
einer sich dann auch entscheidet − j a mit j e-
der Erfassung eine s Wehrpflichtigen eigent-
lich neuen B rennstoff b ekommen sollte , ist
heute von wenigen kleinen Nischen abgese-
hen faktisch b eendet.

Die b abylonische Sprach- und B egriffs-
verwirrung war und ist total : D ie Partei, die
sich in der jüngeren Geschichte der Bundes-
republik den Pazifismu s au sdrücklich wie-
der auf die Fahnen und ins Parteiprogramm
geschrieb en hatte

7)

, hat ohne b esonderes öf-
fentliches Aufmerken mehrere , als Verwei-
gerer anerkannte Minister sowie einen Vize-
kanzler gestellt, die die Bunde srepublik
ohne nennenswerten Widerstand der Öf-
fentlichkeit in den ersten offenen Kriegs-
einsatz ihrer Ge schichte geführt hab en . So
erklärte die Grünen-Abgeordnete Marielui-
se B eck im März 2 0 0 8 dem »Spiegel« auf die
Frage nach der Zu stimmung einer p azifisti-
schen Partei zum Kriegseinsatz im Ko sovo :
»Wir hab en uns nie als p azifistische Partei
definiert. (. . . ) Ab er die Frage , wie wir ge-
fährdete Menschen schützen, die hab en wir
zu der Zeit no ch nicht diskutiert. « − was ver-
mutlich stimmt, weil sonst nicht die Vorstel-
lung geblieb en sein könnte , Pazifisten lie-
ßen gefährdete Menschen grundsätzlich im
Stich und ohne Schutz, weil sie do ch nur mit
Schnab eltassen umgehen können .

B ereits 1 979 hat ein Verteidigungsminis-
ter der SPD (wie dann fast regelmäßig alle
seine Nachfolger) sich strahlend zum »ers-
ten Pazifisten des Landes« erklärt, ohne dass
landesweit Empörung o der mindestens
höhnisches Gelächter au sgebro chen wäre .
(Einer der Nachfolger war gar Generalsek-
retär der Nato , zu der der »Tagespiegel« vom
2 3 . 1 . 2 0 0 8 b erichtete : »Fünf ehemalige Nato-
Kommandeure hab en die Allianz aufgefor-
dert, ein Konzept für einen atomaren Erst-
schlag zu entwickeln und entsprechende
Entscheidungsmechanismen aufzub au-
en . «)

D er amtierende Wehrb e auftragte de s
D eutschen Bunde stages gar ist anerkannter
Kriegsdienstverweigerer − also einer, der
b ei B e achtung der no ch immer geltenden
Rechtsprechung die Anwendung militäri-
scher Gewalt für »ethisch zutiefst verwerf-
lich« halten o der eb en heute auf seine Aner-

6) D azu gehört auch der − mir immer unverständ-
lich geblieb ene − Kampf um die Umb enennung des in
der Verfassung ausdrücklich so b enannten »zivilen Er-
satzdienstes« zum »Zivildienst« . Wenn üb erhaupt,
müsste man die Verweigerung des Kriegsdienstes
selb st als »Zivildienst« , nämlich Dienst an der Zivilge-
sellschaft b ezeichnen.

7) Grund satzpro gramm der Grünen 1 9 8 0 : » Gewalt-
freiheit gilt uneingeschränkt und ohne Au snahme« ,
keine »Anwendung zwischenstaatlicher Gewalt durch
Kriegshandlungen« ; einige Jahre sp äter immerhin
no ch : »Bündnis 9 0/D ie Grünen sind nicht bereit, mili-
tärische Friedenserzwingung und Kampfeinsätze mit-
zutragen . « Ziel grüner Politik bleib e die »Entmilitari-
sierung der Politik − bis hin zur Ab schaffung der Ar-
mee und zur Auflö sung der Nato « .
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kennung verzichten müsste , was er nicht
tut. In seinem Leb enslauf heißt es dazu nur
knapp » 1 975 bis 1 976 Zivildienst« , so als ob
er eb en mal irgendwo ein Praktikum ab sol-
viert und nicht zuvor ein Anerkennungsver-
fahren durchlaufen hätte . Wie man hört, hat
er lediglich erklärt, heute würde er nicht
mehr verweigern (man wü sste nur zu ger-
ne : Warum? Und warum früher?) . Ab er an
der Öffentlichkeit geht das vorb ei, wie die
Wetternachrichten von vorgestern .

D ie üb erwiegende Zahl der Wehrpflich-
tigen weiß inzwischen nicht einmal, dass
man, um − wie das sprachverstümmelt heißt
− »Zivi« zu werden, zunächst den Kriegs-
dienst verweigern muss . Was das mit Gewis-
sen o der auch nur ethischen Grundüb er-
zeugungen zu tun hab en soll , ist für viele oft
kaum nachvollziehb ar.

Manche erklären, sie seien »Totalverwei-
gerer« und meinen damit, dass sie − wenn' s
denn geht − lieb er ganz um den Dienst he-
rumkommen mö chten, ab er wenn' s denn
sein mu ss , auch Panzertruppe . Von der ur-
sprünglichen B edeutung de s B egriffs »To-
talverweigerer« , von dem Mut und dem
Schicksal derer, sie sich ihm verpflichtet ge-
fühlt hab en, hab en sie nie etwas gehört. In
der Schule nicht, in der Kirche nicht, zuhau-
se nicht − nirgendwo .

Nicht wenige üb erlegen, ob sie lieb er
Fallschirmspringer bzw. Gebirgsj äger mit
ordentlicher Waffenau sbildung werden
o der »Zivi machen« . Manche probieren Ski-
fahren b ei den Gebirgsj ägern erst einmal
au s , und wenn e s ihnen dann wegen des
Dienstb eginns nachts um 5 Uhr missfällt,
steigen sie auf »Zivi« um und werden dann
gelegentlich gar vom »Spieß« ihrer Einheit
fürsorglich b eraten, woher sie aus dem In-
ternet die für die B egründung erforderli-
chen Texte b eziehen können, weil der sich
auch für einen Pazifisten hält. Viele , die in
der B eratung auf die b eiden Arten der Erfül-
lung der Wehrpflicht angespro chen wer-
den, machen die Wahl davon abhängig, ob
Zivildienst no ch immer länger dauere als
Wehrdienst, und würden ggf. ganz pragma-
tisch die zeitsp arende Variante wählen . Die
sich so nennenden »Zivis« sitzen in der Pau-
se an der Spielkonsole und laden sich
Kriegsspiele herunter, ohne dass dies auch
nur im Ansatz als Widerspruch zu ihrer Ver-
weigerung de s Kriegsdienstes empfunden
würde . D ie Wahl zwischen Wehr- und Zivil-
dienst ist für viele eine Wahl geworden wie
zwischen Theater o der Kino , Weißwurst
o der D öner, j e nach Laune und Geschmack,
j e nach dem, was die nächsten Freunde ma-
chen o der wo grade die Freundin wohnt etc .
− und dies alles , obwohl die Gefahr von Krie-
gen von Jahr zu Jahr größer wird und sich
die Bunde swehr faktisch und immer tiefer
im Krieg b efindet, j a die Disku ssion aktuell
ist, sie auch im Innern einzu setzen .

Um keine Missverständnisse aufkommen
zu lassen : Ich werfe mit solcher Pointierung
den jungen Bürgern, die vor diese Wahl ge-
stellt werden und sie so treffen, nicht etwa
Ob erflächlichkeit o der gar mangelnde ethi-
sche o der intellektuelle Reflexionsfähigkeit
vor (zumal j a die selb stb ewusste Wahrneh-
mung der Freiheit vom Wehrdienst allemal
legitim und − wie ich no ch zeigen werde −
im b esten Sinne legal ist) . D enn es zeigt sich ,
dass sie dann, wenn sie sich mit dem Thema
intensiver au seinandersetzen müssen o der

qualifiziert dazu angeregt und die Tabus auf-
geb ro chen werden, durchau s in der Lage
und b ereit sind , sich auch ethisch klar zu po-
sitionieren . Häufig sind sie dann ganz er-
staunt, dass e s diese s Thema üb erhaupt gibt.

Internet-Textb austeine anstatt
politischer Auseinandersetzung

D as zunächst ins Auge springende weitge-
hende D e sintere sse und die mangelnde In-
formiertheit üb er eine der Grundfragen ei-
ner Gesellschaft − nämlich ob sie b ereit ist,
in b estimmten Fällen zu der B arb arei des
Krieges zurückzukehren und zu militäri-
scher Logik und militärischer Gewalt zu
greifen − ist vielmehr Ergebnis j ener erfolg-
reichen, tiefgreifenden Tabuisierung und
Verleugnung die ses Themas , zu allererst b ei
Eltern und Lehrern aus der Generation, die
mit ihren Pazifismu sversuchen so nachhal-
tig gedemütigt wurden, dass sie daran nicht
mehr denken, j a daran nicht mehr erinnert
werden mö chten . Tabuisierung ab er auch
z . B . b ei den Kirchen und Gewerkschaften
etc . , die es früher durchau s als ihre Pflicht
angesehen hab en, sich zu diesem Thema
klar und offen zu po sitionieren .

Und die Pazifisten selb st hab en längst ih-
ren Frieden gemacht mit denj enigen, die sie
früher als »Militaristen« b ezeichnet und zur
D isku ssion und Rechtfertigung herau sge-
fordert hab en . Ihr eigenes Thema hab en sie
um den Preis der sozialen Anerkennung
klammheimlich b eerdigt: Sie leisten j a
schließlich Zivildienst.

Durch diese erstaunliche Entwicklung
war auch sukzessive ohne Gefahr des Wi-
deraufleb ens der Militarismus/Pazifismus-
D isku ssion der Weg frei für allerhand Ge set-
ze sänderungen, die − wiewohl im Ergebnis
wünschenswert − ab er auch dazu b eigetra-
gen hab en, die notwendige Aufmerksam-
keit von diesem B ereich abzulenken : Die
Prüfungsverfahren wurden angesichts des
Wegfalls j eder D isku ssion üb er ethische Fra-
gen des Militärs ideologisch üb erflüssig
und abgeschafft. Pazifisten stellen keine Ge-
fahr für den Militarismu s mehr dar, und
selb st die B egriffe Militarismu s/Pazifismu s
sind aus der öffentlichen D eb atte praktisch
verschwunden .

Die als verfassungsrechtlich unzulässig
angesehene − und ab schätzig als »Po stkar-
tenverfahren« apo strophierte − einfache Er-
klärung, dass man von seinem Grundrecht
au s Gewissengründen Gebrauch mache , ist
durch eine entsprechende Mitteilung per
Weltpo stkarte gewichen mit 5 bis 1 0 stan-
dardisierten und im Internet abrufb aren
Textb au steinen, dass man do ch ein netter
Mensch sei , Gewalt nie erlebt hab e , anderen
lieb er helfen wolle , als auf einem Kasernen-
hof langweiligen Dienst zu schieb en, und
im Übrigen schon gar nicht dienen wolle ,
solange nicht auch die Frauen etc . Die an-
stelle der Gewissensprüfung zunächst ein-
geführte Verlängerung des Zivildienstes ist
wieder abgeschafft.

Die Verweigerung des Kriegsdienstes
au s Gewissengründen ist faktisch zum
Wahlrecht geworden − wiewohl nach der
Rechtsprechung des Bunde sverfassungsge-
richts verfassungsrechtlich unzulässig .

8)

Ge-
blieb en ist lediglich ein ab surd schemati-

sierter und rechtsstaatlichen Ansprüchen
Hohn sprechender Prüfdienst de s BAZ, der
wie ein zur bloßen Attrappe gewordener
Gesslerhut no ch immer formale − wenn
auch wortkarge − Verb eugung vor dem Pri-
mat des Militarismus fordert.

KDV wurde − und auch dazu hab en wohl
allerhand Kamp agnen der Verb ände wil-
lentlich o der unwillentlich b eigetragen −
gleichsam zum bloßen Rechtsb ehelf gegen
die Einb erufung für j edermann, ohne dass
damit auch nur die geringste ethische o der
politische Po sitionierung verbunden sein
müsste . Ab er mehr no ch : D er Militarismu s,
also die B ereitschaft, Krieg zu führen o der
sich j edenfalls darauf vorzub ereiten, ist
auch von der letzten ethischen Infrage stel-
lung b efreit, die letzten Reibungsflächen
sind b e seitigt.

E s bleibt dann mangels Masse nur no ch
die − wie ich meine : eigentlich ziemlich hilf-
lo se − Frage , ob denn die Wehrpflicht nicht
abge schafft werden soll, so als ob sich damit
die , j a nun wahrhaftig nicht an der Wehr-
pflicht hängende , ethische Fragestellung
nach der sittlichen Rechtfertigung militäri-
scher Gewalt erledigen würde .

Anstatt die nachwachsenden Generatio-
nen b ewu sst und offensiv mit dem Thema
militärischer Gewalt, deren großflächige
und glob ale Anwendung immer wahr-
scheinlicher wird , zu konfrontieren − und
das b edeutet freilich auch : mit der von den
Grünen »damals nicht diskutierten« Frage ,
»wie wir gefährdete Menschen schützen« ! −
und sie zur ethischen Po sitionierung anzu-
halten, wird ihnen mit solchen Forderun-
gen nach Ab schaffung der Wehrpflicht der
Eindruck vermittelt, das Ganze sei in Wirk-
lichkeit ein Problem einer verfehlter mili-
tärpolitischen o der organisatorischen Kon-
zeption, das durch einen Federstrich de s
Gesetzgeb ers zu b eheb en sei .

Was kann »Beratung von
Verweigerern« heute noch sein?

Versteht man die se Frage im engeren Sinn,
nämlich der B eratung derer, die den Kriegs-
dienst au s Gewissensgründen verweigern
müssen o der wollen, dann erinnert mich
das an mein erstes , 1 973 in der damals no ch
jungen (und 2 0 0 4 eingestellten) » antimilita-
rismu s information« veröffentlichte s Pa-
pier zu die sem Thema, also an eine Zeit, als
sich no ch lange vor der Politisierung durch
die Nachrü stungsdeb atte eine ähnliche all-
gemeine Resignation vor dem Primat de s
Militarismu s abzeichnete , die es notwendig
machte , grundsätzlich neu üb er B eratung
nachzudenken .

Gegen die entwürdigende Praxis der An-
erkennungsverfahren und gegen diese zu-
nehmende Tabuisierung militärischer Ge-
walt galt e s damals , Widerstand zu entwi-
ckeln und denj enigen, die diesen Verfahren
au sge setzt waren, die Kraft zu geb en, mit
gradem Rücken und erhob enen Haupte s
die Prüfungsprozedur offensiv anzugehen
und erfolgreich durchzu stehen .

So waren der Tenor und der Grundsatz
unserer damaligen B eratungspraxis :

− Weg von der falschen, weil defensiven
Strategie , auf einfältige Fragen von Prü-
fungsausschü ssen eb enso einfältige Ant-

8) » Gesetzliche Regelungen müssen au sschließen,
dass der Wehrpflichtige Bürger den Wehrdienst nach

B elieb en verweigern kann . « BVerfG, Urteil v. 1 3 . 04 .
1 978 − BVerfGE 4 8 , 1 2 7, 1 68 f. , 1 70
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worten au swendig zu lernen, um vor den
wirklichen − j a wahrhaft komplexen und
schwierigen − Problemen davonzulaufen; −
hin zu einer offensiven und intellektuell
redlichen Au seinandersetzung mit den The-
men Gewalt/Verteidigung/Krieg/Frieden/
Militarismu s/Pazifismu s etc .

− Weg von der bloßen Fixierung auf die
Prüfungsverfahren und der alles üb erde-
ckenden Üb erlegung, wie man dem Wehr-
dienst entgehen kann; hin zu einer offensi-
ven ab er fairen, weil offenen und konstruk-
tiven Au seinandersetzungen mit denen, die
militärische Gewalt für vertretb ar halten,
hin zu einer Eb ene der Reflexion, auf der
sich Pazifismu s auch als politische und ethi-
sche Po sition verantwortlich formulieren
lässt.

Kern und Ziel der so konzipierten B era-
tung war e s also von Anb eginn :

1 . D en B etroffenen die D emoralisierung
eines derartigen Verfahrens zu ersp aren
und ihnen das B ewu sstsein und die Sicher-
heit zu geb en, dass sie sich für ihre Entschei-
dung gegen den Kriegsdienst nicht ent-
schuldigen mü ssen, nicht Angeklagte , son-
dern Ankläger o der minde stens do ch selb st-
b ewusste Frage steller, nicht Geprüfte son-
dern Prüfer nach den Maßstäb en der alltäg-
lichen Ethik sein können, indem sie die Ge-
sellschaft mit ihren eigenen ethischen Nor-
men b eim Wort nehmen, anstatt sich mit
heuchlerischen B egriffsverdrehungen und
durchsichtiger Rabulistik in den Verfahren
vorführen und wie die hilflo sen Hasen j a-
gen zu lassen .

2 . Wer den Kriegsdienst verweigert, hat
es nicht nötig, sich dafür zu entschuldigen
und hinter einer als Monstranz vor sich her-
getragenen B ereitschaft zum Zivildienst zu
verstecken o der sich damit präventiv zu ent-
schulden .

3 . Wer den Kriegsdienst verweigert, soll
den Mut und die Fähigkeit erwerb en, offe-
ner, ernsthafter und mit mehr Kompetenz
üb er militärische Gewalt zu reflektieren
und zu reden, als diej enigen, die militäri-
sche Gewalt anwenden und sie eb en des-
halb tabuisieren mü ssen, um nicht darüb er
− im Wortsinn − »verrückt« zu werden .

4 . Wer den Kriegsdienst verweigert, soll
weit üb er das bloße Verfahren der Anerken-
nung hinau s die B ereitschaft einer Gesell-
schaft zu militärischer Gewalt thematisie-
ren und problematisieren .

D iese Art der B eratung b e stand folglich
zu allererst in einer wirklich vielfältigen
und sp annenden, offenen Diskussion mit
den B etroffenen, die sich zunächst einmal
gänzlich von der rein verfahrenstaktischen
und daher angstb esetzten Frage gelö st hat,
wie man am reibungslo sesten das Prüfungs-
verfahren üb ersteht.

Was in diesen D isku ssionen interessier-
te , war:

− Gibt es eine ethische Rechtfertigung
von Krieg, und was sind deren Grundannah-
men? Und spiegelbildlich dazu und fast
no ch wichtiger:

− Gibt es eine ethische Rechtfertigung
des Pazifismu s und der Verweigerung mili-
tärischer Gewalt j enseits der allzu einfa-
chen Fe ststellung, dass Krieg eb en hässlich
und brutal ist und do ch allemal durch Diplo-
matie ersetzb ar sei?

− Wie realistisch ist und was b edeutet Pa-
zifismus in einer durchmilitarisierten Welt?

− Was sind die ge sellschaftlichen und po-
litischen − auch ökonomischen − Rahmen-
b edingungen von Rü stung und Militaris-
mus ?

− Vor allem : Wie sieht die Wirklichkeit
des Krieges au s ?

− Was sind die Charakteristika von Mili-
tär, militärischer Logik und militärischer
Gewalt und wie läuft militärische s Handeln
im D etail ab ?

− Wie werden Menschen individuell und
gesellschaftlich mit Krieg fertig, und wie
kommt e s, dass Menschen im Krieg schein-
b ar zu Handlungen fähig sind , die sie im Zi-
villeb en nie b egehen würden?

− Wie und mit welchen Mitteln und bis zu
welchem Punkt ist e s möglich, Menschen so
von der üb er Jahrhunderte , wenn nicht
Jahrtau sende kulturell erworb enen (man-
che b ehaupten sogar: naturhaft vorgegeb e-
nen) Alltagsethik abzubringen, dass sie in
der Lage sind , sich an der B arb arei eines
Krieges aktiv zu b eteiligen?

− Geht es eigentlich um » Gewaltlo sig-
keit« o der geht es um » Gewalt gegen Men-
schen« und ggf. um welche Art von Gewalt?

− Wie und wo durch unterscheidet sich
eine Zivilgesellschaft von einer kriegsb erei-
ten Gesellschaft o der einer Gesellschaft im
Krieg?

Au s alledem hat sich alsb ald ein sehr kon-
kretes B ild de ssen entwickelt, was man als
»Ethik einer Zivilgesellschaft« einerseits
und »Logik militärischer Gewalt« anderer-
seits b ezeichnen kann und was in einem un-
üb erbrückb aren ethischen Gegensatz zuei-
nander steht : Jenen b eiden grundsätzlich
unterschiedlichen Arten von Gewalt, die
ich eingangs angespro chen hatte und die an
dieser Stelle in einigen Aspekten no ch ein-
mal etwas näher b eleuchtet werden sollen .

Die Gewaltfrage richtig stellen

Während sich zivile Gewalt einerseits −
auch und gerade solche gegen Menschen,
um die es j a hier geht − unter der Geltung
der zivilen Ethik, die den Grundrechtskata-
log de s Grundge setze s eb enso b estimmt
wie den Kanon der Menschenrechte , in j e-
der Phase und j edem Moment de s Handelns
au snahmslo s an dem einzelnen Menschen
o der auch den vielen einzelnen Menschen
und deren unb edingtem individuellem
Recht auf Leb en zu orientieren hat, orien-
tiert sich militärische Gewalt (im b esten
Fall : zunächst) an »den Vielen« . Die ab er sind
auch dann gerettet/erhalten, wenn nur ein
Teil davon fortb esteht. D er Blick militäri-
scher Gewalt ist stets alleine auf das einmal
fe stgelegte Ziel gerichtet, dessen möglichst
effiziente Erreichung dann ab solute Priori-
tät vor allen anderen Gesichtspunkten und
Maßstäb en hat.

Alle s, was und vor allem j eder, der der Er-
reichung des Ziels im Wege steht, mu ss und
darf unter Verweis auf die üb ergeordnete
B edeutung des Ziels b e seitigt werden − un-
abhängig davon, ob von diesem Hindernis
eine konkrete Gefahr für das (angebliche
o der vermeintliche) Schutzgut au sgeht, des-
sen Erhaltung die Anwendung von Gewalt
eb en erst rechtfertigen soll . D ab ei ist die B e-
seitigung keineswegs immer auf die Tötung
gerichtet. Ob die Tötung erfolgt o der nicht,
ist häufig vielmehr einfach gleichgültig und
Zufall . Ob einer o der Tau sende mehr o der

weniger umgekommen sind , erfährt selb st
der Akteur o der Planer in der Regel erst sp ä-
ter.

Während b ei ziviler Gewalt gegen Men-
schen mit der Option des Tötens , die nur zur
Rettung eine s konkret b edrohten Leb ens
üb erhaupt in B etracht kommt, das Ziel und
die Mittel, die zu seiner Erreichung einge-
setzt werden sollen, stets in einem unmittel-
b aren Zu sammenhang und in einer konti-
nuierlichen und unauflö sb aren Abhängig-
keit voneinander stehen und sich wechsel-
seitig b edingen und legitimieren, wird b ei
militärischer Gewalt diese Verbindung auf-
gelö st. Sie ermöglicht so selb st die massen-
hafte , j edenfalls p au schale Vernichtung von
Menschenleb en und rechtfertigt diese an
dem Ziel, das − vermeintlich o der wirklich −
als richtig und gut erkannt worden ist, für
das indes das Leb en der Einzelnen im kon-
kreten Handeln keine B edeutung mehr hat.

Indem j edo ch das Leb ensrecht des Ein-
zelnen o der der vielen Einzelnen seine allei-
ne Maßstab sbildende B edeutung für das Ob
und die Grenzen der Gewaltanwendung
verliert, die enge Relation zwischen Schutz-
gut und Mittel also aufgelö st wird , wächst
der Gewalt zugleich eine andere Aufgab e
zu : Während zivile Gewalt − auch und gera-
de solche gegen Menschen − in j eder Phase
alleine der Rettung (selb st no ch des Störers/
Angreifers) dient o der dienen darf, er-
wächst der von dieser B indung lo sgelö sten
militärischen Gewalt die Aufgab e der Ver-
nichtung all dessen zu , was die Zielerrei-
chung auch nur verzögern o der sonst ir-
gendwie in Frage stellen könnte .

D as wird u . a. auch daran deutlich, dass
die Logik militärischer Gewalt selb st no ch
die Vernichtung des Leb ens der eigenen Sol-
daten, der eigenen B evölkerung o der sonst
unb eteiligter D ritter einkalkuliert und eb en
in Kauf nimmt.

9)

Letztendlich ab er wird die
Vernichtung des Gegners dann zum eigent-
lich und alle s b estimmenden Element mili-
tärischer Aktionen .

Selb st Massaker wie das von My Lai
1 0)

, das
seinerzeit eine ganze Generation erschüt-
terte , sind so gesehen nicht Exze sse , nicht
»Kriegs-Verbrechen« im Sinne einer Üb er-
schreitung der Regeln militärischer Gewalt,
sondern nur die schlu ssendliche Konse-
quenz aus der Lo ssagung von den ethischen
Maßstäb en der Zivilgesellschaft, von der
Orientierung am Leb ensanspruch des Ein-
zelnen o der der vielen Einzelnen, mithin al-
so reguläre B estandteile o der mindestens
typische B egleiterscheinungen des »Verbre-
chens Krieg« .

D enn worin soll auch − ethisch, ab er
auch praktisch, d .h . aus der Perspektive der
Opfer − der Unterschied b estehen zu einem
Flächenb omb ardement wie das der auf
Guernica ( 1 . 6 5 4 Tote und 8 89 Verwunde-
te)

1 1 )

, Wielun ( 1 . 2 0 0 Tote)
1 2 )

, Frampol, Co-
venrty ( 5 5 4 Tote) , Warschau , o der Rotter-
9) D er Einsatz von Massenvernichtungsmitteln ist
dafür ebenso ein B eispiel wie der Einsatz von Agent
Orange im Vietnamkrieg 1 9 67, das unvermeidliche
und daher einkalkulierte »Friendly Fire« ebenso wie
gar die Hinnahme der Vernichtung eines Teils der ei-
genen Kriegsflo tte mit 2 . 4 0 0 Toten, um die Zu stim-
mung der eigenen B evölkerung zum Kriegseintritt zu
erreichen (Pearl Harb or) u .v. a. m .
1 0) Sack, John, Ich war gern in Vietnam . Leutnant C al-
ley b erichtet. Aufgezeichnet vo n John Sack, Nachwort
von Klau s Horn, Frankfurt am Main, Fischer, 1 972 , .
1 1 ) http ://www. spiegel . de/p anorama/zeitgeschichte

/0 , 1 5 1 8 , 479 39 3 , 0 0 .html
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dam durch die D eutschen
1 3 )

, auf Hamburg
(»Operation Gomorrha« 3 4 . 0 0 0 Tote und
1 2 5 . 0 0 0 Verletzte

14)

) , Dresden ( 1 8 . 0 0 0 bis
2 5 . 0 0 0 Tote) , Kassel ( 1 0 . 0 0 0 Tote) , D arm-
stadt ( 1 2 . 3 0 0 Tote , 70 . 0 0 0 Ob dachlo se) ,
Pforzheim (2 0 . 2 7 7 Tote) durch die Alliier-
ten o der auf Hanoi

1 5 )

durch die USA, der
B omb ardierung von Hiro shima

1 6)

( 14 0 . 0 0 0
Tote) und Nagasaki (2 5 0 . 0 0 0 Tote ein-
schließlich der Langzeitfolgen) , die als −
zwar völkerrechtlich umstrittene , ab er
nichts desto weniger praktisch reguläre −
Kriegseinsätze gelten, zugleich ab er no ch
weit hinter dem zurückbleib en, was mit der
Vernichtungskap azität der heute zur Verfü-
gung stehenden Waffensystem anzurichten
wäre ?

Mit der »Area B omb ing Directive« de s Bri-
tischen Luftfahrministeriums vom 1 4 . Feb-
ruar 1 9 4 2 z . B . wurde eine nach Priorität sor-
tierte Zielliste aller deutschen Städte zuerst
mit üb er 1 0 0 . 0 0 0 Einwohnern, sp äter auch
alle üb er 1 5 . 0 0 0 Einwohnern, aufgestellt,
nach der das britische »B omb er Command«
seine Ziele au sgewählte und die auch das
flexible Ausweichen wegen ungünstiger
Wetterb edingungen (Lüb eck 2 8 ./2 9 . 3 . 1 94 2 :
3 2 0 Tote , weil Hamburg wegen starker Wol-
kenbildung nicht erreichb ar war) etc . er-
möglichte . So verloren z . B . im Mai 1 945
6 . 4 0 0 Häftlinge des KZ Neuengamme durch
die britische Zufalls-B omb ardierung der
»C ap Arcona« und der »Thielb ek« , auf die sie
verlegt worden waren, ihr Leb en − klassi-
sche Kolateralschäden eb en .

D as »moral b ombing« auf die Zivilb evöl-
kerung, insb e sondere die Indu striearb eiter-
schaft, sollte deren Moral brechen und ih-
ren Widerstandswillen schwächen . Die
B omb en auf Dre sden, das keinerlei militäri-
sche B edeutung hatte , sollte die Lufthoheit
der Alliierten demonstrieren und die Kapi-
tulation b eschleunigen − klassisch militäri-
sches Kalkül also , das man sonst als Terror
zu b ezeichnen gewohnt ist. Ob j emand ge-
troffen wird o der entkommt, Leb en also
au sgelö scht wird o der nicht, ist alleine Zu-
fall .

D ie B eliebigkeit der Wahl der strategi-
schen und taktischen Ziele und Mittel und
deren Abkoppelung von der Grundent-
scheidung, ob und zu welchem Zweck, also
mit welcher Rechtfertigung Gewalt einge-
setzt wird , ist im Hinblick auf die ob en b e-
reits angespro chene Üb ertragung de s Not-
wehrmu sters auf die militärische Situation
hö chst aufschlu ssreich : Mit diesem ver-
deckten Au stau sch der »Schutzgüter« und
Maßstäb e wird nämlich zugleich die ur-
sprüngliche , au s der Notwehrlage hergelei-
tete Rechtfertigung, es gehe der militäri-
schen Verteidigung do ch um den Schutz der

zu verteidigenden (vielen einzelnen) Bür-
ger des Lande s und deren Leb en, das durch
feindlichen Angriff b edroht sei, aufgegeb en
und erweist sich nur no ch als bloßer Vor-
wand , der die eigentliche Ab sicht verde-
cken soll . Die Entscheidung, Krieg zu füh-
ren, verselb ständigt sich also vollständig ge-
genüb er ihrer Rechtfertigung . D em folgend
verselb ständigt sich auch vollständig die
Wahl der Mittel : Strategie und Taktik sind −
wie es in militärischen Ausbildungs- und
D ienstvorschriften heißt − » auf Täuschung
und Vernichtung des Feindes« gerichtet,
nicht notwendig au s S adismu s (der subj ek-
tiv b ei solchen Eruptionen von Aggressivi-
tät immer auch ein erheblich Rolle spielt) ,
sondern weil eb en diese Vernichtung einen
Wert an sich hat : D en Feind zu schwächen .

Zivile und militärische Gewalt unter-
scheiden sich also − um es zu wiederholen −
nicht lediglich durch unterschiedliche In-
tensität von sonst we sensgleicher Gewalt,
sondern sind grundsätzlich unterschiedli-
che Arten von Gewalt, unterschieden durch
die Maßstäb e und Grenzen ihrer Anwen-
dung und die ihnen damit j eweils zuwachs-
enden Aufgab en von Rettung o der Vernich-
tung . Diese unterschiedlichen äußeren For-
men und Aufgab en von Gewalt verlangen
ab er auch von denen, die sie anwenden, ei-
ne grundsätzlich unterschiedliche innere
Einstellung . Während zivile Gewalt auf das
Funktionieren der natürlichen Tötungs-
hemmung gegenüb er dem »Artgeno ssen«
gerade dann zur Wahrung der Regeln der zi-
vilen Ethik angewie sen ist, wenn sich die Tö-
tung aus Gründen der Rettung de s anderen
Einzelnen o der auch der vielen anderen Ein-
zelnen als unau sweichlich erweist, setzt das
reibungslo se Funktionieren militärischer
Gewalt den systematischen Abb au dieser
Hemmung geradezu voraus .

Unüb ertrefflich klar − und zynisch − hat
das der Verfasser mehrerer Lehrbücher zur
Miltärmedizin, der Generalarzt der Bundes-
wehr Prof. Ro denwald , schon sehr früh und
unverändert gültig wie folgt formuliert,
wenn er das Ziel soldatischer Au sbildung
b eschreibt:

»D ie Au sschaltung des individuellen Hal-
tungs- und B ewegungstypu s zugunsten ei-
ne s Massentypus , die Dro sselung der Moto-
rik hat den Sinn, eine b eruhigte , für den B e-
fehl und dadurch für ein einheitliches Han-
deln empfängliche Grundhaltung zu erzeu-
gen, und mit der einheitlichen äußeren Hal-
tung auch eine Vereinheitlichung der inner-
lichen Verfassung der zu schulenden Men-
schengruppen zu erreichen . Mit dem Ab-
stellen der Individuellen Typologie wird zu-
gleich ein we sentlicher Störfaktor au sge-
schaltet, der seelische Untergründe hab en
könnte , Äußerungen der Unlu st, des Wider-
willens , des Trotze s, sei es auch nur durch
die Andeutung einer Geb ärde . Auch der Ty-
pus der Temperamente muss einem Gleich-
maß unterworfen werden (. . .) D as Ziel ist ei-
ne physio-p sychische Uniformierung, die
mehrere o der selb st viele Personen als ein
einheitlich handelnde s Subj ekt erscheinen
lässt und ein einheitliche s Handeln zu errei-
chen versucht (. . .) D em militärischen Still-
stehen ist ein wesentlicher B ewu sstseinsin-
halt zugeordnet, der hohe Grade an Akti-
vitätsb ereitschaft in sich schließt, die b edin-
gungslo se B ereitschaft, den zu erwarten-
den B efehl zu b efolgen . Mit dieser auf ein

b estimmte s Handeln gerichteten B ereit-
schaft, die b efohlen ist, sind individuelle
Au sdrucksb ewegungen unvereinb ar, das
»Hurra« au sgenommen, dem der Charakter
einer repräsentativen Geb ärde zukommt . . . «

D erart »vereinheitlicht« treten die vielen
Einzelnen nicht mehr in den Blick, weder
als diej enigen, die e s − vorgeblich − zu schüt-
zen gilt, no ch als diej enigen, die es zu deren
Schutz zu vernichten gilt. Sie werden so
o der so zur strategischen und taktischen
Verfügungsmasse . So hat gar der Militärp sy-
chiater und Sanitätsoffizier der Bundes-
wehr Rö se in der militärischen D isku ssion
um die Möglichkeit der massenhaften Panik
unter der Zivilb evölkerung b eim Einsatz
von AB C-Waffen in einem Aufsatz in einer
militärmedizinischen Fachzeitschrift der
Bunde swehr ungerügt vorge schlagen, »den
Paniksturm gegen den Feind zu lenken« , die
B evölkerung, um deren Schutz es gehen
soll , als Waffe einzu setzen .

Ab er der S anitätsoffizier Ro denwald er-
kennt und b enennt freilich auch völlig rich-
tig, wo die größte Gefahr für diese militäri-
schen Verwandlung der vielen Einzelnen
zum »einheitlich handelnden Subj ekt« liegt :
In den »individuellen Au sdrucksb ewegun-
gen« , die die Teile dieser Masse plötzlich
wieder als Einzelne erscheinen lassen könn-
ten und den eb enso »vereinheitlichten«
Gegner an seine eigene Individu alität erin-
nern könnten .

Die Logik militärischer Gewalt . . .

D arin liegt zugleich der Schlü ssel zu einer
ganzen Reihe von Fragen, die Kriegsdienst-
verweigerern (und auch manchen B era-
tern?) erfahrungsgemäß so gänzlich unlö s-
b ar erscheinen, ab er eb en ungelö st die Po si-
tion des Pazifisten o der Verweigerers in die
blanke Irrationalität, gar ins unethische Ab-
seits der bloßen Unfähigkeit verweisen .

Ohne diese b egriffliche und kategoriale
Erfassung de s Wesens, also der inneren Lo-
gik militärischer Gewalt und deren Abgren-
zung von anderen Gewaltformen, erschei-
nen all die Grauen de s Kriege s, die Anstoß
für die Aufnahme von Art. 4 Ab s . 3 GG in die
Verfassung waren, wie letztendlich unge-
wollte , im Prinzip gar vermeidb are Unfälle
o der Exzesse , die b ei »humaner« Kriegsfüh-
rung und »guter« , nur der Verteidigung die-
nender Ab sicht do ch entfallen könnten .
Schlimm und verwerflich erscheinen dann
nur die vergangenen, nicht ab er die » sanf-
ten« und auf »Friedensschaffung und Frie-
denserhaltung« gerichteten militärischen
Einsätze der Gegenwart und Zukunft − ob-
wohl do ch das Gegenteil offenkundig ist,
wenn man sich die Kriegswirklichkeit b e-
trachtet.

Erst diese kategoriale Trennung macht
deutlich, dass j edes militärische Vorgehen
unabhängig von seiner Motivation diesen
Prinzipien unterliegt und dass auch j eder
Teil des militärischen Systems (Stichwort
Militärmedizin) bis ins letzte Glied diesen
Regeln zu folgen hat.

1 7)

1 2 ) Vgl . Von Jo achim Trenkner, in : D ie Zeit 07/2 0 0 3
www. zeit. de/2 0 0 3/07/A-Wielun?p age = all
1 3 ) Als Feuer vom Himmel fiel, Spiegel Spezial vo m
0 1 . 0 4 . 2 0 0 3 , www. spiegel . de/spiegelspecial/0 , 1 5 1 8 ,
ausg- 1 2 2 2 , 0 0 .html
14) Hans B runswig: Feuersturm üb er Hamburg,
Stuttgart 1 978 , S . 4 0 0 ff. ; Malte Thießen : » Gedenken an
, Operatio n Go morrha‘ . Hamburgs Erinnerungskultur
und städtische Identität« , in : D ietmar Süß (Hrsg .) :
D eutschland im Luftkrieg. Geschichte und Erinne-
rung . München 2 0 07
1 5 ) Neue Luftangriffe auf No rd Vietnam, Die Zeit,
2 7. 1 1 . 1 970 Nr. 4 8 , www. zeit. de/ 1 970/4 8/Neue-Luftan-
griffe-auf-No rd-Vietnam
1 6) Die sp äte Reue der Ato m-Pioniere , Spiegel Wis-
senschaft vo m 0 6 . 0 8 . 2 0 0 5 , www. spiegel . de/wissen-
schaft/mensch/0 , 1 5 1 8 , 3 68 1 2 9 , 0 0 .html

1 7) D as schließt freilich nicht aus , dass nicht j edes
Vo rgehen einer Armee in diesem Sinne primär militä-
risches Vorgehen sein mu ss . B efürwo rter der Bundes-
wehr b erufen sich gerne auf die humanitären Einsätze
in Afghanistan . Soweit diese tatsächlich technisch-hu-
manitärer Natur sind , stellt sich dann allerdings stets
die Frage , wozu man dann Sold at sein mu ss , um solche
Tätigkeiten zu vollführen .
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D er B egriff der »Kollateralschäden«
bringt das , was wir hier als »innere Logik mi-
litärischer Gewalt« b ezeichnen, auf den
Punkt. Selb st das I . Zu satzprotokoll von
1 97 7 zu den Genfer Abkommen vom 1 2 . Au-
gust 1 9 49 üb er den Schutz der Opfer inter-
nationaler b ewaffneter Konflikte räumt in
Art. 5 7 praktisch ein, dass b ei allem Schutz,
den die Zivilb evölkerung genießen soll, das
militärische Ziel im Zweifel o der j edenfalls
dann, wenn seine Erreichung sonst ernst-
haft gefährdet wäre wäre , den Vorrang ge-
nießt. So j edenfalls wird e s in der Kriegspra-
xis gehandhabt. (Für den Leb ensanspruch
der Komb attanten selb st gilt ab er nicht ein-
mal dieser b egrenzte Schutz .)

Man kann die Logik militärischer Gewalt
an einem b ewu sst einfach und b anal ge-
wählten, ab er j edem Soldaten au s der Aus-
bildung wohl b ekannten B eispiel demonst-
rieren : Während z . B . der Polizist, der gegen
einen zu allem entschlo ssenen Geiselneh-
mer o der Terroristen (also gegen einen mili-
tärisch und soldatisch agierenden Störer !)
vorgeht, in völliger Üb ereinstimmung von
geltendem Recht und geltender Ethik im-
mer auch dessen Leb en zu achten und zu b e-
wahren hat und e s nur gefährden o der not-
falls auch auslö schen darf, wenn dadurch
ein b estimmtes anderes und von dem Störer
b edrohte s Leb en gerettet werden kann, nie-
mals ab er das Leb en eines Unb eteiligten op-
fern darf, geht der Soldat − wie das Soldaten
seit Generationen gelernt hab en − so vor:
Lage : in einem Bunker b efindet sich auch
»Feind« o der wird dort j edenfalls vermutet.
Aktion : der Soldat schleicht sich an Bunker
an und macht seine Handgranate scharf,
Bunkertür auf, Handgranate rein, Bunker-
tür zu , Handgranate explo diert, Bunkertür
auf und sehen : Wer war da drin? D er Polizist
etwa, der zur Abwehr einer konkreten, und
sei es auch mutmaßlich leb ensb edrohen-
den Gefahr so vorginge , würde wegen Mor-
des angeklagt. D er Soldat hat so zu handeln .

D asselb e Mu ster lässt sich eb enso am an-
deren Ende der Vernichtungsskala, den
Massenvernichtungswaffen, wie an j edem
b eliebigen ihrer Punkte zeigen und folgt
stets derselb en inneren Logik: D er Einsatz,
j a selb st auch nur die Entwicklung von Mas-
senvernichtungsmitteln aller Art und von
der Splitterb omb e bis zur Nukle arwaffe
und die Planung ihres Einsatzes sind üb er-
haupt nur denkb ar, wenn man b ereit ist,
den Blick b ei der ethischen Abwägung von
»dem Einzelnen« und seinem unb edingten
Leb ensanspruch abzuwenden hin zu einer
Zweck-Mittel-Relation, in der − und das ist
die wesentliche Weichenstellung − die Ge-
samtheit einer Gesellschaft, also eb en nicht
die vielen Einzelnen, sondern die Vielen,
das angenommene Schutzobj ekt bilden,
und dann folglich die angestreb te Erhal-
tung eines Teils de s Ganzen die Opferung
des anderen Teils, am Ende also das als rich-
tig erkannte Ziel die Opferung auch der vie-
len Einzelnen allemal rechtfertigt.

Im Kasernenj argon heißt das : »Wo geho-
b elt wird , fliegen eb en Sp äne« − und wenn
der Hob el einer B 5 2 üb er b ewohntes Gebiet
geht, dann sind die Sp äne eb en Teile
menschlicher Körper o der Leichen, ganz
gleich ob von Soldaten o der Zivilisten, Män-
nern o der Frauen, Kindern o der Greisen .
Ganz gleich ob Freund o der Feind , ganz
gleich, ob von ihnen eine Gefahr au sgeht

o der nicht. Und auch : Ganz gleich, mit wel-
cher friedlichen o der kriegerischen Gesin-
nung o der Vorstellung der Pilot ausgestattet
ist, wenn er die B omb en au slö st. Auch auf
ihn als Person o der auf seine Vorstellung
kommt es im militärischen App arat und Ab-
lauf der D inge so wenig an, wie e s ihm auf
die Personen ankommen darf, die er da mit
einem Knopfdruck zu Asche werden lässt
und von denen er nichts weiß , nichts gegen
sie hat und die eb en einfach nur auf dem
Weg zum militärischen Zeil dazwischen ge-
kommen sind .

Gerade die letzte Erkenntnis ist wichtig,
weil man j a häufig auf aktive o der ehemalige
Soldaten trifft, die − glaubhaft − b eteuern,
dass sie do ch nun wirklich anständige Men-
schen seien, denen man do ch abnehmen
könne , dass sie mit der menschenverachten-
den Logik des Krieges und de s Militärs
nichts , ab er auch gar nichts gemein hätten .
D as mag manchmal Ausrede und Verdrän-
gung sein, ab er selb st wenn es stimmte :
Maßgeblich ist alleine die Funktion, die der
Einzelne im militärischen App arat hat. Die
alleine b estimmt im Ergebnis sein Handeln,
ob er das will o der nicht.

. . . und die Ethik der Zivilgesellschaft

Was mit dieser Logik militärischer Gewalt
gemeint ist, kann schließlich an zwei ande-
ren − vielleicht üb erraschend und unge-
wohnt erscheinenden − B eispielen no ch
einmal veranschaulicht werden, die zu-
gleich klar machen, dass auch die Zivilge-
sellschaft alltäglich Gefahr läuft, von der Lo-
gik militärischer Gewalt korrumpiert und
üb erlagert zu werden :

D as erste B eispiel b etrifft das Thema me-
dizinische Menschenversuche : Zur B e-
kämpfung einer viele Menschen b edrohen-
den Krankheit lässt man einzelne o der auch
viele einzelne Menschen exemplarisch ster-
b en o der nimmt deren To d in Kauf, um da-
rau s Erkenntnisse zu gewinnen für die Hei-
lung der anderen Erkrankten, evtl . sogar für
die endgültige B eseitigung der Krankheit.

Niemand , der sich der Wertordnung des
Grundgesetzes (genauer gesagt also : der
Ethik der Zivilgesellschaft mit ihrer unb e-
dingten Priorität des Schutzes de s Leb ens j e-
des Einzelnen und dessen unb edingtem Le-
b ensanspruch) verpflichtet fühlt, zweifelt
auch nur einen Moment daran, dass solche −
und sei es auch äußerlich no ch so üb erzeu-
gend und »verlo ckend« b egründeten − Men-
schenversuche ethisch und rechtlich voll-
kommen inakzeptab el sind .

D er Soldat ab er geht in seinem B ereich
nach eb en die ser Logik vor und muss so vor-
gehen, indem er viele Einzelne vernichtet,
um damit (vermeintlich) eine unb estimmte
Vielzahl anderer evtl . zu retten . E s ist kein
Zufall, dass gerade die Miltärmedizin eine
Reihe solcher B eispiele hervorgebracht hat
und no ch heute ähnliche hervorb ringt. Die
Menschenversuche von S S-Ärzten in den
KZs D achau und Ravensbrück mit Unter-
druck- und Unterkühlungsversuchen sowie
im KZ Buchenwald mit Meerwasserversu-
chen wurden ganz im Sinne der militäri-
schen Zweckmäßigkeit b egründet
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und

nach Verurteilung einiger der verantwortli-
chen Militärärzte so dann teilweise mit dem-
selb en Personal von der CIA au sgewertet
und in anderer Form mit anderen Mitteln
und Zielen fortgesetzt
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. Die Einrichtung
von so genannten Magen-B ataillonen im
Zweiten Weltkrieg, die der militärmedizi-
nisch so gesehenen »therapeutischen Kraft
des Trommelfeuers« ausgesetzt wurden, um
ihnen »die Flucht in die Krankheit« zu ver-
sperren, folgte derselb en Logik.

Die Weisung an die Ärzte im »Nato-Hand-
buch für dringliche Kriegschirurgie« (ZDv
49/ 5 0) , b ei b estimmten Lagen die Tarnung
der Lazarette zu veranlassen und damit den
Verletzten den Schutz der Genfer Konventi-
on zu entziehen, o der die zuerst zu versor-
gen, die alsb ald wieder kampffähig gemacht
werden können, während Schwerstverletz-
te im Rahmen der Triage eine »geringe
D ringlichkeitsstufe« b ekommen und »infol-
gede ssen« ( ! − und nicht umgekehrt) eine
geringe Üb erleb enschance hab en, sind nur
wenige B eispiele von vielen, die allesamt
demselb en Mu ster der inneren Logik militä-
rischer Gewalt folgen . D er Versuch der Mili-
tärmedizin in den sp äten 1 970-erJ ahren, die
zivile Katastrophenmedizin nach den Maß-
stäb en der − der Logik militärischer Gewalt
folgenden − Militärmedizin zu okkupie-
ren

2 0

) , ein weiteres .
D as zweite − aktuelle − Stichwort lautet

Luftsicherheitsgesetz : Um andere vor ei-
nem terroristischen Angriff zu b ewahren,
der mit einem vollb esetzten Passagierflug-
zeug verübt werden soll, sollte e s nach dem
Willen der Bundesregierung und des Bun-
destages (o der j edenfalls seiner üb erwie-
genden Mehrheit) zulässig und notwendig
sein, die ses Flugzeug abzu schießen . Auch in
die sem Fall sollte man annehmen, dass nie-
mand , der sich der Wertordnung des Grund-
gesetzes (genauer gesagt also : der Ethik der
Zivilgesellschaft mit ihrer unb edingten
Priorität des Schutzes de s Leb ens j edes Ein-
zelnen und dessen unb edingtem Leb ensan-
spruch) verpflichtet fühlt, auch nur einen
Moment daran zweifelt, dass solche − und
sei e s auch äußerlich no ch so üb erzeugend
und »verlo ckend« b egründeten − Maßnah-
men ethisch und nach dem Grundrechtska-
talog des Grundgesetzes ab solut inakzepta-
b el sind . Indes b edurfte es erst einer Ent-
scheidung de s Bunde sverfassungsgerichts,
die der Mehrheit der Abgeordneten und der
Regierung die se Grundlagen der Verfas-
sung (und nicht etwa nur irgendwelche pe-
ripheren Zu ständigkeitsregelungen, üb er
die Juristen streiten können) vordeklinie-

1 8) Alexander Mitscherlich; Fred Mielke : Wissen-
schaft ohne Menschlichkeit: Medizinische und euge-
nische Irrwege unter Diktatur, Bürokratie und Krieg.
1 . Aufl . , Heidelb erg: Schneider 1 9 49 . (Die gesamte

Auflage dieses vo n der Mehrheit der damaligen Ärzte-
schaft nicht eben geschätzten Buches wurde von den
Ärztekammern aufgekauft und ist erst 1 9 60 als Fischer
Taschenbuch unter dem Titel »Medizin ohne Mensch-
lichkeit« neu erschienen; ebenso Angelika Ebb ing-
haus , Klau s D örner, Karsten Linne (Hrsg . und andere) ,
D er Nürnberger Ärzteprozeß 1 9 4 6/47. Wortprotokol-
le , Anklage- und Verteidigungsmaterial, K. G . S aur-Ver-
lag 1 9 9 9 . D eutsche Ausgab e . Hrsg. im Auftrag der Stif-
tung So zialgeschichte des 2 0 . Jahrhunderts . Mikrofi-
che-E dition . München : K. G . Saur Verlag, 1 9 9 9 , 3 8 1 Fi-
ches mit Erschließungsb and . ISBN 3-5 9 8-3 2 02 0-5
(Erstveröffentlichung der vollständigen Akten)
1 9) Unternehmen Artischo cke vo n Egmont R. Ko ch;
Michael Welch, B ertelsmann Verlag 2 0 02 ; siehe auch
www. b ordeninstitute . army. mil/published_volumes/
ethicsVol2/Ethics-ch- 1 8 . pdf
2 0) vgl . Michael Hofferb ert, Rechtliche Aspekte der
Katastrophenmedizin, in : Katastrophenmedizin o der:
Die Lehre vo m ethisch b itteren Handeln, Neckarsulm
und München, 1 9 87; S . 1 37 ff
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die Negierung der menschheitsgeschicht-
lich und kulturell erworb enen ethischen
Normen des Zu sammenleb ens − wie das
Siegmund Freud einmal formuliert hat − »zu-
tiefst unsere innersten Gefühle verletzt« .

Stellt man Soldaten − welchen Dienstran-
ges auch immer − vor diese s Problem, dann
sind sie , wenn sie nicht au sweichen, meist
äußerst erstaunt und räumen ein, das bisher
so nicht gesehen zu hab en . Ich hab e in all
den Jahren vielfältiger Diskussionen mit B e-
fürwortern militärischer Gewalt und mit
Soldaten nicht einen gefunden, der sich am
Ende wirklich zu der Abkehr von den in der
Zivilgesellschaft geltenden ethischen
Grundsätzen hätte b ekennen wollen, was
freilich nichts daran ändert, dass sie im
Kriegsfall denno ch so handeln werden . Ein
eindrucksvolle s B espiel dafür werde ich
no ch schildern .

E s ist übrigens äußerst b emerkenswert,
dass diese Po sition der Trennung zwischen
ziviler Ethik und der Logik militärischer Ge-
walt vollständig mit der von Kriegsdienst-
verweigerern oft − und wie ich meine : völlig
zu Unrecht ! − gescholtenen Rechtspre-
chung des 6 . Senats des BVerwG üb erein-
stimmt, die auch vom BVerfG gebilligt und
geteilt wurde und wird .

Nicht die Frage der eventuellen B ereit-
schaft zur Gewaltanwendung (notfalls auch
gegen Menschen) als solche ist danach maß-
geblich für die B erechtigung, den Kriegs-
dienst au s Gewissensgründen zu verwei-
gern, sondern alleine die Frage , an welchen
ethischen Maßstäb en sich die ggf. akzep-
tierte Gewaltanwendung orientiert : An der
Erhaltung de s Leb ens o der der Gesundheit
des Einzelnen o der an der auf taktische und
strategische Ziele gerichteten Logik militä-
rischer Gewalt.

Allerdings : Nach der Rechtsprechung zu
Art. 4 Ab s . 3 GG kann und darf eb en wegen
die ses systematischen Au snahmecharak-
ters der B erechtigung, sich aus der Entschei-
dung der (p arlamentarischen) Mehrheit
au szuklinken, nur derj enige als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt werden, der
militärische Gewalt j edenfalls für sich » als
sittlich zutiefst verwerflich« ansieht.

Er mu ss dab ei dem Soldaten nicht das
Recht ab sprechen, eine andere Po sition zu
b eziehen, ihn also nicht als Person verurtei-
len, wohl ab er dessen Handeln nach den ei-
genen Maßstäb en als sittlich verwerflich b e-
urteilen . Etwas andere s ist j a auch schwer-
lich vorstellb ar !

2 3 )

Die Tucholsky-Diskussion

D ass solche Diskussion üb er die ethische
Rechtfertigung von Militarismus und Pazi-
fismu s j ederzeit und trotz aller erfolgrei-

F or u m Pazi fi s mus

ren mu sste , um eine Abgrenzung zwischen
der Ethik der Zivilge sellschaft und der Lo-
gik militärischer Gewalt in Erinnerung zu
rufen . Und es waren hier eb en genau j ene
Argumente , die wir ob en zur Analyse der Lo-
gik militärischer Gewalt b enannt hatten,
die das Bundesverfassungsgericht in seiner
Entscheidung anführt
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und die hier des-
halb etwas au sführlicher zitiert werden sol-
len . (A nm. d. Red. : A us Pla tzgründen kö n-
nen die Zita te a us der Verfassungsgerich t-
sen tscheidung h ier n ich t abgedruckt wer-
den. Die En tscheidung ist a uszugsweise
veröffen tlich t in F or u m Pazi fi s mus 09, S.
33 ff. ; das gesam te Urteil ist abrufbar a uf
der In ternet-Ho mepage des Bundesverfas-
sungsgerich ts un ter der Adresse www. bun-
desverfassungsgerich t. de/en tscheidungen/
rs20060215_1 bvr035 705. h tml)

Um mögliche voreilige Euphorie zu
dämpfen : D as Bundesverfassungsgericht
hat damit nicht militärische Gewalt
schlechthin verb oten (das war nicht Gegen-
stand seiner Entscheidung) , sondern zu-
nächst (nur) klargestellt, dass die Wertord-
nung des Grundgesetzes gerade in ihren p a-
radigmatischen Grundannahmen mit mili-
tärischer Logik in einem unüb erbrückb a-
ren Widerspruch steht.

Auch die damit thematisierte alltäglich
sukzessive Au shöhlung der Ethik einer Zivil-
gesellschaft durch den Geist des Militaris-
mu s, also die Logik militärischer Gewalt, ist
ein Teil des Themas Pazifismus/Militaris-
mu s, das schon alleine einer umfangreichen
Aufarb eitung b edürfte , um Kriegsdienst-
verweigerer üb er das Ziel ihrer bloßen An-
erkennung hinau s zu b eraten .

Militaristen unter Druck

Diese systematische Aufarb eitung der inne-
ren Logik militärischer Gewalt hatte und
hat − wo sie denn erfolgte − eine enorme
Stärkung in der Disku ssion um Pazifismu s
und Militarismu s zur Folge , die weit üb er
die B ewältigung irgendeines Anerken-
nungsverfahrens hinau sreicht.

E s wurde deutlich , d ass nicht der Pazifist
o der Kriegsdienstverweigerer in seiner
ethischen Grundpo sition von der allgemein
als verbindlich angesehenen Ethik der Zivil-
gesellschaft abweicht, wie sie Grundlage
der Verfassung ist, sondern eine Gesell-
schaft, die sich zum Krieg b ereit macht, von
eb en dieser konsequent an dem einzelnen
Menschenleb en orientierten Ethik abwei-
chen und b ereit sein mu ss, diese für unb e-
stimmte Zeit au szutau schen gegen eine
Ethik, die es ermöglicht, den Einzelnen o der
auch viele Einzelne nur no ch als Teil eines
Ganzen zu sehen, den man im (gemut-
maßten) Interesse des Ganzen opfern kann .

Mit anderen Worten : Wer Soldat sein will ,
mu ss sp ätestens im Krieg seine Po sition ge-
genüb er menschlichem Leb en ändern, in-
dem er dieses unter b e stimmten B edingun-
gen einer p au schalen − unter nichtkriegeri-
schen B edingungen strikt geächteten und
unter Strafandrohung stehenden ! − p au-
schalen Abwägung mit militärischen Zielen
unterwirft, o der wie das das BVerfG an an-
derer Stelle einmal formuliert hat: Einer
»p au schalen Abwägung von Leb en gegen
Leb en, die zur Freigab e der vermeintlich ge-

ringeren Zahl im Interesse der Erhaltung
der angeblich größeren Zahl führt« und
eb en de shalb »nicht vereinb ar (ist) mit der
Verpflichtung zum individuellen Schutz j e-
des einzelnen konkreten Leb ens« .
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Nicht
der Pazifist o der Verweigerer kann und
mu ss mithin darlegen, warum er an dem all-
täglich »ethisch Selb stverständlichen« auch
im Krieg festhält. D er ethische Paradigmen-
wechsel zurück zu Grundeinstellungen, die
wir üblicherweise dem Totalitarismus zu-
ordnen und der der B egründung b edarf, er-
folgt vielmehr b eim Soldaten o der b ei der
Gesellschaft, die ihn einsetzt.

Soldat und Pazifist unterscheiden sich
mithin nicht notwendig und nicht einmal in
der Regel in ihrer Friedenslieb e , also dem
eventuellen Ziel ihre s B emühens , sondern
die Weichenstellung zwischen der B ereit-
schaft, Krieg zu führen einerseits, und der
Weigerung, die s zu tun, andererseits erfolgt
dort, wo die die zivile Alltagsethik b egrün-
dende strikte Orientierung am einzelnen
Leb en aufgegeb en und ersetzt werden muss
durch die Orientierung an der Erhaltung
des Leb ens der Vielen, die dem einzelnen
Leb en gerade keinen Schutz mehr garan-
tiert, sondern es b eliebig für nahezu j edes
taktische Ziel verfügb ar macht.

In der praktischen Au seinandersetzung
mit den Prüfungsgremien − ab er eb en nicht
nur dort − hatte diese Aufarb eitung der Lo-
gik militärischer Gewalt (wo sie denn er-
folgte und die se Po sition dargelegt wurde)
regelmäßig eine völlige Umkehrung der üb-
lichen inquisitorischen Verhandlungssitu a-
tion zur Folge :

Ethisch zu »verteidigen« hatte sich nicht
der, der auf den ethischen Grundpo sitionen
der Zivilge sellschaft mit der konsequenten
Orientierung am Einzelnen und dessen Le-
b ensanspruch b eharrte , sondern der, der
die Frage aufwerfen wollte , was denn nun
so schlimm daran sei , im Krieg Menschen zu
töten, und warum das denn der Antragstel-
ler nicht könne .

Solche Verhandlungen liefen in der Re-
gel ohne eine einzige Frage ab , wurden
rasch mit Anerkennung b eendet, und die
Prüfungsgremien waren froh, alsb ald mit
ihrer sonst vertretenen gegenteiligen Po siti-
on nicht mehr in den Spiegel der zivilen
Ethik sehen zu mü ssen, der ihnen da vorge-
halten wurde .

D enn niemand hatte und hat j a den Mut,
diese Ethik etwa infrage zu stellen, sondern
es wird bloß − und wie sich zeigt : zu Un-
recht wider alle praktische Erfahrung in j e-
dem Krieg − deren unb eschadete Fortgel-
tung auch im Krieg b ehauptet.

Ab er auch üb er die Anerkennungsver-
fahren hinau s ist es aufschlu ssreich und b e-
merkenswert, dass man b ei den Vertretern
des Militarismu s , also b ei denen, die militä-
rische Gewalt für zulässig erachten, und b ei
Soldaten in aller Regel gerade nicht die glei-
che Aufgeschlo ssenheit und Problemb ereit-
schaft findet, sondern j ene geradezu reflex-
hafte und zwanghafte Tabuisierung des
Themas , deren Entstehung ich ob en b e-
schrieb en hab e .

Wer denen, die b ereit sind , militärische
Gewalt anzuwenden, die sen Spiegel vor-
hält, erlebt stets dieselb e Re aktion : Au swei-
chen, Verleugnen, Tabubildung, wohl weil

2 1 ) Urteil des Ersten Senats vo m 1 5 . 02 . 2 0 0 6 − 1 BvR
3 5 7/0 5 −

2 2 ) Urteil vom 2 5 . Febru ar 1 9 75 − 1 BvF 1 , 2 , 3 , 4 , 5 ,
6/74 − = BVerfGE 39 , 1 ff.

2 3 ) Die dagegen übrigens von den so genannten To-
talverweigerern alter Prägung gerichtete Kritik, der
Staat habe scho n nicht das Recht, eine Gewissensent-
scheidung und gar deren B egründung zu verlangen,
setzt sich nach meinem Verständnis leicht dem Ver-
dacht aus , dass sie sich allzu sehr an einem B ild des Ver-
hältnisses von Staat und Bürger orientiert, d as vorre-
publikanischen Verhältnissen entlehnt ist.
Mag man do ch eine B egründung fordern . Wer d as tut,
könnte dann leicht eine vorgehalten bekommen, b ei
der er sich evtl . wünschen könnten, sie nie gefordert
zu haben, denn er wird in den Spiegel der Verfassung
und der ethischen Regeln sehen mü ssen, die er gerade
zu verteidigen vorgibt: Und dieses B ild eines zwar
harmlo s au ssehenden, ab er no tfalls auch zum Massen-
mord entschlo ssenen Sold aten wird ihm kaum gefal-
len können .
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cher prop agandistischer B emühungen der
D omestizierung des Pazifismu s wieder
aufbrechen kann, macht ein B eispiel
deutlich :

Ein – wie es scheint – letztes öffentliches
Aufflackern dieser Diskussion war in den
sich üb er mehrere Jahre hinziehenden
Prozessen um das b ekannte Diktum
Tucholskys zu b eob achten, »Soldaten seien
potenzielle Mörder« und dies werde ihnen
während der Ausbildung durch Drill
b eigebracht.

Ein üb er die Grundlagen seines B erufes
offenb ar wenig aufgeklärter Jugendoffizier
hatte etwa 1 9 8 5 gegen einen Frankfurter
Arzt und Mitglied der IPPNW (selb st Ex-Of-
fizier der Bunde swehr) Anzeige erstattet,
der diesen ganz und gar b analen Satz in ei-
ner Disku ssion mit Schülern im B eisein die-
se s Offiziers wiederholt hatte . D er Jugend-
offizier − durch ein ihm von der Bundes-
wehr ge stelltes juristisches Großaufgeb ot
als Neb enkläger vertreten − machte immer
wieder geltend : D ass ein Soldat eventuell tö-
ten mü sse , folglich also vielleicht als »Töter«
o der eventuell auch »Totschläger« b ezeich-
net werden dürfe , sei notfalls hinzunehmen
− nicht ab er die zutiefst verletzende B e-
zeichnung als »Mörder« .

D as Programm der Anklage war klar: D as
um militärische Gewalt mit ihrer ob szönen
Verletzung der Ethik einer Zivilgesellschaft
sorgfältig gelegte Tabu war erneut öffent-
lich in Gefahr und sollte wiederhergestellt
werden .

B anal ist dieser S atz vom »potenziellen
Mörder« , weil er eine ganz einfache , auch
mit geltendem Recht völlig üb ereinstim-
mende Fe ststellung trifft : Militärische Logik
b edeutet die Abkehr von der Orientierung
am Einzelnen und seinem Leb ensanspruch .
Strafrechtlich unterscheiden wir zwischen
Mord ( § 2 1 1 StGB) und Totschlag ( § 2 1 2
StGB) ganz im Sinne der zivilen Ethik: Wer
zur Tötung von Menschen etwa »gemeinge-
fährliche Mittel« anwendet, b egeht Mord
und nicht lediglich Totschlag . Und dies
eb en de shalb , weil er damit die Tötung ei-
ner unb estimmten Vielzahl von Menschen
einfach billigend in Kauf nimmt, sein er-
strebtes Ziel der Tötung eines Menschen al-
so ohne Rücksicht auf die mögliche und
ihm im Übrigen gleichgültige Zahl weiterer
Opfer verfolgt. Eb en genau so , wie j eder Sol-
dat handeln muss , wenn er seinen militäri-
schen Auftrag erfüllen will : Kolateralschä-
den muss er im Interesse der effizienten Er-
reichung de s Ziels in Kauf nehmen .

Gänzlich unb efangen, offenb ar ohne j e-
den Skrupel und für j edermann hörb ar hat-
te eine derartige Erkenntnis übrigens der
Nato-Stab schef US-General Schuyler b ereits
1 9 5 6 formuliert mit den Worten : »Unser
Operationsziel wird Mord sein, und die
Atomexplo sion ist unser Hauptmordinstru-
ment. «

2 4)

Die − gleichsam pflichtgemäße − öffentli-
che Empörung üb er die Äußerung vom » Sol-
daten als potenziellem Mörder« und den
neuerlichen Tabubruch war seinerzeit b ei
den Amtsträgern vom lib eralen Außenmi-
nister Genscher bis hin zum amtierenden
und sonst do ch aufgeklärten Bundespräsi-
denten v. Weizäcker gewaltig, von den Re-
servistenverb änden und Stammtischen
ganz zu schweigen . Volksverhetzung war
der Vorwurf und auch Gegenstand der Straf-
anzeige und der dann erhob enen Anklage .

Die gewaltige ideologische B arriere , die
sich um das den militärischen Akteuren so
unangenehme Thema militärischer Gewalt
und ihrer Folgen als Tabu b ereits wieder ge-
bildet hatte , wird durch eine aufschlussrei-
che Szene au s diesem Prozess dokumen-
tiert :

Anklage und Neb enkläger einerseits und
die Verteidigung andererseits waren von
der Strafkammer geb eten worden, S achver-
ständige für ihre j eweilige Po sition zu stel-
len . Wir als Verteidiger hatten Friedensfor-
scher aufgeb oten, der Neb enkläger auf per-
sönliche Weisung des amtierenden Vertei-
digungsministers zwei ho chrangige Offizie-
re , einen Generalleutnat und einen Ob erst
i . G . , die er allem Anschein nach für kompe-
tent, j edenfalls für eindrucksvoll genug ge-
kleidet hielt, um dem Gericht den Weg der
Erkenntnis zu weisen .

D er Vorsitzende der Strafkammer, ein
au sgezeichneter und durchsetzungsfähiger

Jurist, der auch durch no ch so viel goldenes
Lametta auf den Ep auletten und der Helden-
brust nicht einzu schüchtern war, hielt der
Anklage und deren gutachternden Offizie-
ren immer wieder das Argument der Vertei-
digung vor, dass § 2 1 1 StGB als mordqu alifi-
zierendes Merkmal die Anwendung »ge-
meingefährlicher Mittel« nenne und schon
die einfache Handgranate zweifello s diese
B edingungen erfülle . Als das buchstäblich
auf taub e Ohren stieß, kopierte er den Text
des § 2 1 1 StGB vergrößert auf ein DIN-
A4-Blatt, hielt es der Anklagevertretung,
dem Neb enkläger und seiner anwaltlichen
Vertretung sowie deren S achverständigen

entgegen und fragte unb eirrt von allen ar-
gumentativen Täu schungs- und Ausweich-
manövern die Generale , was sie denn nun
tun würden, wenn es zum Angriff auf die
Bunde srepublik käme und sich die Notwen-
digkeit ergäb e , üb er »Ab schreckung durch
bloßes D asein« hinau s und vor allem üb er
die Grenzen der Bundesrepublik hinau s mi-
litärisch derart »gemeingefährlich« tätig zu
werden, wie e s die S achverständigen der
Verteidigung am B eispiel von Massenver-
nichtungsmitteln dargelegt hatten .

Die üb ereinstimmende und angesichts
der immer enger werdenden D isku ssion
um die Wirklichkeit eines Kriegs offensicht-
lich abgespro chene Antwort des Generals
und des Ob risten war, ( 1 .) dazu werde es nie
kommen und (2 .) wenn do ch, werde man
eb en sofort zurücktreten . D as klingt wie
schlechtes Kab arett, ist ab er wirklich so p as-
siert.

Uns ist au s einer j ener »gewöhnlich gut
informierten Quellen« b erichtet worden,
dass der General unmittelb ar anschließend
an die mündliche Verhandlung b eim Vertei-
digungsminister vorge spro chen und er-
klärt hab e , das The ater reiche ihm j etzt, der
Prozess solle sofort zu Ende gebracht wer-
den, weil er der Bundeswehr schade . Was
hätte der tapfere General wohl gesagt, wenn
da schon der sp ätere Verteidigungsminister
Struck ge sessen hätte , der wiederholt und
auch als Fraktionsvorsitzender der SPD
kürzlich wieder b etont hat : »D as Einsatzge-
biet der Bundeswehr ist die ganze Welt« ? Zu-
rückgetreten? D en Minister wegen Verfas-
sungsverrates vorläufig arres- tiert? O der
sich gefreut, dass er einen findet, mit dem er
offen reden kann?

Wie b ekannt, wurde der Angeklagte frei-
gespro chen . D er Vorsitzende der Strafkam-
mer erhielt darauf hin eine Reihe ernstzu-
nehmender Morddrohungen . Unsere Kanz-
lei ging kurze Zeit sp äter in Flammen auf.
Ein Ob erst der Bundeswehr, der seine Zu-
stimmung zu diesem Freispruch zum Aus-
druck brachte , wurde degradiert, die D egra-
dierung wurde dann vom BVerfG sp äter auf
unsere Verfassungsb eschwerde hin wieder
aufgehob en .

D as Tabu aushebeln

Ich bin aus der Erfahrung der vergangenen
Jahre sehr sicher, dass die Neuentfachung
die ser D isku ssion üb er spezifisch militäri-
sche Gewalt nicht nur b ei den Wehrpflichti-
gen, sondern auch b ei den B eratern, die e s
dafür zu gewinnen gilt, einen neuen Schub
des Engagements für diese Fragestellung
bringen kann, wenn die Diskussion offen
und offensiv gegenüb er den wieder verfes-
tigten Tabus geführt wird .

Wer hat denn als B erater auf die D auer
schon Lu st dazu , immer wieder erneut die
selb en Satzschablonen zu lesen o der gar zu
empfehlen, diese lu stlo s zur B egründung
der KDV abzusondern, um den bürokrati-
schen Vorgang der Anerkennung zu ab sol-
vieren?

Auch insoweit b edarf es ab er wohl vor-
gängig einer Disku ssion mit den B eratern,
die üb er den bloß organisatorischen Aspekt
der B eratung hinau sreicht und den inhaltli-
chen Kontext und die Aktu alität der Pazifis-
mus/Militarismu s-Disku ssion zunächst ein-
mal herau sarb eitet und wieder greifb ar

2 4) Wie D er Spiegel im März 1 9 5 6 berichtete , sei des-
sen strategischer Plan für die Nato »ebenso einfach,
wie seine Konsequenzen für d as deutsche Gebiet o st-
wärts der Zonengrenze fatal sind . D er General Schuy-
ler hat errechnet, d ass er in der Lage ist, mit dem zu-
sammengefassten Feuer aller taktischen Atom-Waffen
der Nato j eden sowj etischen Aufmarsch zwischen Lü-
beck und Passau in einer Tiefe von einigen hundert Ki-
lometern zu zerschlagen, so dass ein Angriff der Sow-
j ets scho n in der B ereitstellung ersticken mü sste . (. . . )
Für diesen Zweck hält der Nato-Stab schef − vo rläufig
im Westen und Südwesten der Bundesrepublik − an
taktischen Atom-Waffen p arat :

− Atom-Kano nen (fünf B ataillone mit j e sechs Ge-
schützen, Kalib er: 2 8 Zentimeter, Reichweite : 3 5 Kilo-
meter) ;
− »Honest Johns« (nicht ferngelenkte Raketen, Durch-
messer: 72 , 2 Zentimeter, Reichweite : 3 2 Kilometer) ;
− » Corporals« (ferngelenkte Raketen, Länge : 1 2 , 1 9 Me-
ter, Durchmesser : 76 Zentimeter, Reichweite : 2 4 1 Ki-
lometer) ;
− »Matadore« (zwei Staffeln mit j e 75 unbemannten
ferngelenkten B omb ern in B itburg und H ahn [ Rhein-
land-Pfalz ] , Länge : 1 2 Meter, Sp annweite : 8 , 7 Meter,
Reichweite : 8 0 0 Kilometer) .
Außerdem verfügt Shape no ch über Schlachtflieger-
verb ände mit 60 0 Jab o s , die mit taktischen Ato m-B om-
ben au sgerüstet werden kö nnen. Sollten die Sowj ets
nun tatsächlich j emals angreifen, dann schwirren
nach Schuylers Plan die Honest Johns, Co rporals und
Matadore ab , die Atom-Kano nen brüllen lo s, die Jab o s
werfen ihre B omb en - und Mitteldeutschland wird im
Feuerwirbel der Ato mgescho sse mit einer Sprengwir-
kung vo n j e 1 0 . 0 0 0 bis 1 5 . 0 0 0 TNT-To nnen zur grausi-
gen Ö dnis . Zwischen Lüb eck und Ro sto ck, zwischen
Fulda und Leipzig, zwischen Passau und B rünn würde
die Hölle sein. «
D er Verfasser der »flexiblen« und die Zivilb evölke-
rung » schonenderen« Verteidigung, ein Ob erst v. B o-
nin, wurde angesichts solch argumentativer Üb er-
macht (die auch die Rü stungsindustrie erfreut hab en
dürfte) unter einem Vo rwand aus dem »Amt Blank«
entlassen . Zu dessen Karriere auch : www. bundesar-
chiv. de/foxpublic/EA4 FCAC0 0A0 62 2 1 2 0 0 0 0 0 0 0 0 3 1
3 04 0 E0/frame .j sp ? detail = findmittelinfo .html&oben

= findmittelinfo_ob en .html
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macht. D enn e s ist j a das eigentliche Parado-
xon unseres Themas , dass mit steigender
Kriegsgefahr, mit steigender militärischer
Aktivität in der Welt und mit dem Zuneh-
men klassischer Kriegsursachen gleichzei-
tig die D isku ssion zu verflachen scheint,
weil das Tabu funktioniert.

Naturhaft wie der Sonnenaufgang?

Versteht man die B eratung von Verwei-
gerern hingegen nicht alleine als solche zur
Vorb ereitung eines Anerkennungsverfah-
rens , dann ergibt sich eine gänzlich anders
strukturierte Herangehensweise .

Au s der Sicht der Pazifismus/Militaris-
mu s-D isku ssion mag e s − zu welcher Ent-
scheidung man sich da im Ergebnis auch im-
mer durchringt − wenig erfreulich sein,
dass Wehrpflichtige heute überwiegend
ganz und gar »pragmatisch« und alleine un-
ter Nützlichkeitsgesichtspunkten die Frage
von Wehr-/Zivildienst angehen und dies
nicht in erster Linie als eine Grundsatzfrage
einer Ge sellschaft sehen, ob man sich unter
ethischen Gesichtspunkten für Krieg b ereit
machen darf o der nicht.

Sie treffen ab er mit die ser Herangehens-
weise − wenn auch in der Regel in vollkom-
mener Unkenntnis der rechtlichen und his-
torischen Zu sammenhänge − do ch fast
spontan einen anderen Punkt, der zwar
nicht von so existenzieller B edeutung ist,
wie die Frage von Krieg und Frieden, ab er
do ch von grundsätzlicher B edeutung : Näm-
lich die Frage , ob und ggf. unter welchen Vo-
rau ssetzungen der Staat in die Freiheit eines
Bürgers üb erhaupt und im Einzelfall ein-
greifen darf.

D ie se Frage ist von der b e schrieb enen
Sprach- und B egriffsverwirrung im Zu sam-
menhang mit der KDV nahezu verschüttet
worden, obwohl sie im j eweiligen Einzelfall
vorab j eder Entscheidung üb er Wehr- o der
Zivildienst zu b eantworten ist.

Und sie zielt nicht auf das Thema »B eib e-
haltung o der Ab schaffung der Wehr-
pflicht« , sondern vielmehr darauf, was b e-
stehende Wehrpflicht denn im Einzelfall
wirklich b edeutet. Gerade ab er darüb er b e-
steht − nicht nur b ei den Wehrpflichtigen ! −
ein b eeindruckendes Maß an wirklich fun-
damentaler Unkenntnis , die derj enigen
üb er die ethischen Fragen militärischer Ge-
walt durchaus ähnlich ist.

D ie Wehrpflichtigen, die zur B eratung
kommen, lassen sich nach meiner Erfah-
rung grob in drei Gruppen aufteilen :

(a) D ie erste und wohl zahlenmäßig
no ch immer größte (und wie es scheint : so-
gar wachsende) Gruppe ist als Folge einer
üb erJahrzehnte und Generationen reichen-
den gezielten D e sinformationsstrategie der
Wehr- und Zivildienstb ehörden umfassend
uninformiert und hält die allgegenwärtige
»Allgemeine Wehrpflicht« für eine naturhaf-
te Gegeb enheit wie den Sonnenauf- und Un-
tergang, derzufolge j eder irgend einen
Dienst zu leisten hab e . D em entspricht
dann fast spiegelbildlich die Vorstellung,
dass man dieser Pflicht allenfalls durch
mehr o der minder trickreiches D avon-
schleichen durch die Hintertür entgehen
könne .

D ie se Gruppe hat in der Regel diffu se Ge-
rüchte darüb er gehört, dass man mit Krank-
heiten, Rauschmittelmissbrauch, fester

o der mobiler Zahnsp ange o der Freundin
mit o der ohne Schwangerschaft o der fes-
tem o der b efristetem Job o . ä. der Einb eru-
fung angeblich irgendwie entgehen könne .

Sie macht sich dann entweder auf die Su-
che nach meist erfundenen, aggravierten
o der vollständig vorgetäuschten Krankhei-
ten etc . (Felix Krull findet da seine eifrigen
Epigonen) o der entschließt sich ange sichts
vermeintlich o der wirklich au ssichtslo ser
Suche nach solchen Umständen für eine der
b eiden Dienstarten, b evor üb erhaupt no ch
geprüft ist o der feststeht, ob die gesetzli-
chen Heranziehungsvorau ssetzungen tat-
sächlich vorliegen .

D a wird dann schnell erneut kapituliert
und der KDV-Antrag als taktischer Ausweg
möglichst schon vor der Mu sterung gestellt
o der erst, wenn der Einb erufungsb escheid
gekommen ist − in b eiden Fällen oft mit fata-
len Folgen .

(b) D ie zweite Gruppe ist in der Regel et-
was b esser informiert und geht von Anb e-
ginn davon au s, dem Dienst in welcher
Form auch immer entgehen zu wollen, weil
sie den dadurch entstehenden Zeitverlu st
vermeiden mö chte , hat ab er nur wenig
brauchb are Informationen, wie das − vor al-
lem legal ! − geschehen könne .

(c) Zahlenmäßig zu vernachlässigen ist
nach meiner Erfahrung die sehr kleine
Gruppe derer, die einen der b eiden D ienste
wirklich will . (D avon übrigens strikt zu un-
terscheiden ist die Untergruppe derer, die
einem weit verbreiteten Fehlverständnis
folgend lediglich und meist unau sgespro-
chen meinen, so o der so j a ohnehin D ienst
leisten zu müssen, weil es j a do ch keinen
gangb aren »Au sweg« geb e . D a wird dann
schnell die eigene vermeintliche Chancen-
lo sigkeit au s Angst vor der auch nur gedank-
lichen Niederlage po sitiv gewendet in die
Formulierung, man »wolle« D ienst leisten .
E s gehört zu einer seriö sen B eratung, das zu-
nächst herau szu arb eiten − woran es in der
Praxis leider sehr häufig fehlt ! Ich höre von

− auch anwaltlichen − B eratern, die auffal-
lend viele KDV-Verfahren initiieren, immer
wieder, der Klient hab e do ch erklärt, dass er
Zivildienst leisten wolle , was sich dann ab er
nach genauerer B efragung als bloßer Auf-
klärungsmangel erweist) .

Die Gründe dafür, wirklich Dienst leis-
ten zu wollen, sind oftmals leb ensgeschicht-
lich b egründet :

Abiturienten, die durch die ständige B e-
vormundung in der Schule traumatisiert
sind , b egründen die Au szeit o der das S ab-
b atj ahr vor dem Studium den Eltern gegen-
üb er mit Zivildienst und sind ganz froh , sich
auf die schicksalhafte Einb erufung verlas-
sen zu können . D as lässt sich auch no ch mit
der Erklärung veredeln, Zivildienst sei do ch
»Dienst an der Gesellschaft« etc . und impo-
niert meist den Müttern, die dann im B e-
kanntenkreis mit dem sozialen Engagement
der Söhne punkten können . Ganz wenige
sehen im Zivildienst eine Chance , einen an-
deren B eruf kennenzulernen o der etwa ei-
nen B onu s für den Studienzugang zu erhal-
ten o . ä. Für die dauert die B eratung wenige
Minuten − wenn man sie nicht zugleich
auch üb er die nicht unerheblichen Risiken
dieses Vorgehens informiert, was inde s sel-
ten ge schieht.

D en b eiden ersten Gruppen ist ab er in al-
ler Regel gemeinsam, dass sie − b ei aller

scheinb aren Informiertheit im D etail und
Kenntnissen in der vergifteten Krull' schen
Trickkiste − auch nicht die geringste Vor-
stellung davon hab en, in welchem rechtli-
chen und organisatorischem Zu sammen-
hang die einzelnen Aspekte stehen, also was
»Allgemeine Wehrpflicht« eigentlich recht-
lich (vor allem verfassungsrechtlich) b e-
deutet und vor allem, welche unmittelb aren
Konsequenzen sich au s solcher Kenntnis
für die Vorgehensweise im konkreten Ein-
zelfall für die Erreichung des selb st ge steck-
ten Zieles ergeb en . Sie teilen diesen Infor-
mationsmangel allerdings mit der ganz gro-
ßen Mehrzahl der Bürger. Und dies nicht,
weil es sich b ereits auf dieser Eb ene um
komplizierte juristische Fachfragen han-
deln würde , sondern weil Republik und
Rechtsstaat in die Köpfe der D eutschen
no ch nicht wirklich Einzug gehalten hat.

Der Staat hat dem Bürger
zu dienen − und nicht umgekehrt

D a die Grundlagen de s Verhältnisses von
Bürger und Staat allem Anschein nach ihrer
Natur nach flüchtig sind , scheint es erfor-
derlich zu sein, sie als Grundlagen der Ver-
fassung in der B eratung (ab er auch den B e-
ratern) immer wieder in Erinnerung zu ru-
fen : Und die sind eigentlich ganz einfach,
stehen ab er erfahrungsgemäß der allge-
mein verbreiteten Vorstellung üb er diese s
Grundverhältnis diametral entgegen, was
bis in die kleinste Verhaltensweise von
Wehrpflichtigen von der Mu sterung bis zur
Entlassung unmittelb are Au swirkungen
hat.

E s lohnt sich dab ei wirklich , ganz grund-
sätzlich anzu setzen : In einer Republik geht
die Macht vom Volke au s und das Volk b e-
dient sich zur Durchsetzung seiner Macht
der staatlichen O rgane , wie das Art. 2 0 Ab s .
2 GG b estimmt − und nicht umgekehrt. D er
so vom Volk b eauftragte Staat − also hier das
Organ »Exekutive« − darf in die generelle
und systematisch allem vorgelagerte allge-
meine Handlungsfreiheit eines Bürgers
(Art. 2 Ab s . 1 GG) im Einzelfall nur eingrei-
fen, wenn und soweit ihm dies bis ins D etail
durch ein förmliches Gesetz ausdrücklich
erlaubt ist, während der Bürger alles darf,
was ihm nicht au sdrücklich verb oten ist
o der die Rechte D ritter verletzt.

Diese Erkenntnis gehört auch nach − mit
1 2 Jahren Unterbrechung durch den Fa-
schismu s − immerhin üb er 70 J ahren Re-
publik in D eutschland no ch immer nicht
zum Selb stverständnis der D eutschen . Die
üb erwiegende Mehrheit ist spontan vom
Gegenteil üb erzeugt, ohne eigentlich sagen
zu können, woher das stamme . E s ist für sie
einfach Natur. D er au s der Monarchie üb er-
kommene »Vater Staat« ist ein no ch immer
gebräuchliches und fast unausrottb are s
Bild für die B e schreibung de s Verhältnisse s
der D eutschen zum Staat.

Die − in der Verfassung angelegte − Fest-
stellung gar, dass der Staat dem Bürger zu
dienen hab e und nicht umgekehrt, weil
eb en das Volk sich de s Staate s b edient und
nicht umgekehrt, wird regelmäßig als un-
verschämte Anmaßung in der Nähe zum Irr-
sinn verstanden und − zumal von Amtsträ-
gern − empört zurückgewie sen .

Was also b edeutet − verfassungsrechtlich
b etrachtet − vor die sem Hintergrund »Allge-
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meine Wehrpflicht« und welche Folgen er-
geb en sich darau s für die B eratung von
Wehrpflichtigen?

Wenn man sich die öffentliche D eb atte
darüber b etrachtet, scheint kaum b ekannt
zu sein, dass es kein Gesetz der Bundesre-
publik gibt, in dem wörtlich o der auch nur
sinngemäß geregelt ist, dass grundsätzlich
j eder männliche Bürger Wehr- o der Zivil-
dienst zu leisten hab e .

Art. 1 2 a GG enthält als Einschränkung
zur allgemeinen B erufsfreiheit und zum
Verb ot von Zwangsarb eit die Ermächtigung
des Verfassungsgeb ers an den Gesetzgeb er,
ein Gesetz zu erlassen, aufgrund dessen zu-
nächst ganz allgemein »Männer vom vollen-
deten achtzehnten Leb ensj ahr an zum
Dienst in den Streitkräften, im Bundes-
grenzschutz o der in einem Zivilschutzver-
b and verpflichtet werden können« . (D arau s
− wie das häufig geschieht − die Pflicht ab-
leiten zu wollen, dass j eder Wehr- o der Zivil-
dienst zu leisten hab e , würde dann eb enso
zu einer »Allgemeinen Bundesgrenzschutz-
pflicht« und ähnlichen Unsinn führen .)

D er Gesetzgeb er hat mit dem Wehr-
pflichtgesetz (und ihm folgend dem ZD G)
von dieser Ermächtigung Gebrauch ge-
macht und geregelt, dass » alle Männer vom
vollendeten 1 8 . Leb ensj ahr an, die D eutsche
im Sinne des Grundgesetze s sind , wehr-
pflichtig sind« (und das b edeutet z . B . : der
Wehrüb erwachung unterliegen) und so-
dann − aber davon strikt zu unterscheiden − ,
ob und ggf. unter welchen im Gesetz im Ein-
zelnen festgelegten Vorau ssetzungen ein
derart wehrpflichtiger Bürger wann und
wie lange einb erufen werden kann o der
nicht.

Nur vor dem Hintergrund der verfas-
sungsrechtlich richtigen Einordnung die-
ser Regelungen in den rechtsstaatlichen
Kontext wird ab er offenkundig, dass darau s
also folgt : Die Heranziehung zum Wehr-
o der Zivildienst ist (schon unabhängig von
der statistischen Verteilung der Einb eru-
fungen, der so viel Aufmerksamkeit gewid-
met wird , um einen vermeintlichen Verfas-
sungsverstoß zu b elegen, der zur Ab schaf-
fung der Wehrpflicht führen soll) verfas-
sungssystematisch immer schon die Aus-
nahme von der ihr vorgelagerten allgemei-
nen Handlungsfreiheit. Die Ab sicht, davon
frei bleib en zu wollen, ist verfassungsrecht-
lich ( !) so legitim wie die Ab sicht, zu atmen,
und b edarf keiner Rechtfertigung . (Die all-
gegenwärtige Formulierung, die z .T. auch
von Wehrpflichtigen selb st üb ernommen
wird , einer wolle sich j a nur »drücken« , stellt
die Verhältnisse auf den Kopf, um die B e-
troffenen einzuschüchtern .)

Wohl ab er b edarf die Heranziehung in j e-
dem Einzelfall einer (gesetzlichen) Recht-
fertigung, indem sie nur erfolgen darf,
wenn die im Gesetz für den Einzelfall defi-
nierten materiellen Heranziehungsvoraus-
setzungen tatsächlich vorliegen (wofür üb-
rigens die B ehörde die B eweislast trägt !) .
Erst wenn diese Voraussetzungen (verfas-
sungssystematisch b etrachtet : ausnahms-
weise) tatsächlich vorliegen, was eine ge-
naue Prüfung vorau ssetzt, kann sich die Fra-
ge stellen, welche der b eiden Arten von
Dienst in B etracht kommt : Wehr- o der Zivil-
dienst.

D araus folgt ab er ferner, dass es zum
selb stverständlichen Recht, wenn nicht gar

zur Pflicht eine s souveränen Bürgers ge-
hört, dem im Auftrag de s Volkes tätig wer-
denden Staat genauestens auf die Finger zu
schauen, wenn er diese Vorau ssetzungen
prüft, und der B ehörde dab ei nach Kräften
b ehilflich zu sein (im Falle der Wehrpflicht
ist das sogar gesetzliche Pflicht !) , um kei-
nem Bürger ohne sachlichen Grund seine
Freiheit zu nehmen, also grundsätzlich auf
gleicher Augehöhe mit der B ehörde zu agie-
ren .

D as b edeutet schließlich auch, dass der
Wehrpflichtige b ei der Mu sterung nicht le-
diglich Obj ekt des Handelns der B ehörde
ist, sondern offensiv seine Mu sterung b e-
treib en soll, b ei der er nichts dem Zufall
üb erlässt: Also vor allem zunächst einmal
genauestens erfährt, was da unter welchen
Kriterien mit welchen Mittel geprüft wird
und was er dazu b eitragen kann und mu ss,
um unter vollständiger Wahrung seiner
Rechte zu einem dem Gesetz entsprechen-
den Ergebnis zu kommen .

» Offensiv« heißt dab ei nicht, Einb eru-
fungshindernisse zu erfinden o der vorzu-
täuschen .

2 5 )

E s heißt vielmehr : D er Mu ste-
rung nicht au szuweichen, sondern sie ge-
zielt und au sschließlich entlang den ge setz-
lichen Vorgab en anzugehen, anstatt sich −
wie üblich − p assiv und in häufig genug na-
hezu untertäniger Schreckstarre durch-
schleusen zu lassen .

D ass das nicht von selb st funktioniert,
weiß j eder, der j e eine Mu sterung erlebt hat,
sei es nun, weil die B ehörden den Wehr-
pflichtigen b ewu sst die maßgeblichen In-
formationen vorenthalten o der diese ge-
zielt verschleiern

2 6)

, sei es , weil diese B ehör-
den selb st mit einer an den gesetzlichen Re-
geln orientierten Musterung vollständig
üb erfordert sind o der sei es auch, weil die
b ehördliche Routine immer und fast natur-
haft dazu führt, die Macht der Bürokratie
üb er die gesetzlichen Grenzen hinau s aus-
zudehnen und damit zu missb rauchen .

Diese Grundlagen am j eweiligen Fall zu
vermitteln und verständlich zu machen, ist
nach meiner Üb erzeugung und Erfahrung
Grundaufgab e j eder B eratung von Wehr-
pflichtigen, weil diese erst dann au s dem ei-
ne s souveränen Bürgers unwürdigen Statu s

»eines bloßen Obj ekte s staatlichen Han-
delns« (BVerfG) b efreit und in die Lage ver-
setzt werden, als » Subj ekte de s Verfahrens«
auf gleicher Augenhöhe mit der B ehörde ih-
re Rechte vollumfänglich in Anspruch zu
nehmen . D as setzt freilich voraus , dass die
B erater selb st sich die ser rechtlichen und
systematischen Grundlagen b ewu sst sind .

D er Gesetzgeb er hat nun − au s verfas-
sungsrechtlich zwingendem Grund − an
den Anfang aller Prüfungen die Frage ge-
stellt, ob ein Wehrpflichtiger den körperli-
chen (und p sychischen) Anforderungen
des D ienstes ohne Gefahr einer gesundheit-
lichen Schädigung gewachsen ist. Zwin-
gend deshalb , weil der, der keinen Wehr-
dienst zu leisten hat, auch keinen Zivildienst
zu leisten hat. Alle s andere wäre eb en j ene in
den Köpfen vieler Bürger herumspukende
» allgemeine Dienstpflicht« , die die Verfas-
sung au s gutem Grund gerade nicht zulässt.

D as hat zwangsläufig zur Folge , dass die-
ser ersten Frage stellung »Ist ein Wehrpflich-
tiger nach den Regeln des Gesetzes wehr-
dienstfäh ig o der nicht?« mit größter Sorg-
falt nachzugehen ist, b evor weitere Eingrif-
fe in seine ansonsten ge schützte Freiheit ge-
prüft und eventuell hingenommen werden
können (d .h . er erst dann vor die Frage ge-
stellt wird , ob er den Kriegsdienst verwei-
gern mu ss) .

Die Beratungsfalle

Zu dieser Prüfung und der daraus folgenden
B eratung − das muss man allerdings in aller
Offenheit sagen − sind die meisten (j eden-
falls die nichtanwaltlichen) B erater au s
ganz und gar verständlichen Gründen bis-
her weder fachlich no ch inhaltlich no ch or-
ganisatorisch ausreichend in der Lage .

2 7)

Gerade in diesem B ereich der Prüfung
des Vorliegens dieser Heranziehungs-
voraussetzungen genügt es ab er auch nicht,
die Wehrpflichtigen faktisch sich selb st zu
üb erlassen, weil sie in aller Regel auch nicht
im Ansatz die dafür erforderlichen Kennt-
nisse b esitzen . Schon der bloße Rat, sie sei-
en dazu etwa unter Hinzuziehung ihrer b e-
handelnden Ärzte selb st in der Lage , ist −
weil er fachkundig zu sein scheint − gefähr-
lich und fatal . Therapeutisch tätige Ärzte
sind in aller Regel nicht in der Lage , die hier
erforderliche und völlig anderen Gesichts-
punkten und Argumentationsmu stern fol-
gende B elastb arkeitsprogno se zu erstellen,
auf die es rechtlich alleine ankommt. Und
wer keinen »b ehandelnden« Arzt hat, hält
sich dann schon de shalb für wehrdienstfä-
hig − ein fataler Irrtum .

Gerade b ei der B eurteilung der »Wehr-
dienstfähigkeit« geht es nämlich um eine
ziemlich komplexe Verknüpfung rechtli-
cher und (medizinisch-)fachlicher Frage-
stellungen und Faktoren, die ein Laie regel-
mäßig nicht üb erblickt und an denen selb st
Juristen nicht selten scheitern .

Schon die Selb steinschätzung eine s
Wehrpflichtigen, welche Tauglichkeitsein-
schränkenden Umstände b ei ihm üb er-

2 5 ) Man kann häufig nur mit Erstaunen konstatieren,
mit wie viel So rglo sigkeit unter allerlei unkundiger
B eratung b ei der Mu sterung gezielt falsche »Atteste«
vorgelegt werden, was immerhin mit Freiheitsstrafe
bedroht ist. Wenn man d ann zugleich feststellt, dass
eb en diese Kandidaten regelmäßig über eine ganze
Reihe von physischen Faktoren verfügen, die ihre Ein-
berufung völlig legal ausschließen, d ann wird die Ver-
antwortungslo sigkeit, mit der solche Ratschläge er-
teilt werden, b esonders offenkundig.
2 6) Schon das Fehlen der B egründung der Tauglich-
keitseinstufung hat den alleinigen Sinn, den Wehr-
pflichtigen die no twendigen Informatio nen vo rzu-
enthalten, die sie allererst in die Lage versetzen wür-
den, zu prüfen, aufgrund welcher tatsächlicher Fest-
stellungen die B ehörde ihre Entscheidung getroffen
hat und ob die mindestens schlüssig ist. Die Mitteilung
von − auch rechtlich − völlig unsinnigen, sprachlo sen
Jargonfetzen wie »T2 « erinnert eher an den Gütestem-
pel b ei einem Zuchtbullenwettbewerb als an eine B e-
gründung in einem rechtsstaatlichen Verfahren, die
nachvollziehb ar sein soll . Was wie Trägheit und
Schlamperei wirkt, dient offensichtlich alleine dem
Zweck, die Anfechtung zu erschweren o der zu verhin-
dern. D enn was soll denn einer schon gegen »T2 « sa-
gen? Gegen die allemal zumutb are Feststellung, »wir
hab en b ei Ihnen die kö rperlichen Merkmale AB C fest-
gestellt und sind der Auffassung, dass die darau s b ei
der Ableistung des Wehrdienstes entstehenden Fol-
gen XYZ zumutb ar sind , weil . . . « , würde dem einen
oder anderen schon nahelegen, dieses Ergebnis kri-
tisch infrage zu stellen .

2 7) In der Regel dürften sie bisher allerdings auch
nicht die B erechtigung b esitzen, in diesen B ereichen
zu b eraten. D azu genügt auch nicht die bloße kirchli-
che B eauftragung welchen Inhalts auch immer, weil
die Kirchen das Recht zur Rechtsb eratung außerhalb
der gesetzlichen Vo rgab en, die für kirchliche B erater
auf die B eratung zur KDV b eschränkt ist, nicht verlei-
hen können .
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dann meist nichtssagend o der Gefälligkeits-
halb er »wohlwollend« formuliert sind und
das Gegenteil de ssen b ewirken, was b eab-
sichtigt ist − meist können die Wehrpflichti-
gen nicht einmal b eurteilen, was au s den
dortigen diagno stischen Angab en folgt !) ,
sie sollten auf Zurückstellung wegen der
Ausbildung spekulieren o der darauf, dass
man sie »vergessen« werde (also sich eigent-
lich wegducken und wie die kleinen Kinder,
die die Hand vor die Augen halten in der An-
nahme , dann seien sie nicht da) , und
schließlich, sie sollten p assiv auf die Einb e-
rufung warten und dann no ch schnell den
KDV-Antrag stellen (was im günstigsten Fall
dann zum Zivildienst führt, ohne j e seriö s
geprüft zu hab en, ob es dazu üb erhaupt
kommen mu sste) .

D as ist − stellt man die Intere ssen der Rat-
suchenden in den Vordergrund und die ei-
gene Lu st am B eratungsb etrieb und an der
fünf Jahre währenden B etreuung dahinter
zurück − nach meiner Üb erzeugung und Er-
fahrung unter vielerlei Ge sichtspunkten
vollkommen inakzeptab el :

Ich halte e s nicht für vertretb ar, den Rat-
suchenden letztendlich in die fünfj ährige
Warteschleife der Spekulation auf die Statis-
tik zu schicken, weil es ihn zwangsläufig in
seiner Entscheidungsfreiheit massiv b ehin-
dert, wenn er immer no ch das D amokles-
schwert der Einb erufung üb er sich hat,
ohne wirklich planen zu können, während
er die Frage der Wehrpflicht b ei gezielter
Herangehensweise längst geklärt hab en
könnte . D arau s entstehen dann immer wie-
der solche inakzeptablen Situ ationen wie
die , dass ein Studium künstlich verlängert,
ein eigentlich gewünschter Studienfach-
wechsel unterlassen wird au s Sorge um den
B e stand der Zurückstellung, o der ein Aus-
landsaufenthalt nicht angetreten wird in
der Sorge , durch den notwendig werden-
den Antrag auf Verlassensgenehmigung die
B ehörde auf sich aufmerksam zu machen,
ein Arb eitsplatz nicht angenommen wer-
den kann, der nur b ei Planungssicherheit
vergeb en wird u .v. a. m . , nur weil sonst das
hilflo se und auf S and geb aute Konstrukt der
Verschieb etaktik ins Wanken gerät − mit un-
ab sehb aren Folgen nicht nur für die b erufli-
che Karriere .

Ziel der B eartung kann es nicht sein, fünf
Jahre lang durch Trickserei und Versteck-
spiel das eigene Leb en auf die Wehrpflicht
einzu stellen, sondern Ziel kann es nur sein,
so früh wie möglich zu prüfen, ob und ggf.
wie die Ratsuchenden nach den Regeln des
Gesetzes davon zu b efreien sind − und das
sind sie j a ! Allerdings ist e s ein Mindestge-
b ot der Fairness den Ratsuchenden gegen-
üb er, sie mindestens auch üb er diese Alter-
nativen offen und wahrheitsgemäß aufzu-
klären .

haupt vorliegen, ist − wie die langj ährige Er-
fahrung zeigt − regelmäßig falsch , weil er
weder die Kriterien kennt, auf die es recht-
lich ankommt, no ch die einschlägigen inne-
ren physischen D ispo sitionen sehen o der,
wo er etwas davon spürt, angemessen inter-
pretieren kann . Vollends in die Irre geführt
wird er zudem dann, wenn er an j emanden
gerät, der ihm erklärt, dies mithilfe j ener
ob skuren Zentralen D ienstvorschrift (A nm.
d. Red. : der Bundeswehr; ZDv) 4 6/ 1 kompe-
tent und verlässlich erklären zu können,
weil do ch auch die B ehörde hieran ihre Ent-
scheidungen orientiere . Diese ZDv 4 6/ 1 ist
der denkb ar schlechteste , weil irreführen-
de B erater zu diesen Fragen und ist recht-
lich − allem dazu entfalteten b ehördlichen
Getö se und auch unter B eratern weit ver-
breiteten Missverständnis zuwider − auch
praktisch ohne B edeutung .

2 8)

D as alles führt dann aufgrund mangeln-
der Kenntnisse auch der B erater − bisher
und wie mir scheint: zunehmend − gele-
gentlich zu einer fatalen B eratungs-Falle , in-
dem diese Themen − sei es au s Unkenntnis ,
dass und in welchem Umfang diese Prü-
fungsnotwendigkeit üb erhaupt b esteht,
o der sei es au s Unerfahrenheit − einfach aus-
geblendet werden und sich die B erater −
freilich in b ester Ab sicht − auf die Frage kon-
zentrieren, wie man statt Wehrdienst Zivil-
dienst leisten kann .

Wir erleb en als Anwälte immer wieder,
dass Mandanten mit folgender o der ähnli-
cher Vorge schichte kommen : E s wurde ih-
nen zunächst vor der Mu sterung − wie sie
glaub en durften : fachkundig und kompe-
tent, weil von einem B erater stammend − ge-
raten, die Wahrscheinlichkeit einer Einb e-
rufung sei denkb ar gering, (was indes in die-
ser Ab straktheit schon de shalb falsch und
nichtssagend o der reine Spekulation ist,
weil au s den allgemeinen Einb erufungssta-
tistiken auch nicht ansatzweise entnommen
werden kann, welche »Verwendungssym-
b ole« , die für die Heranziehung maßgeblich
sind , in welcher Größenordnung b ei dem
j eweiligen Kreiswehrersatzamt angefor-
dert werden und der Wehrpflichtige zu die-
sem Zeitpunkt no ch nicht wissen kann, wel-
ches »Verwendungssymb ol« er erhalten
wird , und dab ei unb erücksichtigt bleibt,
dass sich in den langen fünf Jahren der Ein-
b erufb arkeit wegen der unterschiedliche
Jahrgangsstärken der Einb erufungsanteil
erheblich ändern kann) , sie sollten die Mus-
terung einfach und eher p assiv üb er sich er-
gehen lassen o der allenfalls mal eb en ein
p aar »Atteste vom Hausarzt«

2 9)

besorgen (die

»Offensive Auseinandersetzung auf
gleicher Augenhöhe« !

Mindestens eb enso wichtig ist mir ab er,
klarzumachen, dass ich e s für völlig inakzep-
tab el halte , jungen Bürgern b ei der in der
Regel ersten Gelegenheit ihre s Kontakte s
mit » Staat« nahezulegen, sich trickreich vor
die sem Staat davonzu schleichen, anstatt
sich auf gleicher Augenhöhe , die in einem
Rechtsstaat durch das Recht hergestellt
wird (und auch das Mu sterungsverfahren
b ei der B ehörde ist ein rechtlich geordnete s
Verfahren !) , offensiv mit ihm au seinander-
zu setzen und ihm diej enigen Grenzen auf-
zuzeigen, die ihm durch das Ge setz gezogen
sind . D en Ratsuchenden als Erste s und fast
Einziges b eizubringen, dass sie j a durch fal-
sche o der »ungerechte« Einb erufungspra-
xis , die mit no ch so eindrucksvollen und
großformatig präsentierte Statistiken b e-
legt werden mag, die die Ratsuchenden
ab er ohnehin in der Regel kaum durch-
schauen, vom Staat um ihre Freiheit b etro-
gen würden, anstatt sie üb er die sperrangel-
weit offen stehende Tür der gesetzlichen
Möglichkeit der Erledigung der Wehr-
pflicht umfassen zu informieren, prägt
zwangsläufig b ei ihnen ein Verständnis de s
Verhältnisses von Staat und Bürger, das ich
für fatal halte .

D as regelmäßige Ergebnis solcher asym-
metrischen B eratung mag zu Zeiten no ch
weniger als solches aufgefallen sein, als we-
nigstens ein gewisser Prozentsatz der Wehr-
pflichtigen den Tauglichkeitsanforderun-
gen für die Ableistung des Wehrdienste s
selb st b ei genau ster S achverhaltsaufklä-
rung no ch genügt hat. Seit das nicht mehr
der Fall ist, weil der Gesetzgeb er die Taug-
lichkeitsanforderungen − wie man anneh-
men mu ss : in vollkommener Unkenntnis
dessen, was er da regelt − 2 0 0 4 ge ändert hat,
muss man eigentlich b ei j edem, der in eine
derartige Einb erufungssituation gerät, wie
ich sie b e schrieb en hab e , sagen : »D as hätte
nicht sein mü ssen . B ei rechtzeitiger und
richtiger Herangehensweise wäre das The-
ma Wehrpflicht und damit die Gefahr eine s
Eingriffs in die Freiheit diese s Bürgers b e-
reits mit der Mu sterung b eendet gewesen . «

Im Kern sollte es also b ei der B eratung
von ratsuchenden Wehrpflichtigen in die-
sem Ab schnitt zunächst darum gehen, sie
üb er die se systematischen Zusammenhän-
ge aufzuklären, sie aus der Po sition eine s
Bittstellers der B ehörde gegenüber zu b e-
freien, ihr B ewu sstsein dafür zu schärfen,
dass sie aktiv handelnde Verfahrensb eteilig-
te und nicht Obj ekt des Verfahrens sind und
dass daher die fast schon eingefleischte Me-
tho de des Wegduckens falsch, kontrapro-
duktiv und gefährlich − und im Übrigen
auch unwürdig ist.

E s geht mithin zunächst (ganz ähnlich
wie b ei der klassischen B eratung zur KDV)
darum, mentale B arrieren zu b eseitigen, die
den Wehrpflichtigen immer wieder den
Blick auf die rechtliche Situ ation verstellen,
anstatt ihnen ein ro sarot gefärbte Brille der
Hoffnung auf ungewisse statistische B ewe-
gungen und b ehördliche Fehler zu verp as-
sen, und sie dann in großer Zahl do ch in ei-
nen − gerade unter Anlegung gesetzlicher
Maßstäb e − völlig üb erflü ssig Dienst trei-
b en zu lassen o der sie j edenfalls üb er Jahre
die ser ungewissen Gefahr au szu setzen . Je-

2 8) Ganz abgesehen davon, dass die do rt aufgeführ-
ten Kriterien als solche , nämlich zur Ab grenzung me-
dizinischer S achverhalte unter dem Gesichtspunkt
der B elastb arkeit, weitgehend bis vollkommen unge-
eignet sind , werden diese Abgrenzungen in aller Regel
zudem von Laien no ch falsch gelesen, weil sie einer
ganz b estimmten und aus dem Text sich nicht er-
schließenden Systematik folgen . Und zu allem Üb er-
fluss : Auch von der üb erwiegenden Zahl der Mitarb ei-
ter der medizinischen Dienste der Wehrb ehörden
werden sie falsch gelesen und folglich falsch ange-
wendet, vo n den niedergelassenen Ärzten ganz zu
schweigen . Die dort aufgeführten Kriterien entstam-
men nämlich nicht einer im strengen Sinne wissen-
schaftlich-medizinischen B eurteilung, sondern im
Kern einer statistischen Au swertung, wer von denj e-
nigen, b ei denen b ei der Musterung X o der Y festge-
stellt wurde , dann im S anitätsdienst mit welcher Häu-
figkeit wieder auftaucht. E s geht b ei der Anwendung
der ZDv 4 6/ 1 also − auf den Punkt gebracht − weniger
um die gesetzlich alleine b edeutsame B elastb ar-
keitsprogno se , die auf eine mögliche zukünftige (und

üb er die D auer des Wehrdienstes weit hinausreichen-
de ! ) Veränderung des Gesundheitszustandes zielt,
so ndern um die Auffälligkeits- o der − wenn man so
will − »Lästigkeitsprogno se« während des Wehrdiens-
tes . D as ist übrigens militärisch ko nsequent !
2 9) So verblüffend es auch klingen mag: D as
Schlimmste o der mindestens Irreführendste , was ei-
nem Wehrpflichtigen passieren kann, ist ein Hausarzt,
der selb st Wehrdienst geleistet hat und daher glaubt,
durch die Kenntnis der ZDv 4 6/ 1 die Kriterien zu ken-
nen, auf die es für die Mu sterung rechtlich ankomme .
D er Patient vertraut ihm und erfährt d adurch in aller
Regel nicht, welche physischen B edingungen bei ihm
vorliegen, auf die es für die B elastb arkeitsprogno se
ankommt, die ab er nicht im Blickfeld des Therapeu-
ten liegen, weil sie therapeutisch irrelevant sind .
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denfalls für die anwaltliche B eratung wäre
das ein grob er Kunst- und B eratungsfehler.

E s geht ferner darum − und das halte ich
persönlich für genau so wichtig wie die not-
wendige und wünschenswerte kritische
Disku ssion üb er Militarismus/Pazifismus − ,
das rechtsstaatliche B ewusstsein der Wehr-
pflichtigen zu schärfen und sie in die Lage
zu versetzen, als souveräne Bürger zu agie-
ren . D as ist nicht nur au s der ge setzlichen
Systematik heraus notwendig, weil vor der
Entscheidung üb er Wehr- und Zivildienst
die grundsätzliche Frage der Heranziehung
zu klären ist, sondern es stärkt − wie die Ge-
schichte und die Erfahrung zeigen − auch
die B ereitschaft, staatliches Handeln nicht
als naturhafte Vorgänge zu sehen, sondern
als solche , die man kritisch auch nach ethi-
schen Maßstäb en b eurteilen darf und muss
und die man auch aktiv b eeinflu ssen kann
und darf.

Zivildienst ist kein Ablasszettel

Was b edeutet das also zusammenfassend
für die »B eratung von Kriegsdienstverwei-
gerern und Wehrpflichtigen« unter den ver-
änderten B edingungen, die ich eingangs b e-
schrieb en hab e ?

Am Anfang aller B eratung sollte nach so
viel scheinb ar eingefleischter Verwirrung
der verbreiteten Vorstellungen üb er die Zu-
sammenhänge wieder die Aufklärung üb er
die rechtliche und systematische Einord-
nung der Wehrpflicht und aller darau s re-
sultierenden Vorgänge stehen, um j enes
rechtsstaatliche B ewu sstsein wieder aufzu-
b auen, das Grundlage der Verfassung ist
und das die Zu sammenhänge und die sich
d arau s ergeb enden Abwehrmöglichkeiten
erst wieder verstehb ar und handhabb ar
macht.

Ab er dab ei alleine sollte es selb st dann
nicht bleib en, wenn schon b ei der Mu ste-
rung die Frage der Wehrpflicht im Einzelfall
gelö st werden kann . Wehrpflichtige sollten
− wo möglich − auch dann mit der ethischen
Problematik des Militarismus konfrontiert
und dafür interessiert werden . D azu gibt es
vielerlei Möglichkeiten und Anlässe .

Gegenwärtig ist die Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer als solche kein
wirkliche s Problem mehr. D as kann und
wird sich vermutlich ändern, wenn die
Kriegseinsätze der Bundeswehr zuneh-
men .

3 0)

B ereits j etzt zeichnet sich eine deut-

liche , gewollte (nämlich zwischen BMVg ei-
nerseits und BAZ andererseits abgespro che-
ne !) Verschärfung der Anerkennungspraxis
b ei B erufs- und Zeitsoldaten ab . E s spricht
viele s dafür, dass sich das auch b ei wehr-
pflichtigen Soldaten so fortsetzen wird .

Zudem sind die Regelungen, die seiner-
zeit zur Ab schaffung der inhaltlichen Ge-
wissensprüfung führen sollten, nämlich die
Reduzierung der Prüfung auf äußere Tatsa-
chen, sang- und klanglo s (und leider ohne
j eden Widerstand der Verb ände , Kirchen
usw. , die sie seinerzeit durchgesetzt ha-
b en

3 1 )

) au s dem KDV-Gesetz gestrichen wor-
den, so dass einer Verschärfung der Prü-
fungspraxis bis hin zur alten Willkür der frü-
hen J ahre nichts mehr im Wege steht. D a
kann es wieder spezifischen B eratungsb e-
darf geb en .

Die Aufgab e , die sich den B eratern, den
Verb änden, den Kirchen (auch den Anwäl-
ten !) stellt, könnten also unter die sen verän-
derten B edingungen neue Inhalte , Wege
und Akzente fordern: Diese könnten per-
spektivisch in der Aufkündigung des Still-
halteabkommens zwischen Pazifisten und
Militärs liegen, indem die ethische Diskussi-
on üb er militärische Logik vor dem Hinter-
grund steigender Kriegsgefahr neu ent-
facht und offensiv geführt wird . An Anläs-
sen dazu fehlt es nicht, wohl ab er evtl . an der
notwendigen Courrage o der Initiative .

Die schleichende Vereinnahmung der Zi-
vilgesellschaft durch militärische Logik auf
vielen Gebieten könnte (wieder) zum The-
ma werden . (D azu mü ssten B erater viel-
leicht wieder aus den B eratungszimmern
hinaus in die Schulen, die Kirchen, die öf-
fentlichen Plätze etc . gehen .)

E s mu ss wieder deutlichter werden :
Wenn man sich als Kriegsdienstverweige-
rer bzw. Pazifist versteht, dann ist die Ablei-
stung des Zivildienste s − so sozial wertvoll
der Umstand der Hilfe für Hilfsb edürftige
ist − kein Ablasszettel für die Verantwortung
j edes Einzelnen für den Einsatz militäri-
scher Gewalt »im Namen des Volkes« , also
auch im eigenen Namen, ob man daran nun
unmittelb ar b eteiligt ist o der nicht.

Wer Soldat ist o der Soldaten einsetzen
will , mu ss sich die Frage nach seinem Ver-
hältnis zur Ethik der Zivilgesellschaft gefal-
len lassen und darf nicht mit der Ausrede da-
vonkommen, diese werde auch im Krieg b e-
achtet und gar verteidigt. Eine Armee , die
sich dieses tiefen Konfliktes nicht in j eder
Lage b ewu sst ist, wird nicht verantwor-
tungsb ewu sst Waffen verwalten und Solda-
ten einsetzen können .

Die fortschreitende − j edenfalls äußerli-
che − Gleichgültigkeit der nachwachsen-
den Generationen gegenüb er der Gefähr-
dung der Zivilgesellschaft durch Militaris-
mus muss uns eb enso unruhig und aktiv ma-

chen wie das Ersterb en der Pazifismu s/Mili-
tarismus-D isku ssion .

D er schleichende Abb au und das notori-
sche D efizit an Rechstaatlichkeit im B ereich
des Wehrrechts muss als ein Umstand offen-
gelegt werden, gegen den es sich im Interes-
se einer freiheitlichen und republikani-
schen Ge sellschaft und Staatsordnung zu
wehren gilt.

Die no ch so b egrüßenswerte Rundum-
versorgung der Wehrpflichtigen per Web si-
te weckt für sich alleine nicht das B ewu sst-
sein für die grundsätzlichen Probleme , son-
dern macht die B eratungsstellen zu bloßen
D ienstleistern b eim Surfen an der Ob erflä-
che .

So gesehen könnte man der ideologisch
vielfach missbrauchten und notorisch miss-
verstandenen »Allgemeinen Wehrpflicht«
gleichsam eine » alternative Wehr-Pflicht
der Pazifisten« entgegensetzen : Die Pflicht
eines Bürgers in einem freiheitlichen und
republikanischen Rechtsstaat, sich gegen
die Tabuisierung der Logik militärischer
Gewalt, gegen die B ereitschaft zur b eliebi-
gen Opferung einer unb estimmten Vielzahl
von Menschen zu einem b estimmten, (für
gut gehaltenen) Zweck, zu Lasten der ethi-
schen Normen der Zivilgesellschaft und ih-
rer Verfassung zu wehren, sich gegen staatli-
che Üb ergriffe − o der wenn man so will : ge-
gen die geradezu naturhafte Üb ergriffigkeit
staatlicher B ehörden b eim Vollzug de s
Wehrrechts − zu wehren .

Wenn es in der B eratung von Wehrpflich-
tigen gelingt, diese s B ewu sstsein zu schaf-
fen und zu stärken, sie also zu »Verteidigern
von Rechtsstaatlichkeit« und zu »Verteidi-
gern der ethischen Normen einer Zivilge-
sellschaft« und nicht lediglich zu »Zivis« zu
machen, dann hätte der B egriff der » allge-
meinen Wehrpflicht« einen neuen, der Ver-
fassung entsprechenden Sinn und Inhalt,
der für die B etroffenen weit üb er die Frage
der Ableistung von Wehr- o der Zivildienst
hinausreichen könnte . D enn die ethischen
Normen einer Zivilge sellschaft und der frei-
heitliche Rechtsstaat, wie sie b eide in der
Verfassung verankert sind , können nur im
Alltag der Bürger und tagtäglich gegenüb er
einem sich verselb ständigenden Staatsap-
p arat wirksam verteidigt werden − und
nicht am Hindukush − allerdings : auch nicht
alleine dadurch, dass man »Zivi« wird .

3 0) D aran ändert sich übrigens auch nichts dadurch,
dass Wehrpflichtige gegenwärtig (no ch) nicht zu sol-
chen Einsätzen herangezogen werden. So wenig sich
die breite Öffentlichkeit 1 9 4 6 eine neue deutsche
Wehrmacht vo rstellen konnte o der wollte , so wenig
man sich no ch vor 1 5 o der 2 0 Jahren hierzulande vor-
stellen konnte , dass die Bundeswehr in den Krieg
zieht, ohne angegriffen zu sein, so wenig können und
wollen sich heute manche vorstellen, dass Wehr-
pflichtige zum Waffeneinsatz im Krieg herangezogen
werden − ab er so wenig verlässlich ist solche Hoff-
nung auch . Die ersten Einsätze der Bundeswehr im
Ausland waren »humanitäre« Einsätze des S anitäts-
dienstes etc . Sehr schnell hat sich ab er erwiesen, dass
damit lediglich die Akzeptanz auch ganz anderer Ein-
sätze vorb ereitet werden sollte . Sicher werden Wehr-
pflichtige ggf. nicht sofort zu direkten Kampfeinsät-
zen, sondern zunächst zur »Katastrophenhilfe« o . ä. he-
rangezo gen werden; wenn etwa die ab sehb aren Fol-
gen der Klimaveränderungen z . B . zu Üb erschwem-
mungen eb enso wie zu Wassermangel o der Hungers-
nö ten und glob alen Wanderungsbewegungen führen,
die die (auch militärischen !) Planer vorau ssagen . Ab er
auch diese Grenze wird verwischt werden, wenn erst
einmal die ersten Schritte im öffentlichen B ewu sst-
sein akzeptiert sind . D er ehemalige Generalinspek-

teur der Bundeswehr und Vorsitzende des Nato-Mili-
tärausschu sses und heutige B erater der Bundesregie-
rung, Klaus Naumann (üb rigens : auch Aufsichtsrats-
mitglied des franzö sischen Rüstungskonzerns Thales
Group) , von dem auch die Erkenntnis stammt, »es gel-
ten nur no ch zwei Währungen in der Welt: Wirtschaft-
liche Macht und militärische Mittel, sie durchzu set-
zen« (Spiegel 0 3/ 1 9 9 3 ) , hat dies schon zu Zeiten in
Strategiep apieren formuliert, zu denen die Öffentlich-
keit no ch nicht einmal geahnt hat, wie b ald es zum ers-
ten kriegerischen Einsatz der Bundeswehr kommen
wird .
3 1 ) Vgl. Fritz/B aumüller / Brunn, Kommentar zum
KDVG, Rdnrn. 5 , 2 2 zu § 5 KDVG
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vom Zivildienst ( § 1 5 Wehrstrafgesetz/WStG, § 5 2 Zivil-
dienstgesetz/ZD G) bzw. »Fahnenflucht« oder »D ienst-
flucht« ( § 1 6 WStG, § 5 3 ZD G) , wenn sie der Einb eru-
fung nicht nachkommen. E s handelt sich hierb ei um
Vergehen, die mit Freiheitsstrafen bis zu drei bzw.
fünf Jahren geahndet werden können. In der Regel
werden die Totalverweigerer d ann durch Polizei bzw.
Feldj äger dem Dienst zugeführt. In der Kaserne oder
im Zivildienst werden sie konsequent die ihnen gege-
b enen B efehle (im Zivildienst: »dienstliche Anord-
nungen«) verweigern und erfüllen d amit die Straftat-
b e stände » Gehorsamsverweigerung« ( § 2 0 WStG)
bzw. »Nichtb efolgen von Anordnungen« ( § 5 4 ZD G) .

Neb en der Strafverfolgung durch die zivile Ge-
richtsb arkeit b ekommen die Totalverweigerer, die in
der Bundeswehr sind , d as militäreigene »Disziplinar-
recht« in aller Härte zu spüren . Im Rahmen ihres »Er-
ziehungsrechts« darf die Truppe gemäß Wehrdiszipli-
narordnung (WD O) auch freiheitsentziehende M aß-
nahmen verfügen . Für den »Disziplinararrest« , der bis
zu 2 1 Tage dauern kann ( § 2 6 WD O) , braucht ein Vor-
gesetzter nach § 4 0 WD O lediglich die Zu stimmung
eines Richters der militäreigenen Gerichtsb arkeit
(»Truppendienstgerichte«) .

B ei der Anwendung des D isziplinarrechts gegen
Totalverweigerer offenb aren sich die Grenzen dieses
Systems b esonders deutlich : Die Bundeswehr ver-
sucht, den Totalverweigerer mit möglichst vielen und
immer längeren Arresten zur »Einsicht« zu bringen
bzw. seinen Willen zu brechen. D er Totalverweigerer
b eruft sich auf seine einmalig getroffene Entschei-
dung, mit der er sich gerade außerhalb des gesamten
Systems Wehrpflicht stellt.

Arrest-Willkür mit System

Zwischen April 2 0 07 und Oktob er 2 0 0 8 sind sechs to-
tale Kriegsdienstverweigerer zur Bundeswehr einb e-
rufen worden . In den Jahren 2 0 0 4 bis 2 0 0 6 wurde die
Bundeswehr nicht mit einb erufenen Totalverwei-
gerern konfrontiert, d a sie entweder »vergessen« oder
ausgemu stert wurden . B ei den jüngsten Totalverwei-
gerern hab en religiö se , p azifistische oder politische
Motive zu ihrer Entscheidung geführt. D rei Totalver-
weigerer hab en ihre Entscheidung auch darauf zu-
rückgeführt, d ass die Wehrpflicht hö chst ungerecht
sei, wenn j eder Zweite au sgemu stert und nur no ch j e-
der Sechste eines J ahrgangs zur Bundeswehr einb eru-
fen wird .

Sowohl die Arrestb edingungen wie auch die D au-
er der Freiheitsentziehung variieren von Totalverwei-

eit Anfang Oktob er sitzt ein junger Mann im
Bundeswehrarrest. B ei Arrestantritt sind ihm

alle eigenen Bücher abgenommen worden, er sitzt 2 3
Stunden am Tag allein in einer Zelle . 7 Tage . Er verwei-
gert sowohl den Wehr- als auch den Zivildienst. Im
Kriegsfall würden auch Zivildienstleistende zur Auf-
rechterhaltung des Militärapp arates b eitragen, lautet
die B egründung für seine Totalverweigerung . J an-Pat-
rick Ehlert au s Flensburg ist totaler Kriegsdienstver-
weigerer o der kurz Totalverweigerer.

Vom Drückeberger zum Dienstleister

In üb er 5 0 Jahren hab en mehr als 3 Millionen Wehr-
pflichtige den Kriegsdienst verweigert und sind in
der öffentlichen Wahrnehmung vom Drückeb erger
zum gesellschaftlich unentb ehrlichen Dienstleister
aufgestiegen. Ihre Gewissensentscheidung gegen
den Kriegsdienst wird mittlerweile in den meisten
Fällen als glaubwürdig anerkannt, weil sie als Zivil-
dienstleistende »gebraucht« werden − als Personaler-
satz im au sgedünnten und schlecht b ezahlten Pflege-
und Gesundheitssektor und zur Aufrechterhaltung
der » allgemeinen Wehrpflicht« .

Totalverweigerung als ziviler Ungehorsam

Ganz anders ergeht es denj enigen, die nicht nur den
Kriegsdienst mit der Waffe , sondern auch den Ersatz-
dienst au s Gewissensgründen verweigern . Sie verlas-
sen den geschützten B ereich des von der Verfassung
garantierten Grundrechts auf Kriegsdienstverweige-
rung (KDV) , da die staatliche Anerkennung als Kriegs-
dienstverweigerer gemäß Art. 4 Ab s . 3 Grundgesetz
(GG) nur vor dem Kriegsdienst mit der Waffe , nicht
ab er vor waffenlo sen kriegsb ezogenen oder kriegs-
fördernden D iensten schützt. Sie verzichten auf j ede
Möglichkeit, aus opportunistischen Gründen eine
Ausmu sterung herb eizuführen o der Lücken im Wehr-
pflichtnetz nutzend au s der D ienstpflicht herau szu-
fallen. Sie mü ssen grundsätzlich und mit »offenem Vi-
sier« verweigern, um sich und ihrem Gewissen treu zu
bleib en . Sie leisten zivilen Ungehorsam, weil sie die
Kriegsdienstpflicht und die damit verbundenen Er-
satzdienste nicht leisten wollen und können − mit er-
heblichen persönlichen Konsequenzen.

Totalverweigerer im Schatten des Rechts

D en Totalverweigerern droht Strafverfolgung wegen
»eigenmächtiger Abwesenheit« von der Truppe oder

Ralf Siemens und Werner Glenewinkel

Totale Kriegsdienstverweigerung
und Gewissensfreiheit
Offener Rechtsbruch im Umgang mit radikalen Antimilitaristen
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gerer zu Totalverweigerer. M al wird das B esuchs-
recht, durch eine interne Vorschrift auf eine Stunde
wö chentlich b eschränkt, großzügig gehandhabt o der
auch gestrichen, mal der Außenkontakt nur auf den
Po stempfang reduziert und telefonische Kontakte
selb st zu direkten Familienangehörigen unterbun-
den, mal »dürfen« sie eigene Literatur mit in die Zelle
nehmen, mal wird ihnen dies bis auf B ib el und Milita-
ria verwehrt.
� Jonas Grote , zum April 2 0 07 einb erufen, wurde

nach zwei 2 1 -tägigen Arresten auf Weisung des
»Bundesministers der Verteidigung« entlassen .

� D er zum Juli 2 0 07 einb erufene Alexander Hense
konnte nach 2 5 Tagen Arrest die Kaserne verlas-
sen, weil das militäreigene Gericht einen Antrag
auf Verhängung eines dritten Arrestes abgelehnt
hatte .

� Moritz Kagelmann, er war zum Oktob er 2 0 07 ein-
b erufen, wurde während des laufenden vierten
Arrestes nach insgesamt 5 5 Tagen Militärhaft Mit-
te D ezemb er entlassen .

� D er zum April 2 0 0 8 einb erufene Matthias Schir-
mer wurde aufgrund seiner gegen die zweite Ar-
reststrafe gerichtete B eschwerde vorzeitig nach
3 4 Tagen au s dem Arrest entlassen.
B esonderes Augenmerk verdient der Umgang der

Bundeswehr gegenüb er Silvio Walther, eb enfalls ein-
b erufen zum April 2 0 0 8 . Von Feldj ägern wurde er sei-
ner Einheit zugeführt. Für die »eigenmächtige Abwe-
senheit« erhielt er nicht nur einen sieb entägigen Ar-
rest, sondern mu sste auch noch eine »Disziplinar-
buße« in Höhe von 1 2 0 Euro b ezahlen . D er Arrest wur-
de in einer vier Qu adratmeter kleinen und ungeheiz-
ten Zelle vollstreckt. Nach dem ersten Arrest folgen
zweiter, dritter und vierter Arrest mit einer D auer von
1 0 , 14 und 2 1 Tagen . B ereits in der ersten Wo che des

vierten Arrestes b eantragte die Truppe einen fünften
Arrest und machte somit deutlich, dass sie selb st von
einer »erzieherischen Wirkung« der laufenden M aß-
nahme nicht au sgeht. D ann ab er wird ein Arrest offen
rechtswidrig . D as Truppendienstgericht lehnte nicht
nur diesen Antrag ab , sondern veranlasste folgerich-
tig die sofortige Entlassung. Nach insgesamt 4 0 Tagen
in Militärhaft erhielt er ein »Dienstverb ot« und wurde
anschließend au s der Bundeswehr entlassen.

Im Namen des Volkes?

Die Urteile der zivilen Gerichte gegenüb er Totalver-
weigerern reichen von Einstellungen nach Jugend-
strafrecht bis hin zu Haftstrafen ohne B ewährung. Die
wenigen aktuellen und rechtskräftig gewordenen Ur-
teile lassen nur b egrenzt Verallgemeinerungen zu .
D o ch scheint sich der Trend seit der J ahrtau sendwen-
de zu b estätigen, dass Geldstrafen die Regel, Freiheits-
strafen die Au snahmen sind .
� Jonas Grote wurde im Oktob er 2 0 07 vom Amtsge-

richt Nürnb erg zu 1 2 0 Stunden gemeinnütziger
Arb eit nach Jugend strafrecht verurteilt, 4 0 mehr
als die Staatsanwaltschaft gefordert hatte .

F or u m Pazi fi s mus

� Alexander Hense wurde vom Amtsgericht Pforz-
heim im Novemb er 2 0 07 die Auflage erteilt, 1 0 0
Stunden gemeinnützige Arb eit zu leisten . Die
Staatsanwaltschaft, sie hatte eine achtmonatige
Freiheitsstrafe auf B ewährung gefordert, ging in
die B erufung. D as Landgericht Karlsruhe verur-
teilte ihn im M ärz wegen »Fahnenflucht u . a. « zu ei-
ner Geld strafe in Höhe von 9 0 Tagessätzen . D as Ju-
gendstrafrecht fand keine Anwendung .

� Moritz Kagelmann wurde im Oktob er 2 0 0 8 durch
d as Amtsgericht Strau sb erg wegen »eigenmächti-
ger Abwesenheit« und » Gehorsamsverweige-
rung« zu einer Geld strafe in Höhe von 60 Tagessät-
zen verurteilt.

� Gegen Silvio Walther und M athias Schirmer lau-
fen die Strafverfahren, ab er es sind no ch keine
erstinstanzlichen Verhandlungstermine anb e-
raumt worden.

D as Beispiel Andreas Reuter

D ass radikale Kriegsdienstverweigerer auch von or-
dentlichen Gerichten nicht »fair« b ehandelt werden,
mu sste Andreas Reuter erfahren . Er war wegen Zivil-
dienstflucht angeklagt, weil er der Einb erufung zum
Juli 2 0 0 5 nicht nachgekommen ist. D as Amtsgericht
Zittau agierte schon im Vorfeld der Verhandlung vor-
eingenommen, in dem es Akteneinsichten verwehrte
und Anträge der als Wahlverteidiger zugelassenen
drei Totalverweigerer ignorierte . Während der Ver-
handlung gegen den erklärten Gegner von Gewalt sa-
ßen sechs b ewaffnete Polizisten auf Weisung des
Richters in der ersten Reihe , und den Verteidigern
wurde üb erraschend die Zulassung entzogen . Anträ-
ge Reuters auf Unterbrechung der Sitzung, um seine
Verteidigung neu zu organisieren, wurden abgelehnt.
Au s Protest gegen die ab surde Verhandlungsführung
blieb er während der Urteilsverkündung sitzen, wo-
rauf der Richter wegen ungebührlichen Verhaltens ei-
ne Ordnungsstrafe von 1 0 0 Euro verhängte (A nm. d.

Red. : siehe dazu den Beitrag ». . . wenn 's der Wahr-

heitsfindung dien t« in F or u m Pazi fi s mus 19, Seite

33ff.) . D as Urteil wegen Dienstflucht lautete auf 2 Mo-
nate Freiheitsstrafe , ausgesetzt zur B ewährung.

Nach einem für juristische Laien schwer nachzu-
vollziehende B erufungs- und Revisionsgerangel wur-
de Andreas Reuter vom Landgericht Görlitz im Sep-
temb er 2 0 0 8 zu einer Geld strafe von 60 Tagessätzen
verurteilt.

»Von der Pflicht zum Frieden
und der Freiheit zum Ungehorsam«

Mit diesem S atz hat d as Komitee für Grundrechte und
D emokratie ein Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom Juni 2 0 0 5 kommentiert. Ein b emerkens-
wertes Urteil, weil es b ei ernsthaften Gewissensb e-
denken von Soldaten gegen b estimmte B efehle die B e-
rufung auf Artikel 4 Ab s . 1 GG zulässt. D em Sold aten
mü sse in einem solchen Fall eine »gewissenschonen-
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F or u m Pazi fi s mus

de , diskriminierungsfreie Handlungsalternative« an-
geb oten werden (vgl . Grundrechte Report 2 0 0 6 , S . 68
f. ; A nm. Red. : Das Urteil wurde a uszugsweise veröf-

fen tlich t inF or u m Pazi fi s mus 0 7, Seite 9ff. ) . Für To-
talverweigerer kann es ab er innerhalb der Bundes-
wehr keine gewissenschonende Alternative geb en.

Menschen, die eine grundsätzliche Gewissensent-
scheidung gegen die Kriegsdienstpflicht getroffen
hab en, werden mit disziplinarischen und strafrechtli-
chen Mitteln verfolgt. D ab ei wendet die Bundeswehr
Methoden an, die j eder Rechtsstaatlichkeit spotten.
D er freiheitsentziehende »D isziplinararrest« ist keine
erzieherische , sondern einen strafende Maßnahme ,
die darauf abzielt, die Geisteshaltung des Totalverwei-
gerers zu brechen . D ass der Bundeswehr dieses Recht
eingeräumt wird , entspricht nicht dem Geist des Arti-
kel 1 Ab s . 1 GG, wonach die Würde des Menschen un-
antastb ar ist.

Solange es eine Kriegsdienstpflicht gibt, solange
wird der Staat zum Täter gegenüb er Menschen, die
au s Gewissensgründen keinen unmittelb aren oder
mittelb aren D ienst am Krieg leisten können .

In Art. 3 8 Ab s . 1 GG steht, d ass Abgeordnete des
D eutschen Bundestages » an Aufträge und Weisungen
nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterwor-
fen« sind . E s liegt an ihnen, die Gewissensfreiheit
nicht nur b ei ihren eigenen p arlamentarischen Ent-
scheidungen üb er Krieg und Frieden in Anspruch zu
nehmen, sondern auch denen zukommen zu lassen,
die kriegsdienstpflichtig sind . Eine einfache p arla-
mentarische Mehrheit genügt, um die Wehrpflicht zu-
mindest auszu setzen.

D em Totalverweigerer Jan-Patrick Ehlert wird
von der Bundeswehr nahegelegt, einen Antrag auf
Kriegsdienstverweigerung zu stellen . Für ihn ist ab er
auch der Zivildienst keine Alternative − das b edeute
nichts anderes, als die M aschine am Laufen zu halten .

Ehlert hat weiterhin alle B efehle konsequent ver-
weigert. E s folgten ein zweiter und ein dritter Arrest
von 1 4 und 2 1 Tagen. Die B egründung lautet u . a. , dass
»die militärische Ordnung gefährdet« sei . Erst Mitte
Novemb er wird er nach insgesamt 4 2 Tagen Militär-
haft au s der Bundeswehr entlassen . Jetzt läuft das zivi-
le Strafverfahren.

RalfSiemens, Diplo m-Politologe und tä tig an der Ar-

beitsstelle Frieden undA brüstung, istMitglied im Vor-

stand der Zen tralstelle KDV. Dr. Werner Glenewinkel,

Jurist und Media tor, ist Dozen t an der Fachh ochsch u-

le für öffen tliche Verwaltung und Vorsitzender der

Zen tralstelle KDV.
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ald ist er 2 0 Jahre alt, der Bund für Soziale Ver-
teidigung (B SV) . Neb en der internationalen

Gewaltfreien Intervention und der nationalen Lobby-
arb eit für eine zivile Friedenspolitik ohne Militär und
Rü stung ist die kommunale , lokale o der regionale B il-
dungsarb eit die dritte Säule des B SV. Wie vielschichtig
die aktuelle Bildungsarb eit im Umfeld des B SV ist,
konnten D etlef B eck (fairaend , Köln) , Kerstin Bunte
und Sharif Koro dowou (Impu s , Marburg) sowie Outi
Araj ärvi (ifak, Göttingen) auf einer B SV-Tagung Mitte
Oktob er zeigen .

No-Blame-Appro ach

Mobbing ist als B egriff relativ neu , als Phänomen dürf-
te es ab er schon längere Zeit vorhanden sein . Viele
werden sich an Geschichten au s ihrer Schulzeit erin-
nern, die ihnen o der Klassenkameraden p assiert sind .

Wie ab er d amit umgehen? Ein neuer Ansatz ist der
»No Blame Appro ach« . Er wurde von den englischen
Päd agogen und Psychologen George Robinson und
B arb ara M aines aus B ristol entwickelt. In D eutsch-
land wurde er von Heike Blum und D etlef B eck (fai-

Stephan Brües

No Blame! − All Experts ! −
Translate Cultures !
Aktuelle Bildungsproj ekte im Umfeld des BSV

F or u m Pazi fi s mus

L itera tur: � D etlev B eutner, Militärju stiz und Wehrdisziplinarord-
nung der Bundeswehr, in : Arbeitsstelle Frieden und Abrü stung
(Hrsg .) , Am Hinduku sch und anderswo . Die Bundeswehr: Von der
Wiederb ewaffnung in den Krieg, PapyRo ssa Verlag, Köln 2 0 0 5 . �
Otto-Ernst Kempen in : Reihe Alternativkommentare . Kommentar
zum Grundgesetz für die Bundesrepublik D eutschland , Luchter-
hand 1 9 89 . B d . 1 Art. 4 III � Komitee für Grundrechte und D emo-
kratie : Von der Pflicht zum Frieden und der Freiheit zum Ungehor-
sam − Au s Anlass der Entscheidung des BVerwG vom 2 1 . 6 . 2 0 0 5 . 1 .
Auflage 2 0 0 6 � Ralf Siemens, Wehrpflicht, die große Lotterie - Zah-
len und Fakten zur Willkürpraxis, in : F or u m Pazi fi s mus 1 9
(III/2 0 0 8) , S . 1 6 ff. � Günter Werner, Die Entwicklung der Rechts-
sprechung in Strafverfahren gegen Totale Kriegsdienstverweige-
rer, in : Zentralstelle KDV (Hrsg .) , D er Widerstreit zwischen Wehr-
pflicht und Gewissen, D okumentation einer Fachtagung im No-
vemb er 1 9 9 5 , S . 1 3 ff. � http ://tkdv-zittau . blogspot. com/ (D oku-
mentation des Strafverfahrens gegen Andreas Reuter)
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raend) aufgegriffen, die ein Qu alifizierungskonzept
zum No-Blame-Appro ach entwickelten . Im Zuge ei-
nes zweij ährigen Proj ektes , d as von der »Aktion
Mensch« gefördert wurde , konnte dieser neue Ansatz
bundesweit verbreitet werden.

B evor D etlef B eck d as Konzept konkreter vorstell-
te , mu ssten die Zuhörer ihre Rolle wechseln – und das
im wahrsten Sinne des Wortes . Aufgeteilt in Gruppen
sollte j ede/r sich in die verschiedenen Rollen einfüh-
len: die Täter, die Mitläufer (j ene , die die Täter faktisch
unterstützen) , die Zu schauer (j ene , die eher p assiv
sind) , die Dulder (j ene , die Aktionen falsch finden,
vorsichtig eine Änderung angemahnt hab en, ab er
nach erstem Misserfolg p assiv werden) , die Opfer (j e-
ne , die gemobbt werden, ab er deswegen nicht unb e-
dingt pflegeleicht sind) sowie die Lehrer (für die sich
die Situation diffu s , schwer durchschaub ar d arstellt
und deswegen unsicher sind , wie zu reagieren ist) . Je-
der Teilnehmer mu sste in seiner Rolle sagen, wie es
ihm geht, und so kamen die unterschiedlichen Wahr-
nehmungen der Rollen zur Sprache . E s wurde deut-
lich, wie unüb ersichtlich die Gruppenstruktur war,
ab er auch wie haltb ar, denn j eder spielte seinen Part
im System, und ein Wechsel der Rolle ist schwierig.

So sensibilisiert erfuhren die TeilnehmerInnen
dann die D efinition von Mobbing und die Grundprin-
zipien des Ansatzes :

B ei Mobbing wird eine Person systematisch, d .h .
wiederholt und üb er eine längere Zeit schikaniert,
fertig gemacht und erniedrigt. Mobbing findet in ei-
ner Gruppe statt, wob ei im Laufe des Mobbingprozes-
ses ein M achtungleichgewicht entsteht, so d ass der
Mobbing-B etroffene kaum no ch Möglichkeiten hat,
sich aus eigener Kraft au s dieser Situ ation zu b efreien .

Lange Zeit glaubte man, B etroffene von Mobbing
seien diej enigen, welche in ihrem Verhalten und ih-
ren Werthaltungen von den anderen abweichen, die
schwach sind und sich nicht wehren (können) . Tat-
sächlich finden sich j edoch regelmäßig Menschen
mit gleichen Merkmalen, die nicht gemobbt werden .
Mobbing kann j eden treffen ! Wen es letztlich trifft,
hängt von der Gesamtkonstellation der Gruppe ab .

D as am schwersten zu akzeptierende Prinzip des
No-Blame-Appro aches ist – wie der Name schon sagt
− , dass die Schuldfrage außen vor bleibt. Warum? D ie-
j enigen, die mobb en, sind doch eindeutig die B ö sen,
die irgendwie sanktioniert werden mü ssen, o der
nicht? Gegenfrage : Wer ist denn schuld ? Nur die Tä-
ter? D ie Mitläufer nicht? Die Wegschauenden auch
nicht? Im Rollenspiel wurde sichtb ar, dass Mobbing
ein System ist, d as es aufzubrechen gilt. D ab ei ist ein
»Herumreiten« auf der Schuldfrage hinderlich und
dient in keinster Weise dem Ziel des Ansatzes , näm-
lich schlicht die praktischen Probleme des Mobbing-
B etroffenen zu b eenden .

Diesem Ziel wird also alles untergeordnet. D as
führt auch dazu , dass der B egriff Mobbing während
des Interventionsprozesses nicht fällt.

Wie läuft nun die Intervention durch den Leh-
rer/die Schulsozialarb eiterin ab , der/die erkennt, d ass
es eine Mobbing-Situ ation gegenüb er einem o der
mehreren SchülerInnen der Klasse gibt?

� Gespräch mit dem Mobbing-B etroffenen : Die p ä-
dagogische Fachkraft spricht mit dem gemobbten
Schüler in einem geschützten Rahmen und versucht
dab ei, dessen Vertrauen zu gewinnen . D em Schüler
werden die Interventionsschritte erläutert, und er
wird um Zustimmung für d as Vorgehen geb eten.
� Bildung einer Unterstützungsgruppe (ohne den
Mobbing-B etroffenen) : D ie p ädagogische Fachkraft
lädt dazu ein, b ei der Lö sung eines Problems zu helfen
(6 bis 8 Mitglieder der Klasse , p aritätisch b esetzt in
B ezug auf die Gruppen Täter, Mitläufer, Dulder, Schü-
lerInnen, denen zugetraut wird , eine konstruktive
Rolle b ei der Lö sung des Problems zu spielen) . Die
SchülerInnen werden dab ei in ihren Ressourcen, also
persönlichen Qu alitäten angespro chen. Erfahrungs-
gemäß folgen daher alle der Einladung zum Gespräch .
Zu B eginn des Gesprächs sagt der Lehrer: Ich finde
die derzeitige Situ ation in der Klasse nicht gut, etc . ; d a-
b ei finden keine Schuldzuweisungen statt. Von der
Grupp e werden dann Ideen gesammelt, wie in Zu-
kunft in der Klasse gehandelt werden soll und sich die
Situation für den Mobbing-B etroffenen verb essern
lässt.
� Nachb ereitung: Nach ca. 14 Tagen führt der Leh-
rer o der die Schulsozialarb eiterin Nachgespräche mit
dem Mobbing-B etroffenen und j edem einzelnen der
Unterstützungsgruppe , um festzu stellen, ob sich die
Situation verb essert hat. Die Erfolgsquote in den
Schulen, die nach dieser Methode handelten, liegt
nach einer Evalu ation b ei 8 7 Prozent !

Dieser Erfolg hat sich unter den Lehrern herumge-
spro chen, und so gibt es einen regelrechten »Run« auf
die Kurse , die fairaend anbietet – in den letzten zwei
Jahren hab en b ereits 3 . 0 0 0 Lehrer, Schulsozialarb ei-
ter und andere , die an Schulen p ädagogisch arb eiten,
daran teilgenommen .

D er No-Blame-Appro ach ist kein Präventionsan-
satz, sondern ein Interventionsinstrument in akuten
Mobbing-Situ ationen. Sein zentrales Ziel ist der Stopp
von Mobbing unter SchülerInnen . Einsicht o der
Schuldeingeständnisse werden nicht erwartet. E s ge-
nügt, wenn sie ihre Mobbing-Handlungen einstellen .
Insofern ist der Ansatz üb eraus pragmatisch orien-
tiert. Andererseits vermittelt er den B eteiligten die Er-
fahrung, eine ungute Situ ation mit eigenen Kräften
verändern zu können und Mobbing nicht hilflo s ge-
genüb er zu stehen.

E s stellt sich nun noch die Frage , ob sich die Prinzi-
pien auf außerschulische B ereiche anwenden ließen,
z . B . im B erufsleb en, in dem Mobbing recht häufig vor-
kommt.



Therapie Social

Die »Therapie So cial« ist ein Konzept des franzö si-
schen Psychologen Charles Rozman. Sein Ziel : Zusam-
menleb en und -arb eiten in einer Gemeinschaft
und/o der in einem Stadtteil durch den Abb au von Vor-
urteilen und Rassismu s zu ermöglichen und so Integ-
ration und D emokratie zu fördern sowie gesündere
gemeinschaftliche und kommunale Strukturen zu
schaffen . Zu den Prinzipien gehören u . a. :

� Die Einsicht, d ass der Konflikt B estandteil des Le-
b ens ist.
� Wege erkunden, au s dem Schwarz-Weiß-D enken
herauskommen.
� Unsicherheit au shalten .
� Soziale B indungen und sozialen Au stau sch schaf-
fen .
� Die Möglichkeiten der kollektiven Intelligenz nut-
zen (denn j eder ist ein Experte ! ) .
� D er Aufb au neuer B eziehungen zur Autorität (we-
niger Hierarchie ; mehr Kooperation) .
� Die Anerkennung und B erücksichtigung von
Ängsten und Gefühlen.
� Die Veränderung von Strukturen, die d as soziale
Miteinander b ehindern.

Kerstin Bunte und Shérif Koro dowou vom Impuls-In-
stitut für konstruktive Konfliktb earb eitung wenden
die »Thérapie So ciale« v. a. in zwei B ereichen an: b ei
Fortbildungen b eispielsweise für LehrerInnen, Sozi-
alarb eiterInnen, PolizistInnen und andere Multiplika-
torInnen und b ei Stadtteilproj ekten wie dem in Ger-
mersheim :

D ort wurde eine so genannte Pilotgruppe gebil-
det, die au s Stadtob eren, Geldgeb ern und Institutio-
nen zu sammenge setzt ist. Die se gründen zu sammen
mit den »Thérapeutes Sociaux« – j e nachdem, welches
Problem im Stadtteil b esonders virulent ist – eine Ko-
op erationsgruppe , b estehend au s 1 6 Personen, die
unterschiedliche Sichtweisen und Gruppen reprä-
sentieren, z . B . Bürger, die mit dem Problem zu tun ha-
b en, ab er auch solche , die das Problem gar nicht als
solches ansehen, dazu Personen, die b eruflich mit
dem Problem b efasst sind . Diese Gruppe trifft sich
sechsmal zwei Tage lang, um die verschiedenen Sicht-
weisen auf d as Problem darzustellen, Lö sungsmög-
lichkeiten zu üb erlegen und zu visu alisieren . Die Auf-
gab e des »Thérapeute So cial« in diesem Prozess ist es ,
den Raum zu schaffen, in dem die B eteiligten sich arti-
kulieren können, und Anstöße zu geb en, wie der Pro-
zess weiterentwickelt werden kann.

E s gibt Üb erlegungen, an einem Proj ektvorhab en
des B SV zu arb eiten, d as sich mit dem Thema »Erfolg
von Migrantenjugendlichen in Schulen« b efasst. D a-

F or u m Pazi -
fi s mus

b ei sollen Eltern, Jugendliche und LehrerInnen zu-
nächst j eweils für sich mittels Perpektivenwechsel
und der Artikulation eigener Erwartungen üb er d as
Problem nachdenken, um dann gemeinsam mit den
anderen mit den Metho den der »Thérapie So ciale«
Vorschläge zur Lö sung des Problems au szu arb eiten .

Proj ekt Kulturdolmetscher

Outi Araj ärvi (Vorstandsmitglied des B SV) hat d as
vom Institut für angewandte Kulturforschung (ifak)
in Göttingen entwickelte Proj ekt Kulturdolmetscher
vorgestellt : D er Hintergrund des Proj ektes sind die
Probleme von SchülerInnen und Eltern mit Migrati-
onshintergrund in einem Stadtteil Göttingens . Ifak
hat zunächst 1 2 Personen, die b eide Kulturen kennen
und Emp athie mitbringen können, zu Kulturdolmet-
schern au sgebildet. Ihre Aufgab e b esteht d arin, die El-
tern z . B . b ei Gesprächen mit Lehrern zu unterstützen,
sie b ei der Entscheidung üb er die Schullaufb ahn der
Kinder zu b eraten (und d ab ei ggf. das Schulsystem zu
erklären) , üb er gesundheitliche Fragen aufzuklären,
in Streitfällen zu schlichten und D okumente zu üb er-
setzen . In vielen Fällen hab en die Kulturdolmetscher
alltägliche Probleme der MigrantInnen lö sen können.
D as Proj ekt hat zudem die niedersächsiche Landesre-
gierung angeregt, ein ähnliches Konzept von »Eltern-
lotsen« umzu setzen .

Teilweise waren die Kulturdolmetscher j edoch
üb erfordert, da alle möglichen Probleme b ei ihnen
abgeladen wurden . Dies erschwerte zu sätzlich, ihre
Rolle als B erater (und nicht Helfer) zu finden. Und
auch die Finanzierung bleibt unsicher: Ursprünglich
sollten die Kulturdolmetscher ein Honorar für ihre
wichtige D ienstleitung erhalten, d as hat sich ab er
nicht umsetzen lassen . D a auch das erwähnte »Eltern-
lotsen«-Proj ekt der Landesregierung auf Ehrenamt-
lichkeit setzt, wird sich d as in ab sehb arer Zeit kaum
ändern .

All die drei B eispiele zeigen zum einen, wie nahe B il-
dungsarb eit an den Menschen und ihren Problemen
dran ist, und zum anderen, wie b egierig solche Ange-
b ote angenommen werden . Wenn das mal b ei den ge-
nuin politischen Angeb ote auch so wäre . . .

Weitere Informationen im Internet unter
www. no-blame-appro ach . de/, www. impuls-mar-
burg. de/ index. php ? option= com_content& task=
view&id = 2 7 &Itemid = 4 4 und in dem inF or u m Pazi -

fi s mus 1 9 vorgestellten Buch »Konfliktb earb eitung
in der Nachb arschaft« .

Stephan Brües istfreierJo urnalist und Vertreter der

DFG- VK beim BSV.
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D er Krieg rächt sich an der Jugend .
D eutschland führt Krieg in Afghanistan .
Man wird j etzt wieder mehr
junge Krüppel sehen in den Konsump alästen .
Tausende junger Rückkehrer aus dem Krieg
sollen ihre Kriegstraumata vergessen .
D ann tau schen sie den Zwangskriegsdienst
mit dem Arb eitszwang im Hartz-Prekariat.
O der sie kehren zurück in die Unterschicht
der Hoffnungslo sigkeit.
D eutschland führt Krieg gegen die jungen Afghanen
und gegen die eigenen jungen Armen .

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
Die deutsche Jugend verroht als Soldaten
in Afghanistan .
Ab enteurertum, Killerprämien und
Simulationsspiele lo cken die Jugend ins Kriegsland .
D as Soldatsein ist für die jungen Soldaten
zum bitteren Ernst geworden .
Seit 1 9 9 0 brachte es 65 den To d .
In den S ärgen werden sie no ch einmal b elogen :
» Sie hab en durch ihren Dienst zum Frieden
in der Welt b eigetragen . « (Minister Jung (CDU)
Stumm hört die Jugend
die Kriegsprop aganda an den S ärgen :
» Sie hab en es für die Sicherheit und eine
friedliche Entwicklung des afghanischen Volke s
und für unsere eigene Sicherheit getan . « (Jung)

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
Die Wehrpflicht nimmt sich im Willkürgriff
die von ihr b enötigten Männer.
Sie raubt der Jugend die Zeit und nimmt sie
als Geisel für die D emokratie .
So werden aus staatlich trainierten Kriegsfachkräften
junge » Staatsbürger in Uniform« .
Die Bunde sregierung verstößt gegen
die Kinderrechtskonvention und nimmt
unter 1 8-Jährige in die Bundeswehr auf.
D er Kriegsdienstverweigerer mu ss schriftlich
weit von sich weisen, wozu er um Nichts
in der Welt b ereit ist : das Töten .

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
Von den meisten Medien wird
die deutsche Jugend für dumm verkauft.
Fast nichts von den Millionen Opfern der Kriege
in Afghanistan o der Irak.
Kein Wort zu den Rechtsbrüchen der Regierung,
wenn sie Angriffskriege führt.
Nicht zu hören vom Zivilen Friedensdienst
und vom Frieden der Friedensb ewegung .
Neb en Porno s , Gewaltclip s und Lieb eschats
sucht die Jugend viel Wissenswerte s im Internet.
Sie findet das geb ro chene Völkerrecht,
die Missachtung der internationalen Verträge
und die Verstöße gegen das Grundgesetz .

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
D er Krieg in Afghanistan und anderswo
ko stet mehrere Hundert Millionen Euro .
D as Geld fehlt für die Jugend in Kindergärten,
Schulen, Ho chschulen und Jugendzentren .
Die völlig gescheiterte B ildungspolitik wird
durch die Kriegsfolgen no ch verschlimmert.
Die Privatisierung von öffentlichen Einrichtungen

soll Geld in die Kriegskasse b ringen .
Die mit den Steuergeldern der Eltern aufgeb auten
Schulen, Volksho chschulen und Ho chschulen
werden der Jugend genommen .
Ihre Bildung soll die Jugend selb st b ezahlen .
Mit Studiengebühren und Bußgeldern fängt es an .

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
Im Krieg schießen junge deutsche Soldaten
auf afghanische Kinder und Jugendliche .
D er Krieg setzt sich im Innern als Gewaltpolitik
gegen die Jugend fort.
Zum B esetzen fremder Länder gehören
Feindbilder und der Ausländerhass .
Er erfindet Talib an und Terroristen im Au sland .
Zu Hause kann er
an den jugendlichen Migranten ho ch ko chen .
Die Alten können Staats gewaltig handeln
und sich gegen die ungezogene Jugend wehren .
Die Jugend hat au s der Geschichte gelernt
und kann Parallelen ziehen .
Sie erkennt die gewaltige Staatsgewalt,
die die migrantische Minderheit systematisch
von Bildungs- und B erufskarrieren fern hält.
Für die jungen Au sgeschlo ssenen und Unangep assten
b auen die PolitikerInnen Erziehungslager.
Wegen der Erinnerung an die deutsche Vergangenheit
nennen sie die Lager Erziehungs-C amp s .
Für die Folterpraxis in den US-amerikanischen C amp s
fehlt ihnen die Vorstellungskraft.

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
Militärcamp s für junge Soldaten b ilden
das Mu ster der Erziehungscamp s für die Jugend .
D ort herrschen Drill und Schikanen .
B edingungslo se Unterwerfung unter
strenge Regeln und Autoritäten wird verlangt.
Mit au sgefeilten Gewaltmetho den
wird für Zucht und O rdnung gesorgt.
Ob man will o der nicht, man denkt an die
1 0 0 0-j ährige Härte von Krupp stahl .
In Siegen wurde er erzeugt.
D as faschistische Erziehungsideal findet
im Ruf nach Erziehungscamp s seine Fortsetzung.

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
Die nordrhein-westfälische Ju stizministerin
mö chte den Warnschu ssarre st für Kinder einführen .
Sie könnten so zur B esinnung kommen !
B e sinnungslo s schießt sie sich ein auf Kinder
und wünscht sie hinter Gittern .
Null Toleranz heißt das Kriegsprogramm,
das gegen die Jugend gefahren wird .
Die Jugend steht schutzlo s da, wenn
Parteien-VertreterInnen applaudieren .

D er Krieg rächt sich an der Jugend .
Im Ausland wird die Jugend weg gescho ssen .
Im Inland wird die Jugend weg ge schlo ssen .
Nicht der Krieg rächt sich an der Jugend .
An der Jugend rächen sich die
deutschen PolitikerInnen mit dem Krieg .
Von der Kraft der Gewaltlo sigkeit
wollen sie nichts wissen .
D as Flugblatt, das die Jugend schreibt,
wird »Weg mit dem Krieg« heißen .
D as Zweite lehrt »Gewaltfreie Kommunikation« .
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Bernhard Nolz

Der Krieg rächt sich an der Jugend
Ein Flugblatt zu Ehren der »Weißen Rose«
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Peter Strutynski

Umfrageergebnisse
ersetzen keine Bewegung
Probleme und Perspektiven der Afghanistan-Kamp agne*

Kräfte bzw. (um im B ild zu bleib en) Verhökerung von
Hau s und Hof eine Wende herb eizuführen versuchen .

D ab ei sind durchau s auch neue Töne in den Leitar-
tikeln der Meinungsblätter und in der politischen
Klasse zu vernehmen . D en Kriegsgegnern/-skepti-
kern wird entgegengehalten, dass die Lage doch b es-
ser ist, als von Pessimisten b ehauptet. Zwar hab e die
Unsicherheit im Land − auch im vormals »ruhigen«
Norden − zugenommen, zwar sei die Akzeptanz der
Regierung Karsai in der B evölkerung weiter gesun-
ken, zwar hab en sich die wirtschaftlichen D aten und
die Lage auf dem Arb eitsmarkt (wenn d avon üb er-
haupt die Rede sein kann) weiter verschlechtert, zwar
sei auch die Situ ation der Frauen längst nicht zufrie-
denstellend , zwar hab e der D rogenanb au und - handel
sowie die Korruption weiter zugenommen − all dies
seien indessen mehr o der minder normale Schwierig-
keiten in einem Land , d as 3 0 Jahre Krieg/Bürgerkrieg,
eine sowj etische B esatzung und ein mittelalterliches
Terrorregime unter den Talib an hinter sich hab e . In
7 Jahren könne sich so ein geschundenes Land nicht
in eine blühende Landschaft verwandeln . Afghanis-
tan und die internationale Gemeinschaft bräuchten
mehr Zeit, um wirklich sichtb are Erfolge zu erzielen .

»Mister Afghanistan« gesucht

Einer solchen Rede wird in aller Regel eine zweite Ar-
gumentationsfigur nachgeschob en. Die tatsächlich
erzielten Erfolge würden nicht mit dem nötigen Nach-
druck »kommuniziert« . Die scheinb ar härtesten Kriti-
ker der Regierungsp olitik kommen au s den eigenen
Reihen . Sie werfen der Regierung vor, mit den eige-
nen Leistungen hintermm B erg zu halten, zu wenig
von den b efreiten Frauen und den errichteten Mäd-
chenschulen, zu wenig von den geschaffenen Arb eits-
plätzen und den erb auten Straßen zu b erichten. D a-
b ei gibt es j a die po sitiven Zahlen . Sie werden seitJahr
und Tag b ei den regelmäßig wiederkehrenden D eb at-
ten im Bundestag geb etsmühlenartig vorgebracht,
und die Medien transportieren diese Schönfärb erei in
die Öffentlichkeit. Nun wurde verschiedentlich der
Ruf nach einem »Afghanistan-B eauftragten« laut. Er
dürfe zwar keine b esonderen Kompetenzen gegen-
üb er Außen-, Verteidigungs- und Entwicklungshilfe-
ministerium hab en, könne ab er als Ko ordinator und
Kommunikator nach außen der Afghanistanpolitik
der Bundesregierung ein neues Gesicht verleihen . Pe-
ter Blechschmidt brachte den Wunsch nach einer sol-
chen Funktion in der Süddeutschen Zeitung auf den
Punkt: »Zur Zeit b esteht d as Hauptproblem der Politik

m 2 0 . Septemb er demonstrierten in B erlin ca.
7. 0 0 0 , in Stuttgart mehr als 5 . 0 0 0 Menschen

gegen die Afghanistanpolitik der Bundesregierung.
Veranstalter war − wie schon ein Jahr vorher − eine
bundesweite Ko alition au s Friedensb ewegung und
anderen sozialen B ewegungen, die mit dem Slogan
»D em Frieden eine Chance − Truppen raus au s Afgha-
nistan« für den Abzug der B esatzungstruppen war-
b en . Nur auf einer solchen Grundlage sei nach dem
Selb stverständnis des Bündnisses ein wirklicher Au s-
weg au s der fatalen militärischen und humanitären
Lage in Afghanistan möglich . B edenkt man, dass am
selb en Tag in Köln eine Großdemonstration mit rund
5 0 . 0 0 0 TeilnehmerInnen gegen eine europ aweite Zu-
sammenrottung von Islamfeinden und Rassisten statt-
fand , b erücksichtigt man ferner, d ass der Endspurt im
b ayerischen Landtagswahlkampf viele Kräfte dort
b and , d ann waren die Friedensdemonstrationen ein
respektables Ergebnis . Immerhin wurde die Teilneh-
merzahl des Vorj ahres deutlich üb ertroffen, wozu vor
allem Stuttgart b eigetragen hat.

Demonstrationen keine Selbstläufer

D ass die D emonstrationen der Friedensb ewegung ge-
gen die Afghanistan-Politik der Bundesregierung kei-
ne Selb stläufer sein würden, war allen B eteiligten von
Anfang an klar. D azu hatten sich die Rahmenb edin-
gungen seit dem ersten derartigen Anlauf ein J ahr zu-
vor nicht entscheidend geändert. Zwar hatte sich bis
in die Politikred aktionen der M ainstream-Medien hi-
nein herumgesprochen, dass die Sicherheitslage in
Afghanistan prekärer geworden ist und die Aufb au-
leistungen marginal geblieb en sind . D ieses Wissen er-
schütterte ab er nicht den Glaub en an die Richtigkeit
und Alternativlo sigkeit des militärischen Vorgehens .
Eher war das Gegenteil festzu stellen : Je tiefer auch die
Bundeswehr in die Kampfhandlungen am Hindu-
kusch verstrickt wurde , j e mehr sich die Anschläge
auch im Norden des Landes häuften und j e deutlicher
es wurde , dass die B esatzungsgegner einschließlich
der Talib an an B o den zurück gewannen, desto leiden-
schaftlicher wurden die Durchhalteappelle und desto
enger schlo ssen sich die Reihen der Kriegsb efürwor-
ter. E s ist ein Mechanismu s , der au s der Psychologie
des Krieges o der des Glücksspiels nur zu b ekannt ist:
Wer auf Sieg (o der Zahl) gesetzt hat, wird auch in noch
so au ssichtslo ser Lage eine Niederlage nicht sich ein-
gestehen, sondern unter Aufbietung seiner letzten

* Ich danke Christine Buchholz und Horst Trapp für Kritik und An-
regungen zu diesem Text.
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darin, den Menschen zu erklären, warum D eutsch-
land am Hinduku sch agiert. Ein >Mister Afghanistan <,
der ein üb erzeugendes Konzept glaubhaft vertritt,
könnte d a helfen. « (SZ, 1 7. 1 0 . 2 0 0 8)

Eine dritte Form der Kriegsb efürwortung b etont
die zivile Komp onente des Militäreinsatzes . Und die
sei vor allem auf deutschem Mist gewachsen. So hab e
sich der Nato-Gipfel in Bukarest, so erklärte Kanzlerin
Merkel im B ru stton der Üb erzeugung, für den »deut-
schen« Ansatz einer ganzheitlichen Strategie (»com-
prehensive appro ach«) entschieden .

1 )

Die Wahrheit
ist, dass die zivil-militärische Zusammenarb eit schon
Ende der 9 0-er Jahre von der Nato entwickelt wurde .
D amit sollte suggeriert werden, die d amals in Mode
gekommenen »humanitären Interventionen« würden
tatsächlich um der Zivilgesellschaft Willen durchge-
führt. Jedem Soldaten sollte qu asi ein ziviler Aufb au-
helfer zur Seite gestellt werden . Die Grünen vor allem
treten (seit sie unfreiwillig in die Oppo sitionsrolle ge-
raten sind) für einen » Strategiewechsel« in Afghanis-
tan ein, worunter sie insb esondere den Au sb au der zi-
vilen Komponente und den » schonenden« Einsatz der
Isaf-Truppen b eim Schutz des Wiederaufb au s verste-
hen . B ei Isaf ab er soll es bleib en, da nur d as Militär die
Rückkehr der Schreckensherrschaft der Talib an ver-
hindern könne . Wer die Afghanistan-D eb atten im
Bundestag verfolgt, wird unschwer feststellen kön-
nen, dass die Grünen das Feindbild Talib an in ext-
remster Weise b edienen . Kerstin Müller etwa b ehaup-
tete in der Bundestagsdeb atte am 7. Oktob er 2 0 0 8 : »E s
sind vor allem die demokratischen Kräfte , die Vertre-
terinnen von Frauenorganisationen, denen die Angst
in den Augen steht, wenn das Thema Abzug angespro-
chen wird . E s ist klar, warum . Sie mü ssen nämlich um
ihr Leb en fürchten, wenn die Talib an zurückkehren. «

2 )

Entsprechend groß war die Empörung der
Grünen, als in der Afghanistan-D eb atte vor der
Schlussab stimmung am 1 6 . Oktob er 2 0 0 8 der außen-
p olitische Sprecher der SPD , Gert Weisskirchen, den
Nein-S agern vorhielt, das Geschäft der Talib an zu b e-
treib en . Wörtlich sagte er zu B eginn seiner Rede : »Wer
sich b ei der Ab stimmung üb er die Fortsetzung des
M and ats , die die Bundesregierung heute vorschlägt,
der Stimme verweigert o der der Stimme enthält,
stärkt die Talib an. «

3 )

Winfried Nachtwei von den
Grünen verwahrte sich in einer Kurzintervention ge-
gen diesen » Schwachsinn« und meinte , die Zeit des
Kalten Kriegs sei do ch eigentlich vorb ei . Und die
Grünen im Bundestag seien do ch immer »mit dem
Herzen« dab ei gewesen, wenn es um die Verlänge-
rung der militärischen Komponente des Afghanistan-
Einsatzes ging. Nachtwei seinerseits hat ab er nicht b e-
griffen, dass die Weisskirchensche »Holzhammerme-
tho de« weniger dem Kalten Krieg entstammt, son-
dern von George W. Bush nach dem 1 1 . Septemb er

2 0 0 1 in die Politik eingeführt wurde : »Entweder ihr
seid für uns , oder ihr seid für den Terrorismu s . «

Verteidigungsminister Jung
auf Bushs Spuren

Die CDU/C SU geht wesentlich pragmatischer und
ohne ideologische Verbrämung mit dem Afghanistan-
Problem um . Natürlich mö chten auch die Konservati-
ven den Krieg gut verkaufen . D azu ist der Appell an
die Stammtische und deren vermutete Islamophobie
immer gut. Angesichts der anhaltend hohen Umfrage-
werte , die für einen Truppenabzug erzielt werden,
sind ab er Zweifel angebracht, ob dieser »Instinkt« b e-
liebig zu mobilisieren ist. Wohl au s diesem Grund hat
Verteidigungsminister Jung (CDU) in den letzten Mo-
naten eine neue Argumentationsfigur ins Spiel ge-
bracht, die wir so bislang nur vom verflo ssenen US-
Verteidigungsminister Rumsfeld und vom noch am-
tierenden US-Präsidenten Bu sh kennen . In unzähli-
gen Varianten wurde uns seit 9/ 1 1 eingetrichtert, d ass
die größte Gefahr der Menschheit der internationale
Terrorismu s sei und dieser am effektivsten dort zu b e-
kämpfen ist, wo er entsteht bzw. wohin er sich unge-
straft zurückziehen kann. Nach der Sicherheitsstrate-
gie der USA sind d as vor allem so genannte »failed sta-
tes« , schwache oder zerfallende Staaten à la Afghanis-
tan, Irak, Somalia oder Sud an. FürJung ist Afghanistan
der wichtigste Rückzugsraum der Terroristen. In der
D eb atte um die Mandats-Verlängerung sagte er:

»B ei all dem, was hier vorgetragen wird , d arf mei-
nes Erachtens nicht au s dem Blickfeld geraten, d ass
die Anschläge des 1 1 . Septemb er 2 0 0 1 in New York
von Afghanistan ausgegangen sind und d ass wir in Af-
ghanistan fast 3 0 Millionen Menschen von der Terror-
herrschaft der Talib an b efreit hab en, ab er auch , d ass
wir heute eine internationale B edrohungslage hab en
und es deshalb wesentlich klüger ist, die Gefahren an
der Quelle zu b eseitigen, dort, wo sie entstehen, b evor
sie in wesentlich größerer Dimension unser eigenes
Land erreichen . D eshalb ist der Einsatz unserer Sold a-
tinnen und Soldaten zur Stabilisierung in Afghanistan
auch ein B eitrag für die Sicherheit der Bürgerinnen
und Bürger in der Bundesrepublik D eutschland . «

4)

Wie weit sich Jungs D enke und Sprache der Dikti-
on des Lehrmeisters au s Washington angeglichen ha-
b en, wird klar, wenn man sich die Afghanistan-Passa-
ge au s der Rede des scheidenden Präsidenten »zur La-
ge der Nation« vom Januar ansieht: »In Afghanistan
helfen die Vereinigten Staaten, 2 5 Nato-Verbündete
und 1 5 Partnernationen den Afghanen b ei der Vertei-
digung ihrer Freiheit und dem Wiederaufb au ihres
Landes . D ank des Mutes dieser Militärs und der zivilen
Helfer ist eine Nation, die früher ein Zufluchtsort für
die Al Kaid a war, heute eine junge D emokratie , in der
M ädchen und Jungen die Schule b esuchen, neue Stra-
ßen und Krankenhäu ser geb aut werden und die Bür-
ger mit neuer Hoffnung in die Zukunft blicken. Diese

1 ) Mitschrift der Pressekonferenz mit Bundeskanzlerin Merkel nach
dem Nato-Gipfel in Bukare st ; www.uni-kassel . de

2 ) Rede von Kerstin Müller: Plenarprotokoll der Bunde stagssitzung
vom 7. Oktob er 2 0 0 8 ; www. uni-kassel . de

3) Bundestagsdeb atte am 1 6 . Oktober 2 00 8 im Wortlaut : www.uni-
kassel . de

4) Rede von Franz-Jo sef Jung : Plenarprotokoll der Bunde stagssit-
zung vom 7. Oktob er 2 0 0 8 ; www. uni-kassel . de
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Erfolge mü ssen fortgesetzt werden . Wir entsenden
d aher weitere 3 . 2 0 0 M arineinfanteristen zur B ekämp-
fung der Terroristen und zur Au sbildung der afghani-
schen Armee und Polizei nach Afghanistan. Ein Sieg
gegen die Talib an und die Al Kaida ist für unsere Si-
cherheit unerlässlich, und ich danke dem Kongress
d afür, dass er die hochwichtige Mission der Vereinig-
ten Staaten in Afghanistan unterstützt. «

5 )

D ieser immer harmonischer werdende transat-
lantische Gleichklang ist wohl auch der Grund dafür,
d ass Peter Ramsauer (CSU) zurückrudern mu sste ,
nachdem er − für viele üb erraschend − im Nachklang
des CSU-Wahldesasters plötzlich eine »Exitstrategie«
für Afghanistan eingefordert hatte . In der Bundes-
tagsdeb atte im Oktob er rückte er von seinen Äuße-
rungen ab und stellte sich (wieder) voll hinter die Re-
gierung: »Wenn es schwierig wird , dann ist auf die
D eutschen in Afghanistan Verlass ; d ann werden wir
dort die entsprechende Flankierung leisten . Ab er
wenn dort die Aufgab en so zu Ende gebracht sind ,
d ass wir das Land den eigenen Kräften üb erlassen
können − egal, ob das in fünf o der acht Jahren der Fall
sein wird ; man kann sicherlich den Zeitpunkt heute
nicht festlegen − , dann ist auch die Zeit für den militä-
rischen Einsatz der Bundeswehr dort abgelaufen. «

6)

»Exitstrategie« mit offenem Ende

Aus einer solchen Perspektive verbietet sich selb st-
verständlich ein Strategiewechsel . E s geht j a nicht um
die Menschen in Afghanistan, sondern um unsere Si-
cherheit. Exitstrategien, die einen geordneten, oder
um die neue Sprachregelung der Grünen zu b enut-
zen, »verantwortungsvollen« Abzug b einhalten, sind
vollständig der Lageanalyse der Militärs ausgeliefert.

7)

Sie definieren, wann ein sukzessiver Rückzug au s Af-
ghanistan »zu verantworten« ist, sie b estimmen den
entsprechenden Zeitpunkt für B eginn und D auer des
Abzugs . Sie b enennen auch Umfang und B ewaffnung
der zu entsendenden Bundeswehreinheiten. Und d a
werden wir, wie d as neue M and at b eweist, eher auf
weitere Aufsto ckung als auf Abzug eingestellt.

D ie Forderung nach einer »Exitstrategie« wird
auch au s den Reihen mancher Organisationen der
Friedensb ewegung gestellt. Wenige Tage vor der D e-
monstration in B erlin hat z . B . die »Ko operation für
den Frieden« ein Papier vorgelegt, d as in Ko operation
mit einer »Friedens-Jirga« aus Afghanistan erarb eitet
wurde . D as Papier enthält eine realistische B eschrei-
bung der Unsicherheitslage in Afghanistan und b e-
nennt zu Recht eine Reihe von Problemen, die zu lö-
sen wären (z . B . Korruption, Drogenanb au und -han-
del) . D iesb ezügliche Forderungen allerdings an die
Karsai-Regierung zu stellen, die selb st tief verstrickt
ist in Drogenhandel und Korruption und deren Wir-

kungskreis kaum üb er die Stadt Kabul hinaus reicht,
mutet etwas realitätsfern und blau äugig an . Wenn sich
die Forderungen an die deutsche Regierung dann im
wesentlichen auf eine Exitstrategie b eschränken,
d ann wird das sonst so ideenreiche Papier merkwür-
dig blass . So heißt es in dem Papier: »Die Zahl der in Af-
ghanistan stationierten Bundeswehrsoldaten darf
nicht erhöht werden, sondern es mu ss eine konkrete
Planung mit festen D aten für einen raschen Abzug der
Bundeswehr au s Afghanistan vorgelegt werden . «

8)

An keiner Stelle wird ab er selb st ein Hinweis auf
einen »festen« Zeitraum gegeb en . Mit anderen Wor-
ten: D ie Entscheidung d arüb er, wie »rasch« ein Abzug
zu erfolgen hat, wird in die Hände der Bundesregie-
rung gelegt. D as können 14 Monate , das können ab er
auch ein p aar Jahre sein. Christoph Hörstel, umstritte-
ner M anager, Journalist und Buchautor, der sich der
Friedensb ewegung und den Medien auf seltsame Wei-
se als » S achverständiger« , als »B erater« verschiedener
Regierungen und als Freund zumindest eines b ekann-
ten afghanischen Warlord s andient, hat z . B . einen
» 5-J ahres-Friedensplan« in die Welt gesetzt. D as heißt
nichts anderes als fünf weitere Jahre der B esatzung,
die uns d adurch versüßt werden, d ass p arallel dazu in
einer hierfür b esonders geeigneten Provinz ein mu s-
tergültiger Wiederaufb au in Szene gesetzt wird .

Nur der Vollständigkeit halb er sollte no ch einmal
d arauf hingewiesen werden, dass solche Üb erlegun-
gen sich nicht mit der Forderung der Friedensb ewe-
gung vertragen, das M andat für den Bundeswehrein-
satz nicht mehr zu verlängern. In diesem Fall nämlich
ist Schluss mit Exitstrategien und Stufenplänen und
ähnlichem : D ie Bundeswehr mu ss sofort zurückge-
holt werden; d as dauert d ann aus logistischen Grün-
den ein p aar Wo chen oder drei bis vier Monate − so
lange brauchte die Bundeswehr auch, bis sie 2 0 0 2 ih-
re Truppen nach Afghanistan verfrachtet hatte .

Exitstrategien sind noch au s einem anderen
Grund mit der Logik der Argumentation der Kritiker
kaum vereinb ar. Wenn es stimmt, d ass Militär nicht
Teil der Lö sung, sondern Teil des Problems in Afgha-
nistan ist, wenn weiter richtig ist, d ass die Verschrän-
kung von Militär und ziviler Hilfe kontrapro duktiv für
die Hilfe ist, weil die Helfer mit den B esatzern identifi-
ziert werden und eb enfalls ins Visier geraten, wenn
weiter richtig ist, d ass mit j edem Tag, den das au slän-
dische Militär länger in Afghanistan bleibt, die Ge-
waltaktionen zunehmen und sich die Sicherheitslage
verschlechtert, dann kann es nur eine Antwort geb en:
sofortiger Abzug. D er muss nicht »Hals üb er Kopf« ,
sondern kann in geordneten B ahnen geschehen.

Stammtische als Verbündete?

Au s dem Gesagten dürfte ab er auch klar geworden
sein, d ass die Disku ssionen um Afghanistan weitau s
komplizierter verlaufen, als sich das die Friedensb e-
wegung wünscht. Vor allem dürfte auch d as Polster

5 ) George W. Bush : Rede zur Lage der Nation, 2 8 . Janu ar 2 0 0 8 ;
www. uni-kassel . de

6) Rede von Peter Ramsauer: der Bundestagssitzung vom 7. Oktob er
2 0 0 8 ; www. uni-kassel . de

7) Vgl . Christine Buchholz, Peter Strutynski : Abzug o der Exit?
www. uni-kassel . de

8) Gemeinsame Erklärung der Nationalen Friedens-Jirga Afghanis-
tans und der Ko operation für den Frieden (D eutschland) ;
www. ko op-frieden. de
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der Umfrageergebnisse , die den Abzugsb efürwortern
satte Mehrheiten b escheren, nicht so weich sein, d ass
sich b equem darauf au sruhen ließe . Die Ablehnung
speist sich au s vielen Quellen, von denen eine nicht
nur klares Wasser hervorsprudeln lässt. Ich meine j e-
ne weit verbreitete Haltung, wonach uns Afghanistan
nichts angehe . Warum soll sich D eutschland dort en-
gagieren, wir hab en do ch unsere eigenen Probleme .
In einer schlimmeren Variante hört sich d as an den
Stammtischen so an : » Sollen sich die doch dort die
Köpfe einschlagen ! Was hat das mit uns zu tun? ! « D as
ist auch nicht die Klientel der Friedensb ewegung .
Mobilisierung ist von dieser Seite also kaum zu erwar-
ten .

D as Protestpotenzial, auf das die Friedensb ewe-
gung normalerweise zurückgreifen kann, ist demge-
genüb er längst nicht so eindeutig in der Ablehnung
des Afghanistaneinsatzes der Bundeswehr. Jede/r
kennt die b erühmte Frage nach dem »Was tun?« auf
Veranstaltungen der Friedensb ewegung . Ob es um
Atomwaffen geht o der um die Senkung der Rü stungs-
au sgab en, um die Kritik am Waffenhandel o der das
Problem von Kindersoldaten: Immer wird in Veran-
staltungen, die sich mit solchen Themen b efassen, die
Frage gestellt, was können wir d agegen tun? Nicht so
in Veranstaltungen zum Thema Afghanistan. Die am
häufigsten gestellte Frage ist die nach den Alternati-
ven bzw. danach, was denn p assiere , wenn die frem-
den Trupp en abgezogen sind . Kommen dann die Tali-
b an wieder? Versinkt das Land im Bürgerkrieg? Wird
nicht alles noch schlimmer? D azu mu ss argumentiert
werden und wird auch − das ist meine eigene Erfah-
rung − üb erzeugend argumentiert. So wäre etwa d a-
rauf hinzuweisen, d ass die Talib an heute stärker sind
als no ch vor sechs Jahren, dass die Logik der B esat-
zung zwangsläufig eine Spirale der E skalation in sich
birgt, dass sich trotz zunehmender Nato-Truppen der
Krieg in Afghanistan au sgeweitet hat und zudem Pa-
kistan destabilisiert. Wann also die Truppen abzie-
hen, wenn nicht j etzt? Und wer garantiert, dass die Si-
tu ation in fünf, zehn o der 2 0 Jahren b esser ist?

D er Afghanistankongress , den die Friedensb ewe-
gung im Juni in H annover veranstaltete , war voller gu-
ter Argumente − vorgetragen von Afghanen, die
nichts mit den Taleb an, Warlords und Drogenhänd-
lern, ab er auch nichts mit den selb sternannten »B e-
freiern« au s dem Westen zu tun hab en wollen .

9)

Diese
Argumente bleib en ab er auf die kleine Gemeinde von
Friedensaktivistinnen und − aktivisten und Symp athi-
santen b eschränkt, die solche Veranstaltungen b esu-
chen. In den Medien (die linken hiervon ausgenom-
men) schlägt sich das nur au snahmsweise nieder. D a
darf dann ein Willi Wimmer von der CDU/C SU-Frakti-
on, ehemaliger Staatssekretär im Verteidigungsminis-
terium, im » Stern« ( 1 1 . 0 9 . 2 0 0 8) seine Forderung nach
einem sofortigen Abzug vertreten, o der ein Jürgen To-
denhöfer, auch er früher prominenter CDU-Abgeord-
neter, in der Süddeutschen Zeitung (0 6 . 1 0 . 2 0 0 8) in ei-
nem Interview b egründen, warum die Bundeswehr
in Afghanistan nichts zu suchen hab e .

Wie weiter?

Was also tun? D as wichtigste scheint mir zu sein, d ass
die Friedensb ewegung sich wieder verstärkt aufkläre-
risch b etätigt. Sie mu ss sich vermehrt im öffentlichen
Raum b ewegen. D as meint weiterhin sowohl auf die
Straße gehen (mit Info-Ständen, Aktionen, Werbung
für Veranstaltungen) , als auch d as Thema wieder of-
fensiver in politische D eb atten und private Gesprä-
che einbringen. Umfragewerte auf seiner Seite zu ha-
b en, hat no ch lange nichts mit Meinungsführerschaft
o der »Hegemonie« zu tun . D ie muss von unten aufge-
b aut werden . D azu gehören d ann auch Leserbriefe an
die örtlichen/regionalen Zeitungen, Anrufe b ei Re-
daktionen u . ä. Wichtig scheint mir auch zu sein, ande-
re Kreisen, z . B . Gewerkschaften, attac-Gruppen, Kir-
chengemeinden, Angeb ote zu Informationsveranstal-
tungen und Disku ssionen zu machen . B ei den Ge-
werkschaften z . B . klafft vielfach noch eine schmerzli-
che Lücke zwischen »B eschlu sslage« (etwa einem ein-
deutigen Abzugsb eschlu ss der Gewerkschaft ver. di)
und der mangelnden Mobilisierungsfähigkeit der Mit-
gliederb asis . D as Afghanistanthema fristet gesell-
schaftlich noch ein Nischend asein − trotz der Tatsa-
che , dass die Medien relativ viel b erichten . Sie verbrei-
ten ab er üb erwiegend den Regierungsstandpunkt,
der auch der Standpunkt der Medien ist. D ies war
b eim Nato-Krieg gegen Jugo slawien nicht viel anders .
An der Friedensb ewegung liegt es , d as Thema zu »poli-
tisieren« und es dem Konsens der Herrschenden« zu
entreißen, d as heißt die Schädlichkeit der militäri-
schen »Lö sung« aufzuzeigen und den Abzug der B esat-
zungstruppen als Grundvorau ssetzungen für eine al-
ternative Entwicklung plausib el darzu stellen. Erst
wenn dies gelingt, sind die Aktionen und Proteste der
Friedensb ewegung unter dem Lab el »D em Frieden ei-
ne Chance − Truppen rau s au s Afghanistan« im nächs-
ten Jahr steigerungsfähig.

Viel mehr D ruck auf d as Parlament ist notwendig.
Wenn in diesem Jahr die Zahl der Nein-S ager gegen-
üb er dem Vorj ahr um 1 7 Abgeordnete stieg (von 79
auf 9 6) , d ann ist d as nur ein unb edeutender Fort-
schritt. In diesem Schneckentempo voranzukommen,
würde b edeuten, d ass die Bundeswehr auch noch in
1 5 Jahren in Afghanistan ihren »Job machen« kann .
Die Friedensb ewegung wird sich also auch Gedanken
darüb er machen mü ssen, wie das Sup erwahlj ahr
2 0 09 friedenspolitisch zu nutzen ist. Die Rechnung
der Regierungsko alition, mit der Verlängerung des
M and ats auf 14 Monate die Afghanistan-D eb atte au s
dem Bundestagswahlkampf herau szuhalten, d arf
nicht aufgehen .

Peter Strutynski ist einer der Sprecher des Bundesa us-

sch usses Friedensra tschlag. Sein (für die Veröfffen tli-

ch ung h ier leich tgekürzter und redaktio nell bearbei-

teter) Text wurde zuerst veröffen tlich t im In ternet

un ter www. un i-kassel. de/fb5/frieden/regio nen/Af-

ghan istan/strutynski 7. h tml
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ie Kriegführung der Interventionstrupp en in
Afghanistan mit ihren hohen »Kollateralschä-

den« , sowie das Fehlen einer wirklichen Hilfe zur B e-
kämpfung von Armut auf dem Lande treib en den Tali-
b an immer neue Kämpfer auch für Selb stmordatten-
tate zu . Die UN-mandatierte Schutztruppe Isaf unter
Führung der Nato ist für die Afghanen nicht mehr un-
terscheidb ar von den Kampftrupp en von Operation
Enduring Freedom (OEF) . Üb er die Entsendung von
Tornado-Aufklärungsflugzeugen neb en seinen B o-
dentruppen ist D eutschland mittlerweile fest in die
militärischen Kämpfe eingebunden, zumal es seit Juli
auch noch eine militärische Eingreiftruppe (Quick
Reaction Force) stellt. Seit 2 0 0 1 war auch d as KSK
(Kommando Spezial-Kräfte) der Bundeswehr in Af-
ghanistan in geheimen Missionen unter OEF-Führung
im Einsatz . D er Interventionskrieg der USA und der
Nato in Afghanistan geht ins achte Jahr, er dauert also
schon länger als der Zweite Weltkrieg. M anche Politi-
ker rechnen mit no ch weiteren 1 0 bis 1 5 Jahren.

Etwa Zweidrittel der deutschen B evölkerung leh-
nen den westlichen Interventionskrieg und die deut-
sche B eteiligung daran ab . Je mehr D eutschland sich
in die Verstrickungen dieses Krieges b egibt, desto
stärker wird es als Feind der islamischen Welt wahrge-
nommen. D as b edeutet für die D eutschen zunehmen-
de B edrohung, Freiheitsb eschränkungen durch die
eigene Regierung zwecks vermeintlicher Terror-Ab-
wehr und eine sich weiter verstärkende Einbindung
in d as unfriedliche System der Konfliktb ehandlung
mit militärischen Mitteln .

D ieser unheilvollen Entwicklung ist entgegenzu-
wirken. Im Rahmen des Monitoring-Proj ekts : Zivile
Konfliktb earb eitung, Gewalt- und Kriegsprävention
der Kooperation für den Frieden werden in D o ssiers
zivile , eb en nicht-militärische Möglichkeiten der Kon-
fliktb earb eitung aufgezeigt.

1 )

Afghanistan ist seit der britischen und ru ssischen
Kolonialpolitik des 1 9 . J ahrhunderts immer wieder
militärischen Interventionen au sgesetzt gewesen, ge-
gen die sich die Afghanen militärisch verteidigt ha-
b en . Unter den Interventionen hat die Entwicklung
des Landes sehr gelitten . Innere Sp annungen zwi-
schen Ethnien, War-Lord s , Opium-B aronen und reli-
giö sen Gruppierungen sind eskaliert. Wir plädieren
deshalb in diesem D o ssier für eine konsequente Frie-
dens- und Entwicklungsp olitik, die den B edürfnissen

der afghanischen Gesellschaft entspricht. D eutsch-
land könnte d ab ei − auch zum Vorteil der eigenen Ge-
sellschaft − eine wichtige Rolle spielen, wenn es seine
gegenwärtige Politik und Au srichtung auf weltweite
Interventionen aufgeb en und auf eine Politik der zivi-
len Konfliktb earb eitung umschwenken würde . Ge-
genwärtig sind Tendenzen zu einem solchen Um-
schwung nicht erkennb ar, eher das Gegenteil .

Zur Lage in Afghanistan

� Am 9 . Mai hab en sich in Kabul 3 . 0 0 0 Stammesvertre-
ter, Intellektuelle und Politiker aus allen Teilen Afgha-
nistans zur »Nationalen Friedens-Jirga« und damit zu
einer landesweiten Friedensb ewegung zu sammenge-
schlo ssen. Sie repräsentiert die breite , kriegsmüde
B evölkerungsmehrheit vor allem au s dem Süden und
O sten, die sich dringend nach Frieden und nach ei-
nem Abzug der au sländischen Sold aten sehnt.
� Afghanistan ist ein Vielvölkerstaat und hat somit ei-
ne B evölkerung mit sehr unterschiedlichen Loyalitä-
ten. Paschtunen (ca. 4 0 %) , Tad schiken (2 5 %) , mon-
golstämmige Hazara ( 1 5 %) und Usb eken ( 5 %) sind
die größten Völker neb en vielen weiteren kleineren.
D ari, Paschtu und Usb ekisch sind die vorherrschen-
den Sprachen . Verbindend wirkt, d ass fast alle Mu sli-
me sind (ca. 84 % Sunniten, 1 5 % Schiiten) . Die Religi-
on ist ein wichtiges verbindendes Element. E s b este-
hen große Unterschiede zwischen städtischer und
ländlicher B evölkerung, welche die große Mehrheit
der etwa 2 9 Millionen Einwohner au smacht. Eine mo-
dernes pro duktives Bürgertum existiert in diesem
Lande fast nicht.
� In der Armutsstatistik liegt Afghanistan auf Platz 1 74
von 1 78 Ländern (UN-Armutsindex) . Die Armut auf
dem Lande ist b esonders groß . Unter wachsenden
Teilen der B evölkerung herrscht sogar Hungersnot.
Landwirtschaft und Tierhaltung sind die wichtigsten
Arb eitsgebiete . D ie Afghanen sind insb esondere
durch die Leb ensweise auf dem Lande mit den Stam-
mestraditionen stark verbunden.
� Historische Erfahrungen, ständige Zivilverlu ste
durch B omb ardements , mangelnde Sicherheit, Ar-
mut und die starken traditionalen Bindungen veran-
lassen viele Afghanen, sich gegen die Interventen von
außen zu wenden. »Mo dernisierung« nach fremden
Vorbildern ist in der Geschichte Afghanistans immer
wieder auf großen Widerstand gestoßen . Landeswei-
te Kooperationsb ereitschaft zur westlich geprägten
Mo dernisierung, wenn sie nicht der unmittelb aren
und fühlb aren Förderung der Leb ensb edingungen

Andreas Buro

Zivile Konfliktbearbeitung −
eine Chance für Frieden in Afghanistan?
Eine Zivile Strategie für Frieden, Sicherheit und Entwicklung

1 ) Andre as Buro : D o ssier IV. D er Afghanistan-Konflikt, Hrsg . : Ko ope-
ration für den Frieden, 2 0 0 8 , Römerstr. 8 8 , 5 3 1 1 1 B onn, Tel .
0 2 2 8-69 2 9 0 4 . D er vorliegende Text stützt sich auf dieses D o ssier.
B isher sind erschienen D o ssiers zum Iran-, türkisch-kurdischen-
und israelisch-p alästinensischen Konflikt.
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dient, ist also nicht selb stverständlich . D ie B edeutung
der Stämme , die auf ihrer Eigenständigkeit b estehen,
ist nach wie vor groß .
� Die Gesellschaft ist von den j ahrelangen Kriegen ge-
prägt. D er mangelhafte politische Prozess nach 2 0 0 1
hat zu einer Situ ation geführt, in der neb en offiziellen
Strukturen neue informelle , unsichere , p artielle Herr-
schaftsformen (Warlord s , Opiumkartelle) im Sinn ei-
nes »informellen Kräftegleichgewichts aufgeb aut
wurden.
� Die Regierung in Kabul ist weitgehend abhängig
von der Unterstützung durch die Interventionsmäch-
te , die üb er 9 0 % ihres Budgets finanzieren, und sie mi-
litärisch und örtlich auf die Hauptstadt sowie regiona-
le Zentren (v. a. Provinzhauptstädte) b egrenzt nur
notdürftig und keineswegs nachhaltig abzu sichern
versuchen .
� Die Zu sammensetzung der Regierungsinstitutio-
nen ist in erheblichem M aße d adurch b estimmt, d ass
die USA ihren Angriff auf Afghanistan in Koop eration
mit den War-Lords des Nordens − also Kräften aus den
nicht-p aschtunischen Teilen des Landes − b etrieb en
hab en, die an der Zerstörung Kabuls zwischen 1 9 9 2
und 1 9 9 6 b eteiligt waren . D iese Warlords spielen nun
eine wichtige Rolle in den Regierungsinstitutionen .
Von ihnen demokratisches Verhalten o der Interesse
zu erwarten ist illu sorisch .
� Angesichts der erheblichen Inkompetenz der offizi-
ellen Gerichte , der schlechten B ezahlung von Polizei
und Militär sowie der problematischen Zu sammen-
setzung der Regierung und ihrer Institutionen spielt
Korruption von ob en bis unten eine zentrale Rolle .
Die Interventionsstaaten und andere geb en neb en
den militärischen Au sgab en auch Gelder für die Ent-
wicklung Afghanistans . Diese b etrugen 2 0 0 2 bis 2 0 0 6
für Entwicklungshilfe ca. 7 Milliarden US-D ollar und
für Gesundheit/Ernährung ca. 4 3 0 Millionen D ollar.
D agegen wurden für den militärischen B ereich ca. 8 2
Milliarden D ollar au sgegeb en (Quelle : IM I-Analyse
2 0 07/0 2 9) . Vor allem kommen die Mittel nur in ganz
geringem Maße der ländlichen B evölkerung zugute ,
die ab er die große Mehrheit bildet Dieses Missverhält-
nis gilt auch für die etwa 2 6 Provincial Reconstructi-
on Teams (PRT) , die vom Militär gestellt und deren
zweifelhafte Erfolge prop agandistisch in den Geb er-
ländern ho chgelobt werden .
� Mittlerweile werden unter dem B egriff »Talib an« oft
alle diej enigen Afghanen verstanden, die sich gegen
die au sländischen Streitkräfte zur Wehr setzen, also
aufständische Aktionen unternehmen . Dies b edeutet
j edo ch nicht, d ass die Talib an in Wirklichkeit eine ein-
heitliche Gruppe bildeten. Richtiger erscheint es, die
Heterogenität der Talib an und ihre unterschiedli-
chen Motivationen anzuerkennen, ab er auch deren
teilweise Verankerung in der B evölkerung, sp eziell in
der p aschtunischen. D ie B indungen der B evölkerung
an die Talib an hab en vor allem etwas mit Traditionen,
Religion, Armut, Perspektivlo sigkeit durch wachsen-
de Unsicherheit und mit lokalen M achtverhältnissen
zu tun .

� Talib an und Al Quaid a sind nicht identisch . Wäh-
rend die Talib an sich vorwiegend auf die afghanische
Situation konzentrieren, folgt Al Qu aida einer eher in-
ternationalen Orientierung, die auch in Konflikt mit
örtlichen Interessen der Talib an geraten kann.

Ziele und Aktivitäten von USA und Nato

� D er Krieg in Afghanistan ist so schwer zu b eenden,
weil er ursprünglich Teil der als Greater Middle E ast
Iniative b ezeichneten Strategie der Neokonservati-
ven in USA war, b ei der es um Ziele der US-Imperialp o-
litik ging und weil es gar nicht um Frieden und D emo-
kratie in dem Lande geht.
� Ein Teil der Interventionstruppen steht unter dem
M and at der UN-Sicherheitsrats (Resolution 1 3 8 6 v.
2 0 . 1 2 . 2 0 0 1 ) . E s sind dies die International Security As-
sistance Force (Isaf) , die von der Nato geführt wird
und einen Frieden erzwingenden Auftrag hat, was
heute vielfach Aufstand sb ekämpfung heißt. Die Ope-
ration Enduring Freedom (OEF) steht unter Führung
der USA. Sie soll den Krieg gegen die Talib an und Al
Qu aid a führen . Ursprünglich sollten Isaf und OEF ge-
trennt operieren . Seit 2 0 07 verwischen sich die Zu-
ständigkeiten. ISAF wird mehr und mehr zur Krieg
führenden Truppe .
� Die Interventionstrupp en sehen sich vor viele zivile
Probleme gestellt, auf die sie als Militär keine Antwort
hab en . Sie b emühen sich deshalb , die ihnen fehlen-
den Fähigkeiten durch die Heranziehung ziviler Orga-
nisationen zu erlangen . D as wird als zivil-militärische
Zu sammenarb eit b ezeichnet. Die ZMZ zivilisiert ab er
nicht den militärischen Einsatz, sondern dient der
Steigerung der Wirksamkeit der militärischen Inter-
vention . Mit einer Politik der Zivilen Konfliktb earb ei-
tung hat dies nichts zu tun .
� In den letzten Jahren hat sich die militärische Situ a-
tion und d amit auch die Sicherheitslage für die B evöl-
kerung von Afghanistan drastisch verschlechtert. So
hat sich die Zahl der militärischen Anschläge einer
Studie des H amburger Instituts für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik zufolge von etwa 2 . 60 0
im Jahr 2 0 0 6 auf rund 4 . 0 0 0 im J ahr 2 0 07 erhöht. Ins-
gesamt zählte die Uno schon im Jahr 2 0 0 6 bis zu 2 . 2 0 0
»illegale« b ewaffnete Gruppen . Mit bis zu 2 0 0 . 0 0 0
Kämpfern, die üb er mehr als 3 , 5 Millionen leichte
Waffen verfügen, kontrollieren sie nach Schätzungen
der internationalen Expertengruppe Senlis Council
mittlerweile 5 4 Prozent des afghanischen Territori-
ums ; in weiteren 3 8 Prozent sind sie präsent (J . Ro se ,
Freitag, 2 7, vom 4 . 7. 2 0 0 8) .
� D a die Nato als weltweite Interventionstrupp e au s
westlicher Sicht nicht b esiegt werden d arf, ist eine
ständige militärische E skalation zu erwarten, denn
»Vietnam 1 973 « − die US-Truppen mu ssten damals
fluchtartig Vietnam verlassen − soll auf alle Fälle ver-
mieden werden . Präsidentschaftskandidat Ob ama
will eb enfalls mehr Soldaten nach Afghanistan ent-
senden . US-Verteidigungsminster Rob ert Gates
schlug vor, statt der bisherigen » Strategie des Auf-
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b aus« , auf eine klassische Anti-Aufstandsstrategie um-
zu stellen (SZ 1 3 . 1 2 . 2 0 07, S . 8) . Auch alles dies deutet
d arauf hin, die Interventionsmächte setzen ganz auf
die militärische Karte − eine furchterregende Per-
sp ektive !

Ziele einer zivilen Strategie , die hier als Grundlage
für die Politik-Orientierung und Argumentation der
Friedensb ewegung vorgeschlagen wird , muss ihren
Ansatz mit ihrem üb ergreifenden Ziel verbinden, mi-
litärische Interventionspolitik zurückzudrängen und
zivile Konfliktb e arb eitung zur gängigen Praxis wer-
den zu lassen. Au s dieser Sicht sind die Ziele dieser zi-
vilen Afghanistan-Strategie : � Frieden und Kooperati-
on zu fördern und d amit die Sicherheit im Lande zu
stärken. � D arauf zu drängen, dass den Völkern Afgha-
nistans nicht die Möglichkeit zu einer selb stb estimm-
ten Entwicklung und staatlichen Ordnung in Ein-
klang mit ihren historischen Traditionen verstellt
wird . � Einen Au sweg au s der militärischen Konfron-
tation zu eröffnen. � Zivile Konfliktb earb eitung
(ZKB) zu erprob en und als vo rteilhafte Alternative b e-
kannt zu machen. � Möglichst viele Nato-Länder auf
diesen zivilen Kurs zu bringen . � D ie Selb stständig-
keit der EU-Staaten gegenüb er der US-Interventions-
politik zu fördern, auch wenn keine Illu sion üb er die
B ereitschaft vieler EU-Staaten, sich an militärischer
Interventionspolitik weiterhin zu b eteiligen, b este-
hen d arf.

D iese Prinzipien sind d ab eizu b eachten: � Konflikt-
transformation von der militärischen auf die politi-
sche Eb ene . � Eine zivil-militärische Zu sammenarb eit
(ZMZ oder englisch Cimic) ist abzulehnen. Aktuell er-
leb en wir, wie die militärische Seite versucht, unter
diesem Schlagwort sich die für sie notwendigen zivi-
len Fähigkeit anzugliedern, b ei D ominanz des Militä-
rischen. � Vertrauensbildung durch einseitige Schrit-
te und Vorleistungen . � B ekenntnis zu einer Politik
der Au ssöhnung und des gegenseitigen Respekts . �
Vorteil o der zumindest Annehmb arkeit der Vorschlä-
ge für alle Seiten . � Alle Akteure sind einzub eziehen,
auch die staatlichen. Sich nur auf die NGO s und sozia-
len B ewegungen zu b eziehen, verkennt die Realität. �
D ie Mittel b estimmen die Ziele und nicht umgekehrt !
(Ziel/Mittel Relation) . � Leitfaden sind die Menschen-
und Minderheitenrechte .

D ie Situation in Afghanistan kann nicht schlagartig
verändert werden. D ie führende Nato-M acht USA ist
bislang nicht b ereit, ihre Truppen abzuziehen. D es-
halb ist j ede Diskussion unter dem Vorzeichen »Wenn
morgen alle Truppen abziehen« unrealistisch . D ie
Weichenstellung hin zu Ziviler Konfliktb earb eitung
mu ss b ereits unter den B edingungen fortgesetzter
Kampfhandlungen erfolgen . D arauf zielen die folgen-
den Vorschläge .

Die Ausgangsthesen lauten:
Erstens : D a eine b aldige Änderung der US-Inter-

ventionspolitik nicht zu erwarten ist, mu ss ein ge-

wichtiger b eteiligter Staat ausscheren, um zu zeigen,
d ass eine nicht-militärische B earb eitung des Kon-
flikts au s der j etzigen S ackgasse führen kann.
D eutschland könnte diese wichtige Rolle durch eine
friedenspolitische Wende seiner bisherigen Afgha-
nistan-Politik spielen und gleichzeitig eine Exitstrate-
gie für die Nato eröffnen . Die Unterstützung für eine
solche Wende scheint in der deutschen Gesellschaft
vorhanden zu sein, denn etwa 2/3 der B evölkerung
lehnen den Bundeswehreinsatz ab . Auch wenn die
Bundesregierung diesen Vorschlägen nicht folgt, wä-
re eine Öffentlichkeit, die sich diese Vorschläge zu ei-
gen macht und die Regierung d aran misst, ein erhebli-
cher Druckfaktor, und zwar auch auf andere EU-Nato-
Länder.

Zweitens : Erst wenn die afghanische B evölkerung
eine Verb esserung ihrer Leb ensverhältnisse unter
Wahrung ihrer Autonomie und ihrer Würde erken-
nen kann, wird sie sich auch so engagiert für Frieden
und gegen Konfrontation einsetzen, d ass eine Chance
entsteht, Frieden Wirklichkeit werden zu lassen . Eine
wesentliche Verb esserung erfährt sie j edoch nicht
durch die bisherigen Tätigkeiten der Isaf-Truppen, ge-
schweige denn durch die OEF-Kampfeinsätze .

Die wichtigsten Anforderungen an die
deutsche Politik

Im Folgenden wird D eutschland eine b esondere Rol-
le zugemutet, die in Kontrast zu seiner bisherigen Po-
litik steht. Wenn es die Rolle annähme , käme es zu
Kontroversen mit den USA und der Nato , denn
D eutschland würde damit aus der imperialen M acht-
strategie der ho chindu strialisierten Staaten, insb e-
sondere der USA au sscheren. D afür könnte es die Ko-
op eration vieler Staaten gewinnen, die sich durch die
Ho chrü stung und den Machtanspruch der USA in ih-
rer eigenständigen, freien Entfaltung b edroht sehen .
� D eutschland nennt ein festes , nahe liegendes D a-
tum, bis zu dem die deutschen Trupp en au s Afghanis-
tan abgezogen sein werden. E s gibt d amit ein deutli-
ches Signal der Neuorientierung. Die Bundeswehr-
einheiten erhalten die Anweisung, sich ab sofort nicht
in Kämpfe einzumischen. Sie stimmt gegen einen Ein-
satz von Awacs-Flugzeugen mit deutscher B esatzung.
� B erlin gibt gleichzeitig b ekannt, es werde seine zivi-
le Hilfe j e nach B ed arf bis zu dem B etrag aufsto cken,
der durch den Abzug der Truppen frei würde . D as
sind etwa 5 0 0 Millionen Euro j ährlich . Diese Mittel
stünden für Entwicklungsproj ekte in Afghanistan zur
Verfügung, die von Orten und/o der Regionen des
Landes gemeinsam für wichtig und nützlich gehalten
werden und tatsächlich die Leb ensb edingungen der
Menschen vornehmlich auf dem Lande verb essern.
D ort ginge es um schulische , soziale und medizini-
sche Versorgung . D ab ei sollen Frauen in b esonderer
Weise unterstützt werden. Ferner mü ssen Arb eitsplät-
ze , Wasserversorgung und landwirtschaftliche Pro-
duktionen, unabhängig vom Mohnanb au für die Opi-
um-Herstellung geschaffen werden . Von b esonderer
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Relevanz sind hier Vorschläge au s der afghanischen
Gesellschaft. .
� Die Bundesregierung erklärt ihre B ereitschaft, als
Vermittlerin zwischen den Konfliktp arteien, sowohl
innerhalb Afghanistans , als auch mit den Interventi-
onsmächten, zu dienen . Sie nimmt die erforderlichen
Kontakte für diese Mission auf und b eginnt mit bilate-
ralen Gesprächen, um die Vorstellungen und Wün-
sche der einzelnen Akteure zu erfahren und weiter zu
vermitteln .
� Die weltweit erfolgreichen Mo delle der Kleinkredi-
te werden in Afghanistan eingesetzt, um die Wirt-
schaft anzukurb eln .
� D ie Konzentration auf den ländlichen B ereich
schließt nicht aus , auch allgemeine o der städtische
Proj ekte zu unterstützen. D azu kann auch die rechts-
staatliche Ausbildung von Polizisten gehören, soweit
diese nicht zu Kampftruppen umfunktioniert wer-
den .
� Die Festlegung der Proj ekte b ed arf unab dingb ar
der Einb eziehung und der Zu stimmung der örtlichen
o der regionalen Kräfte und auch derer, die sich den
Talib an zuordnen. Wer Au ssöhnung will, darf die bis-
herigen Gegner nicht au sgrenzen ! Auf diese Weise
können auch Dialog und Zu sammenarb eit der ver-
schiedenen Kräfte vor Ort, sowie Vertrauen unterei-
nander gefördert werden.
� Die Bundesregierung appelliert an die Nato , solche
Proj ekte , Orte und Regionen nicht in die Kriegfüh-
rung einzub eziehen, auch wenn an den Proj ekten den
Talib an nahestehende Kräfte b eteiligt sind . Solche
Appelle sollten auch von denj enigen au sgehen, die an
den Proj ekten interessiert sind und dort mitarb eiten .
D as Au swärtige Amt könnte helfen, das Konzept der
Friedenszonen in Afghanistan wirksam zu machen .
� D ie Bundesregierung b emüht sich gleichzeitig d a-
rum, d ass andere in Afghanistan engagierte Nato- und
EU-Staaten ihrem B eispiel folgen .

Mit einer derartigen Politik könnte D eutschland eine
Wende hin zum tatsächlichen Vorrang ziviler Kon-
fliktb earb eitung und von der militärischen Konfron-
tation zum Dialog einleiten . D as wäre ein Signal, das
weit üb er Afghanistan hinau s in vielen islamischen
Ländern gehört werden würde . D amit würde gleich-
zeitig ein Au sweg au s der militärischen S ackgasse
sichtb ar.

Anforderungen sind selb stverständlich auch an
die anderen Akteure in diesem Konflikt − Uno , USA,
die militärisch b eteiligten Mitglieder der Nato , die EU,
die afghanischen Stämme und Gruppierungen, die
Gruppierungen der Talib an, die Kräfte der ehemali-
gen Nord-Allianz und andere Warlords , die Regierung
in Kabul, die in Afghanistan arb eitenden internatio-
nalen NGO s und an die Nachb arstaaten Afghanistans
zu richten (siehe dazu au sführlich D o ssier IV: D er Af-
ghanistan-Konflikt a. a. O .)

Die Rolle und Aufgaben der Friedens-
bewegung im Afghanistan-Konflikt

� Die für Frieden eintretenden Kräfte in Afghanistan,
wie z . B . die Nationale Friedens-Jirga, zu unterstützen,
sie in Europ a b ekannt zu machen, ihr Kontakte und öf-
fentliche Foren zu öffnen und ihre Forderungen zur
Disku ssion zu stellen .
� Sich mit dem hier vorgeschlagenen Konzept zu b e-
fassen und es b ei Zu stimmung in der Öffentlichkeit
und gegenüb er den politischen Parteien, Gewerk-
schaften und Kirchen b ekannt zu machen und zu ver-
treten.
� D as Konzept in den Gesellschaften der Nato-Staaten
zu verbreiten und in Zu sammenarb eit mit dortigen
B ewegungen, Gruppierungen und Institutionen
Kamp agnen für eine Wende zu ziviler Konfliktb ear-
b eitung einzutreten .
� D en Konflikt ständig differenziert zu analysieren .
Die Kritik und die Gefahren der j etzigen Militärinter-
vention in Afghanistan zu thematisieren und gegen
diese Politik zu protestieren .
� Mit dieser Kritik auch Sold aten, die nach Afghanis-
tan geschickt werden sollen, zu konfrontieren .
� Gesellschaftliche und ökonomische Interessen-
gruppen, die von einer Fortsetzung des militärischen
Konflikts zu profitieren hoffen, öffentlich anzupran-
gern.

Perspektiven

D a imperial-strategische Ziele in Süd- und Zentralasi-
en eine große Rolle spielen, ist mit erheblichen Wi-
derständen gegen die vorgestellte Alternative auf sei-
ten der intervenierenden Mächten zu rechnen .

D er Nato geht es um die Kohärenz und die Fähig-
keit, als weltweites militärisches Interventionsinstru-
ment zu dienen und nicht zu versagen. Sie muss also
b eweisen, dass sie einen solchen Konflikt siegreich
b estehen kann. Zivile Konfliktb earb eitung steht quer
zu diesem Ziel .

Mit der hier vorgeschlagenen zivilen Friedensp o-
litik, die gleichzeitig eine Exitstrategie au s den afgha-
nischen Verstrickungen wäre , würde D eutschland al-
ler Voraussicht nach unter starken Druck aus den USA
und der Nato geraten . D o ch hat die Bundesrepublik
nicht die Verweigerung einer direkten B eteiligung
am Irak-Krieg gut ertragen können? Außerdem würde
damit eine fruchtb are Auseinandersetzung innerhalb
der Nato üb er den Sinn weltweiter militärischer Inter-
ventionspolitik angeregt werden .

Die EU, die oftmals ihre Abhängigkeit von der US-
Hegemonialpolitik b eklagt, könnte in der hier vertre-
tenen Politikwende eine Chance sehen, ihre eigene
Selb stständigkeit au szuweiten . Dies würde vorau s-
sichtlich zu Richtungskämpfen innerhalb der EU füh-
ren, was allerdings um einer friedenspolitischen Per-
spektive willen unvermeidlich und notwendig ist. Ei-
ne solche zivile Alternative könnte auch von Seiten
der asiatischen Anliegerstaaten unterstützt werden,
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d a sie die US-Interventionspolitik mit Sorge b etrach-
ten.

Insgesamt handelt es sich um eine ambitiö se und
komplexe zivile Alternative , deren Ziele üb er Afgha-
nistan hinau s in den B ereich grundsätzlicher politi-
scher Weichenstellung gehen. M an könnte durchau s
von einem Schritt auf dem Wege zum Vorrang für zivi-
le Konfliktb earb eitung sprechen . E s lohnt sich also ,
auf den verschiedenen Eb enen d afür einzutreten.

Prof. Dr. A ndreas Buro ist friedenspolitischer Spre-

cher des Ko m itees für Grundrech te und Den okra tie.

Dieser Text ist das Man uskript seines Vortrags bei der

Tagung »Afghan istan und Zivile Ko nfliktbearbei-

tung«, die am 1 6. No vem ber in Köln vo m Bildungs-

werk und dem Landesverband der DFG- VK in Nord-

rhein- Westfalen so wie der DFG- VK-Gruppe Köln ver-

anstaltet wurde.

ntwicklung braucht Frieden und Sicherheit.
Frieden und Sicherheit sind nur zu schaffen,

wenn die Menschen eine Entwicklungspersp ektive
hab en.

Der afghanische Hintergrund

� Afghanistan ist ein »Least D eveloped Country«
(LD C) : Mehr als die H älfte der B evölkerung lebt unter
der Armutsgrenze von 1 , 2 5 US-D ollar/Tag, 70 % sind
Analphab eten, d as Land hat weltweit die hö chste Kin-
dersterblichkeitsrate , die Leb enserwartung b eträgt
nur 45 Jahre , die physische und soziale Infrastruktur
ist nur rudimentär au sgebildet ; Afghanistan hat eine
Stammesgesellschaft mit den Paschtunen, den Tad-
schiken, den Usb eken und den Hazaras als den Haupt-
stämmen .
� Afghanistan ist ein schwacher Staat: Eine staatliche
Verwaltung ist in der Fläche kaum vorhanden, ob-
wohl dort ca. 8 0 % der Afghanen leb en; die Staatsein-
nahmen liegen unter 1 Milliarde US-D ollar ; d as Poli-
zei- und das Ju stizwesen sind unterentwickelt.
� D ie Schattenwirtschaft umfasst üb er 8 0 % des B rut-
toinland sproduktes , d avon sind 3 5 bis 4 0 % der Dro-
genwirtschaft zuzurechnen, d as ist ein Mehrfaches
der Staatseinnahmen; üb er 4 0 % der Afghanen sind ar-
b eitslo s .
� D as Land hat für die Weltmacht USA geop olitisch ei-
ne strategische Lage zu Ru ssland , China, Iran, dem in-
dischen Subkontinent und zu dem erdölreichen Mit-
telasien und Kaspischen Meer.
� Afghanistan ist ein rohstoffreiches Land mit Vor-
kommen an Erdöl, Erdgas , Steinkohle , Gold , Edel- und
H alb edelsteinen, die ab er wegen der mangelnden In-
frastruktur, des Hindukusch-Gebirgsriegels und we-
gen der politischen Unsicherheit bisher kaum genutzt
werden .
� Afghanistan hat neb en großen Wü sten- und Ge-
birgsflächen ein b edeutendes landwirtschaftliches
Potenzial, d as zwar nur etwa 1 2 % der Landesob erflä-

Herbert Sahlmann

Der entwicklungspolitische Ansatz
unter kriegsähnlichen Bedingungen
Chance für eine friedliche Entwicklung?

che umfasst, ab er bisher nur etwa zur Hälfte landwirt-
schaftlich genutzt wird ; trotz dieses Potenzials ist j etzt
nach einem sehr harten Winter 2 0 07/2 0 0 8 und einer
großen Dürre in diesem Jahr die Ernährung der Af-
ghanen in großen Landesteilen nicht gesichert, nach
UN-Angab en werden 3 0 0 Millionen Euro zum Import
von Nahrungsmitteln b enötigt.

Der politische Ansatz zur Stabilisierung

Nach J ahrzehnten von Okkup ation und Bürgerkrieg
wurde im J ahr 2 0 0 1 die mehrj ährige Talib an-Herr-
schaft mit massiver amerikanischer Unterstützung
(Operation Enduring Freedom/OEF) durch die tad-
schikisch-u sb ekisch geführte Nord-Allianz b eendet.

Ende 2 0 0 1 b egann in B onn/Königswinter der so
genannte Petersb erg-Prozess zur Stabilisierung, D e-
mokratisierung und Entwicklung Afghanistans , der
zu dem so genannten Petersb erg-Abkommen führte ;
die Talib an/Paschtunen waren d aran allerdings nicht
bzw. nur unzureichend b eteiligt.

Die internationale Entwicklungspolitik

Nach Unterbrechung der offiziellen Entwicklungszu-
sammenarb eit (EZ) mit Afghanistan während der
sowj etischen Okkup ation und der Talib an-Herr-
schaft, ab er b escheidener zivil-gesellschaftlicher Wei-
terführung der Hilfe , gab es einen Neu ansatz der staat-
lichen EZ für Afghanistan mit einer Reihe von Geb er-
konferenzen : 2 0 0 2 in Tokio , 2 0 0 4 in B erlin, 2 0 0 6 in
London mit dem »Afghan Comp act» und der »Interim
Afghan National D evelopment Strategy» als B asis für
die internationale Koop eration bis zum Jahr 2 0 1 0 .

Deutsche Entwicklungszusammenarbeit

Auf der Geb erkonferenz in Tokio gab es eine deutsche
EZ-Zusage in Höhe von 8 0 Millionen Euro j ährlich bis
2 0 1 0 , davon j eweils 3 0 Millionen für den Polizeiauf-
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b au ; 2 0 07 erfolgte eine Erhöhung der EZ auf 1 0 0
Millionen, und in diesem J ahr b eträgt die EZ-Zusage
14 0 Millionen und 3 0 Millionen für Nahrungsmittel-
nothilfe . Von 2 0 0 1 bis 2 0 0 8 wurden insgesamt 8 4 0
Millionen EZ zugesagt, d avon ist üb er die Hälfte abge-
flo ssen . Bilaterale Schulden in Höhe von 74 Millionen
wurden erlassen, ein Resterlass von 1 5 Millionen ist in
Au ssicht gestellt.

Im Herb st 2 0 0 8 wurde d as Afghanistan-Konzept
der Bundesregierung fortgeschrieb en :

»D eutschland verfolgt mit seinem zivil-militäri-
schem Engagement drei Ziele : 1 . Wir unterstützen Af-
ghanistan dab ei, die Leb ensverhältnisse der eigenen
B evölkerung zu verb essern; 2 . Wir b eteiligen uns an
den Anstrengungen der internationalen Staatenge-
meinschaft, regionale Stabilität und Sicherheit in ei-
nem schwierigen Umfeld zu gewährleisten; 3 . Vor al-
lem ab er verteidigen wir unsere eigenen Sicherheits-
interessen, indem wir zur Eind ämmung des weltwei-
ten Terrorismu s b eitragen . Afghanistan darf nicht er-
neut zum Rückzugsraum des internationalen Terro-
rismus werden. «

»Wichtige Ziele der deutschen Entwicklungszu-
sammenarb eit sind , die Leistungsfähigkeit der Regie-
rung, der Zivilgesellschaft und des Privatsektors zu er-
höhen, die Infrastruktur wieder herzu stellen und den
Zugang zur Grundbildung für Kinder zu verb essern. «

Seit 2 0 0 2 stellen − international und mit Afghanis-
tan abgestimmt – die folgenden B ereiche die Schwer-
punkte der deutschen Entwicklungszu sammenarb eit
mit Afghanistan dar : � Energieversorgung (insb eson-
dere mit erneuerb aren Energien) � Trinkwasserver-
sorgung � Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung (vor
allem Einkommensschaffung/B eschäftigung) �
Grundbildung.

Zu sätzlich fördert D eutschland die Rechtsstaat-
lichkeit, die Menschenrechte , insb esondere die Ver-
b esserung der Lage der Frauen und M ädchen, und un-
terstützt die Mechanismen der Friedenssicherung.
Außerdem gibt es eine Förderung für Alternativen
zum Mohnanb au und für die B ekämpfung der Kor-
ruption .

Au s der deutschen Entwicklungszu sammenarb eit
werden j ährlich 2 0 Millionen für den von der Welt-
b ank geführten »Afghanistan Reconstruction Trust
Fund« b ereitgestellt ; d araus werden landesweit Pro-
j ekte unterstützt und auch Staatsgehälter gezahlt.

Die deutsche EZ ist weitgehend auf den Norden,
den Nordo sten und auf Kabul konzentriert. 2 , 5
Millionen Einwohner von Kabul, Herat und Kunduz
werden j etzt mit saub erem Trinkwasser versorgt.

D eutschland unterstützt darüb er hinau s die
»Afghan Investment Support Agency« (AISA) und die
»First Microfinance B ank« , die 1 3 0 Millionen Euro an
2 8 . 0 0 0 Kleinunternehmerinnen und Kleinunterneh-
mer au sgeliehen hat. B ei der AISA sind 5 . 0 0 0 Investo-
ren mit 1 , 3 Milliarden US-D ollar registriert, die
1 5 0 . 0 0 0 Arb eitsplätze schaffen wollen . Eine Zucker-
fabrik im Norden hat 5 0 0 B auern eine Persp ektive ge-
geb en .

Im B ereich der Grundbildung sind 2 3 0 Schulen
mit Au sstattung finanziert und Institute zur Lehrer-
und Lehrerinnenau sbildung aufgeb aut.

Die Entwicklungserfolge seit 2 0 02

� Von üb er 5 Millionen afghanischen Flüchtlingen
sind üb er 3 Millionen in ihre Heimat zurückgekehrt.
� D as Wachstum in städtischen Zentren ist dynamisch
(2 0 0 5 : 14 % , 2 0 0 6 : 5 %) .
� D as Pro-Kopf-Einkommen und die Steuereinnah-
men sind deutlich gestiegen, erreichen ab er no ch
nicht d as zur Grundversorgung notwendige Niveau .
� D ie Grundbildung und die Grundgesundheitsver-
sorgung auch für Mädchen und Frauen ist verb essert,
ab er no ch nicht flächendeckend sichergestellt.
� Rund 4 . 0 0 0 Kilometer Straßen wurden saniert und
au sgeb aut.
� Mehr als die Hälfte der verminten Flächen in Afgha-
nistan wurden geräumt.

Die heutigen Entwicklungsprobleme

� E s gibt nur b escheidene Teilerfolge b ei der D emobi-
lisierung, der Entwaffnung und der Reintegration der
Kampfgruppen, dem so genannten DDR-Prozess in
Afghanistan .
� Nach einer po sitiven Entwicklung der Sicherheitsla-
ge vom Jahr 2 0 0 2 bis etwa zum Jahr 2 0 0 5 gibt es seit-
dem in Afghanistan vor allem im Süden und Südo sten
wieder eine drastische Zunahme der Sicherheitsprob-
leme , die seit dem Jahr 2 0 07 auch den Norden und
Westen des Landes erreicht hab en.
� Eine große Rechtsunsicherheit wegen des unzurei-
chenden Polizei- und Ju stizsystems lähmt d as Land .
� D ie soziale und physische Infrastruktur, also vor al-
lem das B ildungswesen, das Gesundheitswesen, das
Transport- und d as Lagerwesen sind weithin mangel-
haft o der allzu oft nicht vorhanden.
� Die Drogenwirtschaft ist seit 2 0 0 2 au sgeufert und
liefert üb er 8 0 % des Rohopiums für den Weltheroin-
markt.
� In der Fläche , wo 8 0 % der Afghanen wohnen, gibt es
kaum Verwaltungsstrukturen.
� Die Korruption ist bis in die Spitzen der Regierung
und weit im Land verbreitet.
� Politik und Militär auf Geb er- und Nehmerseite ha-
b en unrealistische Erwartungen geweckt, die nicht
erfüllt worden sind und die damit zur Frustration b ei
den Afghanen und zur Entfremdung vom Westen b ei-
getragen hab en.
� Die Glaubwürdigkeit des Westens hat b ei der afgha-
nischen B evölkerung erheblich gelitten unter den
Menschenrechtsverletzungen und den D oppel-Stan-
dards der westlichen Führungsmacht und wegen der
hohen zivilen Verlu ste durch die Nato-Militäreinsätze
im Süden und Südo sten .
� Auch die gewählte afghanische Führung hat b ei der
afghanischen B evölkerung wegen ihrer b egrenzten
Regierungsfähigkeit, wegen der Korruption und der
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Die Schauspielkunst
Fünf Schau spielerinnen (Natascha Menzel, Angelika
Warning, H . G . Fries , Jean-Theo Jo st, D imo Wendt) ver-
körpern üb er 2 5 verschiedene Rollen, und sie wech-
seln no ch nicht einmal ihre Kleider, wenn sie in eine
andere Rolle schlüpfen . Auf der »Hinduku sch«-Bühne
kommen die Schau spielerInnen in ihren Rollen als
Menschen zur Geltung. D er Krieg verwischt die Un-
terschiede zwischen den Menschen, Tätern sind Op-
fer sind Täter und Mitläufer. B rillante Analysen üb er
die Entwicklungsmöglichkeiten Zentralasiens wer-
den von Sicherheitsb eraterInnen und PolitikerInnen
− also von Menschen − in Anweisungen für Menschen-
vernichtung und Zerstörung durch Krieg und Gewalt
umgeschrieb en . Sold aten gehen auf B efehl von ob en
ans Werk und kommen drin um . M an wird b eschei-

Die Verteidigung Deutschlands am Hindukusch

Eine sch wärmerische Kritik zum Thea terstück der

Berliner Co mpagn ie (www. berlinerco mpagn ie. de)

Die Premiere
Eine b eeindruckende Theaterproduktion der B erli-
ner Comp agnie hatte im Septemb er in B onn Premie-
re . »D ie Verteidigung D eutschlands am Hindukusch«
heißt d as eigene Theaterstück, mit dem die B erliner
Comp agnie in den nächsten Monaten durch D eutsch-
land tourt. D en Zu schauerInnen wird »p olitisches
Theater pur« geb oten, dessen üb erzeugendes künstle-
risches Mittel die Reduktion ist. D a schimmern d as
epische Theater von B ertolt Brecht und d as »Theater
der Unterdrückten« von Augu sto B o al durch, o der ist
es das antike Theater?

mangelnden Effizienz viel von ihrer Glaubwürdigkeit
verloren .
� Die Paschtunen, etwa 45 % der afghanischen B evöl-
kerung, fühlen sich kulturell nicht ernst genommen,
an der M acht unzureichend b eteiligt und von der Ent-
wicklungszu sammenarb eit weithin au sgeschlo ssen.
� Die zentralistischen Ansprüche der Karsai-Regie-
rung hab en die traditionellen lokalen Machthab er ge-
gen die Regierung aufgebracht.

Lösungsansätze für diese Probleme

� Wenn der Westen den Terrorismu s wirksam b e-
kämpfen will, sollte er dab ei sechs Regeln b eachten :
1 . Ein vertretb ares und erreichb ares Ziel setzen . 2 .
Nach den eigenen Prinzipien leb en . 3 . D en Feind ge-
nau kennen. 4 . Die Terroristen von ihren Gemein-
schaften trennen . 5 . Verbündete im Kampf gegen den
Terrorismu s suchen . 6 . Geduld hab en und d as Ziel im
Blick b ehalten .
� D ie Bundesregierung und die Geb ergemeinschaft
sollten mindestens eb enso viele Mittel für die Ent-
wicklung und die Polizeiau sbildung wie für die militä-
rische Sicherung b ereitstellen.
� D er Westen kann seine Glaubwürdigkeit nur wie-
derherstellen, wenn er sich menschenrechtskonform
verhält, die zivilen Kollateralschäden der Militärope-
rationen drastisch verringert, das »do no harm Prin-
zip« b eachtet und wenn er den vollen Konsens mit
den gewählten afghanischen Vertretern sucht und b e-
achtet.
� D ie Nato muss eine Exit-Strategie für die Militärin-
tervention entwickeln, die das eigenstaatliche afgha-
nische Sicherheits- und Entwicklungshandeln sicher-

stellt und zugleich einen klaren, möglichst kurzen
Zeithorizont vorgibt. D ab ei könnte bis zur Errei-
chung der vollen eigenstaatlichen afghanischen Si-
cherheitshandlungsfähigkeit auch daran ged acht
werden, verblieb ene westliche Truppeneinheiten
UN-Offizieren zu unterstellen und − zeitlich b efristet
− Unama (United Nations Assistance Mission in Afgha-
nistan) mit umfangreicheren Aufgab en zu b etrauen
und entsprechend mit mehr Mitteln zu versorgen.
� Gleichzeitig mu ss die zivile Konfliktb earb eitung in
Afghanistan von der afghanischen Regierung und von
den Geb erländern einen viel höheren Stellenwert mit
einer entsprechenden Personal- und Finanzau sstat-
tung erhalten . Obwohl der D eutsche Entwicklungs-
dienst, die Gesellschaft für Technische Zu sammenar-
b eit, die deutschen politischen Stiftungen und eine
Reihe von Nicht-Regierungsorganisationen in diesem
B ereich b ereits erfolgreiche Arb eit in Afghanistan ge-
leistet hab en und leisten, hat die Bundesregierung in
ihrem Afghanistan-Konzept d as Potenzial und die
Leistungen der zivilen Konfliktb e arb eitung durch
den Zivilen Friedensdienst nicht einmal erwähnt !

Herbert Sahlman n war Repräsen tan t des Bundesm i-

n isteriumsfür wirtschaftliche Zusammenarbeit und

En twicklung im Pro vincial Reco nstructio n Team

Kunduz im Norden Afghan istans und ist Vorstands-

m itglied der Stiftung Nord-Süd-Brücken. Dieser Text

ist das Man uskript seines Vortrags bei der Tagung »Af-

ghan istan und Zivile Ko nfliktbearbeitung«, die am

1 6. No vember in Köln vo m Bildungswerk und dem

Landesverband der DFG- VK in Nordrhein- Westfalen

so wie der DFG- VK-Gruppe Köln veranstaltet wurde.

Rezensionen
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den im Verlauf der Aufführung und sensib el und freut
sich üb er j ede menschliche Geste , üb er das kleine und
große Glück, das den Menschen immer wieder b egeg-
net und ihnen Hoffnung gibt, auch den Zu schauerIn-
nen. Ab er es kommt auch die Wut hoch, wenn wir »ei-
ne afghanische Familie durch den mittlerweile 3 0-j äh-
rigen Krieg b egleiten: von der Revolution 1 978 üb er
den sowj etischen Einmarsch und den d arauf folgen-
den Krieg mit üb er einer Million Toten, den Krieg zwi-
schen den Muj aheddin d anach, die schreckliche Zeit
der Talib an, die B omb ardierung Afghanistans durch
die USA, die bis zum heutigen Tag andauernden und
vor allem für die Zivilb evölkerung immer verlu strei-
cheren Kämpfe von OEF und ISAF. Die letzte Szene
spielt in der Zukunft« (Programmheft) .

Die Bühne
Als Bühnenrequisiten nur fünf Mikrofone auf Stativen
und eine große Holzleiter. Fünf Mikrofone , mehr
braucht d as Theaterstück nicht, um die M ächtigen der
Medienwelt als M anipulatorInnen der Macht und ih-
rer eigenen Prop aganda zu entlarven. Die größte
Sp annung wird mit einer einfachen großen Leiter er-
zeugt. Immer wenn sich Personen der großen Leiter
nähern, entsteht die sp annende Frage , wie die Leiter
verändert und was sie darstellen wird . D ie Holzleiter
in immer wieder anderer Form verdeutlicht die j ewei-
lige Kriegssitu ation der Menschen: im Haus , im S arg,
am Galgen . . . So wird eine einfache Holzleiter zum
wirkungsvollen Reqiu sit, d as auch nach der Auffüh-
rung im Auge bleibt und die Geschichten weiter er-
zählt.

Der Text
Eine Meisterleitung ! D as Programmheft verdeutlicht
die Textfülle , die b ei der Erarb eitung des Stückes zu-
grunde lag. D arau s ist ein üb erzeugendes Theater-
stück entstanden, dessen Text und Handlung klar
strukturiert und eindrucksvoll sind , so dass die 9 0 Mi-
nuten wie im Fluge vergehen.

Die Theateraufführung
»D ie Verteidigung D eutschland s am Hinduku sch« ist
alles andere als eine Bühnenshow. E s ist eine Theater-
aufführung, die die Zu schauerInnen regelrecht auf
die Bühne und in die Geschichten zieht. D as schafft
die B erliner Comp agnie durch eine Theaterinszenie-
rung mit minimalistischen künstlerischen Mitteln,
die eine nachhaltige Wirkung erzielen .

Die VeranstalterInnen
Traditionsgemäß bilden sich in vielen Städten Initia-
tivgruppen, die die Theateraufführung der B erliner
Comp agnie organisieren und vor allem au s dem Frie-
dens-, Entwicklungs- o der Menschenrechtsspektrum
stammen .
Die B erliner Comp agnie möchte mit ihrem Theater-
stück die Forderung der Friedensb ewegung nach ei-
ner B eendigung des Krieges in Afghanistan unterstüt-
zen. Die auf der Afghanistan-Konferenz der Ko op era-

tion für den Frieden geknüpften Kontakte sollen auf-
recht erhalten werden, und die B erliner Comp agnie
unterstützt die Initiative »Vorrang für Zivil« , die sich
für einen Au sb au der Zivilen Konfliktb earb eitung en-
gagiert. Mit einem großen Plakat und Flyern wird b ei
den Theateraufführungen für »Vorrang für Zivil« ge-
worb en.

Der Wunsch
Möglichst viele Aufführungen von »Die Verteidigung
D eutschland s am Hindukusch« und viele , viele Zu-
schauerInnen, vor allem viele Jugendliche , denn b ei
der B erliner Comp agnie kann man erfahren, was
Theater ist, wie es wirkt und wo seine Stärken sind ,
vor allem ab er, wie man mit künstlerischen Mitteln
für den Frieden arb eiten kann.

Bernhard Nolz

Pa t Pa tfo ort: Sich verteidigen oh ne anzugreifen. Die

Mach t der Gewaltfreiheit. Aus dem Französischen

vo n Ingrid vo n Heiseler. Hera usgegeben vo n der

Werksta ttfür Gewaltfreie Aktio n, Baden und dem In-

terna tio nalem Versöh n ungsbund − Deutscher

Zweig. Karlsruhe, Okto ber 2008. 1 6 Euro. ISBN

3-93 001 0-09- 7. Bezugsquellen: WfGA-Buch versand,

Alberichstr. 9, 76185 Karlsruhe, Tel. 0 721- 9529855,

Fax 558622, eMa il buero. karlsruhe @ wfga. de; Ver-

söh n ungsbund, Sch warzer Weg 8, 32423 Minden, Tel.

05 71-8508 75, Fax 829238 7, eMa il: vb @ versoeh-

n ungsbund. de oder im Buchhandel

»D ieses Buch macht Ep oche . Leserinnen werden ihr
Leb en einteilen in eine Zeit, b evor sie d as Buch gele-
sen hatten, und in eine Zeit d anach« . So b eginnt die
Üb ersetzerin Ingrid von Heiseler ihr Vorwort. Skep-
tisch nach so viel Vorschu sslorb eer b egann ich zu
blättern . Auf den ersten 2 0 0 Seiten sah ich nur kleine
Geschichten von alltäglichen Konflikten . »D as kenne
ich do ch alles . Mich mu ss man nicht üb erzeugen, das
ich es nicht mag . « So b egann ich auf S . 2 37 zu lesen .
»Umwandlung in das Mo dell der Gleichrangigkeit« ,
»Unaggressiv b ö se werden« , » Sich verteidigen ohne
anzugreifen« und » Sich entschädigen, ohne zu strafen
o der sich zu rächen« sind die Kapitelüb erschriften
der letzten 1 0 0 Seiten. D ann folgt ein den Text vertie-
fender Anhang mit Übungen . Für die Texte ab Seite
2 37 enthalten die Übungen au sführliche Arb eitsanlei-
tungen, die Üb ende »im Gebrauch des Prozesses der
Gleichrangigkeit« b egleiten, b ei dem gewaltfreie Lö-
sungen entstehen oder gefunden werden (können) .

Pat Patfo ort b etont, d ass es d arauf ankommt, die-
sen Prozess der Gleichrangigkeit sehr sorgsam zu
durchlaufen, weil das nicht selten b ei der B efreiung
vom Konflikt wichtiger ist, als die gefundene Lö sung.

Kapitel 1 0 b eschreibt genau und verständlich die
einzelnen Schritte in gelingenden Mediationsprozes-
sen, d .h . wie die B eteiligten (mit o der auch ohne Me-
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diatorIn) in einen Prozess der Gleichrangigkeit gelan-
gen und wie sie dann, ganz am Ende dieses Prozesses ,
gewaltfreie Lö sungen ihres Konfliktes (er-)finden
können .

Worin die andere Qu alität von »gewaltfrei haltb a-
ren« Lö sungen b esteht, wie sie sich von Kompromis-
sen und von Entscheidungen unterscheiden, die ei-
ner Seite (mit Macht durchsetzb ares) Recht geb en,
wird in den Abbildungen 7 und 8 anschaulich darge-
stellt. Mit dem Text (Seite 2 79 bis 3 3 0) und den Übun-
gen regen diese sehr instruktiven Abbildungen zu
strategischem D enken an.

Planen im Prozess der Gleichrangigkeit mu ss
nicht in gerader Linie die (nicht mehr änderb are) Ver-
gangenheit fortsetzen . Wenn wir B eziehungen der
Gleichrangigkeit erreichen, liegen neue Ziele oft
nicht mehr auf der von der Vergangenheit b estimm-
ten Geraden. Wir suchen dann, von den Zielen au sge-
hend , nach einer B ogenlinie zwischen dem Ziel und
dem Jetzt. Indem wir den geraden, kürzesten, »effekti-
ven« Weg verlassen, gewinnen wir enorme Freiheit
b ei der Wahl von Zielen, Strategien und Lö sungen .

Wir mü ssen auch nicht immer und unb edingt
hundertprozentig gewaltfreie , b eide Seiten zu 1 0 0
Prozent b efriedigende Lö sungen finden . Wenn oder
weil die B eteiligten den Prozess in der Gleichrangig-
keit durchlaufen hab en, wird die gefundene Lö sung
»haltb arer« als ein Kompromiss sein.

Ermutigt von diesem Text arb eitete ich nach der
Arb eitsanleitung an einem inneren Konflikt. D ab ei
entdeckte ich für mich, warum ich auch die ersten
2 0 0 Seiten gründlich lesen sollte .

Die erzählten Alltagsgeschichten zeigen Erfahrun-
gen, die in »nordwestlichen« Gesellschaften so selb st-
verständlich »normal« sind , d ass wir sie gewöhnlich
nicht wahrnehmen . Pat Patfo ort hat die Geschichten
in Gruppen mit charakterisierenden Üb erschriften
zu sammengestellt. Jede/r LeserIn wird sich an Erleb-
nisse erinnern, die auch in diese Gruppen p assen . So
werden die Üb erschriften zu B egriffen, mit denen wir
b eim Lesen leb endige , bilderreiche , anschauliche ei-
gene Vorstellungen verbinden . Mit diesen B egriffen
gewinnen LeserInnen einen Blick von außen auf die
»nordwestliche Normalität« , der für den Gebrauch
des Prozesses der Gleichrangigkeit unb edingt not-
wendig ist.

Mit diesem Mo dell schärft Pat Patfo ort den Blick
d afür, wie wir mit üblichen B ewertungen Gewalt und
Leiden erzeugen.

In ihrem Mo dell (S . 37) gibt es als B asis für die Ver-
haltensweisen im System der Gleichrangigkeit eb en-
so , wie für die Verhaltensweisen im Mehr-minder-Sys-
tem drei unvermeidliche Realitäten :

a) Die Unterschiede zwischen den Menschen
b) D er Selb sterhaltungstrieb j edes Menschen
c) Kommunikation, verb ale und nonverb ale .
Was sich LeserInnen unter diesen drei B egriffen

vorstellen sollten, b eschreibt und erläutert sie mit B ei-
spielen und Erzählungen auf 8 Seiten . D arin nennt Pat
Patfo ort den Selb sterhaltungstrieb ein leb ensnotwen-

diges und kraftspendendes Geschenk der Natur, dem
Aggression und Gewalt nicht anzulasten sind .

Diese po sitive B ewertung des Selb sterhaltungs-
trieb es könnte unter Gewaltfreien im deutschen
Sprachraum eine (vielleicht not-wendige) Disku ssion
üb er »deutsche Tugenden« , z . B . heldenhaft, opferb e-
reit, tapfer, selb stlo s , arb eitseifrig und pflichtb e-
wu sst, au slö sen . Aggression und Gewalt entstehen
nach Patfo orts Mo dell, wenn und indem wir unter-
schiedliche Eigenschaften und Standpunkte mit
Werturteilen verknüpfen .

Mit einem Werturteil wird ein Mensch, weil er ei-
ne b estimmte Eigenschaft b esitzt (oder nicht b esitzt) ,
in die Mehr-Po sition oder in die Minder-Po sition ge-
setzt. D ab ei b edeutet Mehr- oder M- (frz . Maj eur = Dur-
Tonart) : fröhlich, glücklich, zufrieden . Minder- oder
m- steht für melancholisch, niedergeschlagen, depri-
miert (frz . Mineur = Moll-Tonart) .

In die m-Po sition gesetzt werden oder sich d arin
b efinden ist unangenehm . Ganz natürlich und richtig
aktiviert d as den Selb sterhaltungstrieb . Er macht
Energie frei, mit der wir unangenehme Gefühle wie
Hunger, Angst o der Müdigkeit und eb enso auch d as
Missgefühl b ei fehlender Anerkennung, Zuwendung,
Geb orgenheit, kurz gesagt einen unangenehmen Zu-
stand zu b eenden versuchen.

Kennt ein in die m-Po sition gesetzter Mensch nur
Verhaltensweisen im M-m-System, d ann hat er nur
drei Au swege : a) Sich gegenüb er dem Verursacher sei-
ner m-Po sition nun selb st in die M-Po sition setzen.
D as nennt Patfo ort E skalation der Gewalt. b) Unb etei-
ligte , Schwächere in die m-Po sition setzen, womit der
von der m-Po sition Verletzte in die M-Po sition gelangt
(Kette der Gewalt) . c) Wenn ein in die m-Po sition ge-
setzter Mensch keine Möglichkeit hat o der keinen
Sinn d arin sieht, eine M-Po sition nach b) o der a) zu er-
reichen, wird seine vom Selb sterhaltungstrieb freige-
setzte Energie nicht für die Verb esserung der Lage ge-
nutzt und verbraucht. Sie kann sich nicht ausdrücken,
bleibt im Inneren eingesp errt und richtet sich gegen
d as Selb st (Internalisierung der Gewalt) .

Diese und viele weitere B egriffe für Formen, Me-
tho den und Resultate der im Mehr-minder-System
entstehenden Gewalt entfaltet die Autorin auf den
2 0 0 Buchseiten voller Erzählungen. Diese B egriffe
und ihre Ordnung im Mehr-minder-Mo dell ließen
sich leicht auf einer Seite dieses Heftes unterbringen
und lehrbuchmäßig eingerahmt zum Lernen anbie-
ten. D as erschiene mir ab er etwa so , als wollte ich eine
Persönlichkeit b eschreib en indem ich Röntgenbilder
von dieser Person zeige .

» Sich verteidigen ohne anzugreifen« lebt nicht im
o der mit dem ständig b ewertenden Mehr-minder-Sys-
tem . D eshalb mag ich es nicht als ein Lehrbuch b e-
zeichnen. Sein Text lässt mich Gleichrangigkeit füh-
len und lädt zu gleichrangigem Umgehen mit ihm ein.
D as Buch ist auch kein »Ratgeb er« , kein Trainings-
handbuch, keine S ammlung von Morallehre-Erzäh-
lungen, kein S achbuch, keine neue Philo sophie oder
Gesellschaftskritik und hat do ch von alledem etwas .
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Wirkungen struktureller Gewalt sind kein Thema
in diesem Buch . Im Prozess der Gleichrangigkeit fin-
det die Lö sung von Konflikten auf Augenhöhe statt.
B ei asymmetrischen Konflikten b enötigt die schwa-
che Seite Unterstützung o der sie mu ss sich durch Ak-
tionen/ Aktivitäten stärken, b evor sie auf Augenhöhe
um eine gewaltfreie , »haltb are« Lö sung ringen kann .

Bis eine gewaltfreie Gruppe o der B ewegung diese
große Kraft erreicht, b enötigt sie viel achtungsvolles
Zu sammenwirken zwischen unterschiedlichsten
Menschen . Die Lö sung dieses Problems entscheidet
b ei Bürgerb ewegungen nicht selten üb er Erfolg o der
Misserfolg. Freiwillige von ganz unterschiedlicher so-
zialer Stellung, B ildung und Motivation erfüllen d arin
die oft divergierenden Aufgab en Citizen, Rebel,

Reformer und Change Agen t (B ill Moyer et al . , D oing
D emo cracy, British Columbia Arts Council, 2 0 0 1 ) .
Für d as Ziel der B ewegung mü ssen sie strategisch ko-
operieren, obwohl sie einander im Alltag meist nur
b ei Sitzungen b egegnen, wo Entscheidungen anste-
hen . Im Mehr-minder-System leb end fügen sie einan-
der b ei dieser freiwillig gewählten Tätigkeit oft
schmerzhafte Verletzungen zu , die viel Kraft der B e-
wegung ab sorbieren (wer kennt das nicht) .

Hier könnte » Sich verteidigen ohne anzugreifen«
nahezu Wunder b ewirken, wenn Aktive sich im Pro-
zess der Gleichrangigkeit üb en und b egegnen. Mit
Zeigen, Leihen, Schenken, Empfehlen könnte das
Buch »Verständigungsmittel auf der Suche nach
Gleichrangigkeit« werden o der auch : ein gewaltfreies
Stärkungsmittel (nicht »Werkzeug« o der Medika-
ment) für Grupp en und Bürgerinitiativen, die gleich-
rangige Achtung von Menschen und zwischen
Mensch und Natur anstreb en .

Ich wünsche allen, die sich Gleichrangigkeit wün-
schen, eine starke und schnelle Verbreitung dieses
Buches mit dem » Schneeb alleffekt« .

Dr. Barbara Uebel

Magn us Koch: Fah nenfluch ten. Deserteure der Wehr-

mach t im Zweiten Weltkrieg − Lebenswege und En t-

scheidungen. Paderborn, München, Wien, Zürich:

Ferdinand Sch ö n ingh 2008 (= Krieg in der Gesch ich-

te, Bd. 42), 426 S. , 39, 90 Euro

Werner Heineck, Jahrgang 1 9 1 0 , desertierte am 7. No-
vemb er 1 9 4 1 , also nur viereinhalb Monate nach dem
deutschen Üb erfall auf die Sowj etunion. In der Nähe
von Mo skau verließ er die Artillerie-B eob achtungs-
Einheit der Wehrmacht, in welcher er als Gefreiter ge-
dient hatte , in der festen Ab sicht, sich dem Kriegs-
dienst auf D auer zu entziehen . Nach seiner Selb stein-
schätzung war der 3 0-Jährige ein erfahrener, zuverläs-
siger und mutiger Sold at. D er D esertion folgte eine
ab enteuerliche Flucht durch halb Europ a, üb er die
Ukraine nach Rumänien, Bulgarien, Serbien, Alb ani-
en, Italien und schließlich in die neutrale Schweiz . Ei-
nige Monate nach seiner Entziehung verurteilte ihn
ein Kriegsgericht in Abwesenheit zum To de . In der

Schweiz wurde er am 4 . Juli 1 9 4 2 interniert, von Ge-
heimdienstb eamten verhört und möglicherweise für
den schweizerischen Geheimdienst angeworb en .
Vielleicht entsandte dieser ihn mit Spionageaufträ-
gen nach Frankreich und D eutschland . Jedenfalls ver-
liert sich nun seine Spur. E s lässt sich nur rätseln : Wur-
de er auf einer seiner Spionagereisen von der Gestapo
gefasst und wegen des b ereits ergangenen To desur-
teils einfach liquidiert? Gab es einen weiteren Pro-
zess ? Wir wissen es nicht. B ekannt ist nur, dass er −
ohne d ass die Umstände seines To des hätten aufge-
klärt werden können − im Jahre 1 9 6 3 auf Antrag einer
Verwandten von der Verwaltung einer sächsischen
Stadt für tot erklärt wurde .

Heinecks erfolgreiche Fahnenflucht ist eine von
sechs Fallgeschichten, denen der Historiker M agnu s
Koch in seiner Erfurter geschichtswissenschaftlichen
Dissertation nachgegangen ist, die soeb en als Buch
erschienen ist. Ko ch interessiert sich für diese Fragen :
Weshalb rang sich dieser Mann zu der Entscheidung
durch, sich im fernen Ru ssland dem Kriegsdienst an
der Front zu entziehen und sich damit einer unkalku-
lierb aren Gefahr, einer »einsamen B ewährung« , au s-
zusetzen? Weshalb blieb er nicht b ei der kämpfenden
Truppe ? Glaubte er, dass es in seiner Komp anie für
ihn gefährlicher werden könnte als in der fremden
Umwelt auf seiner Flucht? Weshalb handelte Heineck
anders als die Millionen von Sold aten, die gehorsam
»dab ei« blieb en? Wie kam es , d ass ihm d as Ideal des he-
roischen Kämpfers , dem er ursprünglich auch selb st
angehangen hatte , in einer persönlichen Konfliktsi-
tu ation weniger wichtig war als der Drang in die Frei-
heit?

Einen Teil der Erklärung vermag die Sozialisation
dieses intelligenten jungen Mannes zu bieten, der vor
seiner Militärzeit als Schriftsteller und Journalist gear-
b eitet hatte . Entscheidend geprägt wurde er durch
die Bündische Jugend . Seit seinem 1 7. Leb ensj ahr ge-
hörte er dem »Wandervogel« und der »D eutschen
Freischar« an . Er verarb eitete diese Zeit literarisch in
einem M anuskript au s der Zeit 1 9 3 8/39 mit dem Titel
»D ie Sippe Eisenschwert« . B ei dieser Sippe handelte
e s sich um eine etwa 1 2-köpfige Grupp e der Freischar,
die Heineck eine Zeitlang selb st führte . Wie andere
Kriegskinder des Weltkrieges 1 9 14- 1 9 1 8 schwärmte
der junge M ann für das Naturerlebnis, für Volk und
Nation und für die Idee einer klassenüb ergreifenden
»Volksgemeinschaft« .

D er au s einer wirtschaftlich abgestiegenen bür-
gerlichen Familie stammende Heineck verherrlicht in
seinem literarischen Text den Typu s des glühenden
Patrioten. D ieser mü sse zwei D inge b eherzigen: »den
Primat des Kampfes und die Verhinderung des ver-
hängnisvollen Wirkens der Frauen auf die kriegeri-
schen Aufgab en des M annes . « Seine Empfehlung:
»Misstraut allen, die Rö cke tragen und die Augen ver-
drehen ! D ie Weib er und die Pfaffen, meine ich . Pfeift
auf alle Himmel im Himmel und auf Erden, auf alle Pa-
radiese , wo der M ann doch nur als geschorenes Schäf-
chen herumhüpfen d arf! Wir sind nicht d a, um selig
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zu werden, sondern um unseren Weg zu gehen . Dieser
Weg ist schnurgerade und j eder M ann findet ihn, der
d as Schwert nicht au s der Hand gibt. «

Wir erkennen in diesen Worten die Vorstellung
vom »heldischen« deutschen Mann, der sich in politi-
scher Hinsicht zugleich von der als »weibisch« ver-
standenen demokratischen Weimarer Republik dis-
tanziert. Tatsächlich gehörte Heineck Anfang der
1 9 3 0-er J ahre − ähnlich wie Eb erhard Koeb el (tusk) −
politisch zu den irrlichternden Gestalten, die zwi-
schen Nationalsozialismu s und Kommunismu s hin
und her pendelten . Heineck schlo ss sich d amals der
»Kampfgemeinschaft Revolutionärer Nationalsozia-
listen« an, einer Gruppierung um den NSDAP-D issi-
denten Otto Strasser, die sich als ein Kreis elitärer In-
tellektueller verstand . Gleichzeitig symp athisierte er
mit den Kommunisten. Mehrfach b ewarb er sich b ei
der Reichswehr und sp äter b ei der Wehrmacht als
Freiwilliger, wurde ab er nicht angenommen, weil er
seit seiner Zugehörigkeit zu der Strasser-Richtung als
politisch unzuverlässig eingestuft wurde . Die Wehr-
macht b erief ihn erst im J anu ar 1 9 4 0 zwangsweise ein
und schickte ihn ein Jahr sp äter in den Krieg gegen
die Sowj etunion .

Wenn er sich eingebildet hatte , in der Wehrmacht
den Geist der von ihm idealisierten Volksgemein-
schaft erleb en zu können, so wurde er rasch mit einer
ganz anderen Realität konfrontiert. Er erlebte die Offi-
ziere als eine abgehob ene Herrenkaste , die den Mann-
schaften feind selig gegenüb ertrat, allenthalb en kras-
sesten Egoismu s , eine militärische Klassengesell-
schaft. D er Intellektuelle Heineck, der sich seit seinen

J ahren in der Bündischen Jugend zu Führungspo sitio-
nen b erufen sah, musste feststellen, dass dies in der
Wehrmacht niemanden interessierte . Weil er als poli-
tisch unzuverlässig galt, blieb er M annschaftssold at.
Er tat sich schwer mit der Unterordnung, ab er auch
die militärisch verordnete Kameradschaft missfiel
ihm . Er wurde renintent, simulierte Krankheiten und
erhielt D isziplinarstrafen. Er hatte Mitleid mit der
vom Krieg geschundenen ukrainischen und russi-
schen B evölkerung, eb enso mit den ru ssischen
Kriegsgefangenen . B ei einem nächtlichen Einsatz er-
scho ss er versehentlich seinen b esten Kameraden,
den Gefreiten Werner Schulze . D as Kriegsgericht hat
ihm sp äter geglaubt, d ass es ein Unfall war. Dieses Er-
eignis , b eziehungsweise die Furcht Heinecks, d ass er -
auch vor dem Hintergrund der b elastenden Punkte in
seiner B iographie − eine schwere Strafe zu gewärti-
gen hätte , bildete den konkreten Anlass zu seiner Fah-
nenflucht.

Wir hab en es b ei Heinecks D esertion also nicht
unmittelb ar mit einem politisch motiviertem Wider-
stand zu tun, sondern mit einer situ ativen Entschei-
dung, die au s der Furcht vor Strafe geb oren war. Aller-
dings spielte seine p olitische Vergangenheit, die in
seiner Einheit b ekannt war und ihm dort ein schlech-
tes Ansehen verschafft hatte , eb enfalls eine Rolle . Au-
tor Magnu s Ko ch gibt d arüb er hinaus zu b edenken,
d ass die von Heineck erlebte Diskrep anz zwischen

seiner elitären Selb steinschätzung als geistiger
»Kämpfer für D eutschland« und dem b analen Kriegs-
alltag mit unfähigen und niederträchtigen Vorgesetz-
ten seine B indungen zur Wehrmacht schon zuvor ge-
lö st hatten .

D esertion findet b ekanntlich im Verb orgenen
statt. Sie wird erlebt als einsame B ewährung. In aller
Regel hab en die Fahnenflüchtigen der Wehrmacht
keine schriftlichen Spuren hinterlassen . D aher wis-
sen wir wenig üb er ihre B eweggründe , ihre Erfahrun-
gen und üb er die Art und Weise , wie sie diese nach
dem Kriege verarb eitet hab en . Eine Au snahme bilden
j ene D eserteure , denen es gelang, in die Schweiz zu
fliehen, und denen dort Asyl gewährt wurde . Nach ih-
rer erfolgreichen Flucht mu ssten sie sich einer inten-
siven B efragung durch den Schweizer Geheimdienst
unterziehen. D ie d ab ei gefertigten, au sführlichen
Verhörprotokolle werden im B erner Bundesarchiv
verwahrt. Sie bilden die zentrale Quellengrundlage
Ko chs . D aneb en zog er die Fahndungsakten der
Wehrmacht, Personalakten und Ego-D okumente he-
ran. In einigen Fällen konnte er auf literarische Verar-
b eitungen des D eserteurserlebnisses zurückgreifen.

Während des Zweiten Weltkrieges fanden insge-
samt 1 0 4 . 8 8 6 Militärp ersonen au s mehr als zwei Dut-
zend Nationen in der Schweiz Zuflucht. Üb er sie ist
bislang kaum geforscht worden . M agnu s Ko ch sichte-
te die Akten von 2 9 5 deutschen D eserteuren, b e-
schränkte sich sod ann auf j ene 1 0 2 deutschen Fah-
nenflüchtigen, die sich b ereits im Sommer 1 9 4 2 in
schweizerischem Gewahrsam b efanden. Sechs von
ihnen, deren Geschichte b esonders gut dokumen-
tiert ist, wählte er für seine empirische Untersuchung
aus . Sie alle , ein Offizier und fünf M annschaftsdienst-
grade , hatten an der O stfront gekämpft und dort den
Vernichtungskrieg gegen Slawen und Juden miter-
lebt. Ihr Entschlu ss , sich zu entziehen, ist von ihren Er-
lebnissen im Kriegsalltag nicht zu trennen .

Im Zentrum der Arb eit stehen also sechs Fallge-
schichten . Eine von ihnen ist die ob en geschilderte
D esertion von Werner Heineck. In stärkerem Maße als
andere Historiker, die sich bislang mit der kleinen
Minderheit der Wehrmachtdeserteure b efasst hab en,
schenkt M agnu s Ko ch ihnen seine Aufmerksamkeit
als Wissenschaftler: »In dieser Studie geht es mir da-
rum, den D eserteuren der Wehrmacht einen Platz ein-
zuräumen, der ihnen bisher meist weder im privaten
no ch im öffentlichen Raum zugestanden wurde . « Er
b egreift die Fahnenflüchtigen weniger als Opfer des
Krieges o der der Militärju stiz, sondern vielmehr » als
handelnde Personen« , die ihre Möglichkeiten zur
Flucht erkannten und wahrnahmen. Einem empiri-
schen Ansatz verpflichtet, nimmt Koch Ab stand von
der bislang üblichen Praxis , diese Menschen entwe-
der als Verräter zu verunglimpfen oder sie als Helden
b eziehungsweise als Anti-Helden zu üb erhöhen. Am
Ende seiner b ewundernswert genauen, metho disch
reflektierten, detailreichen und einfühlsamen Unter-
suchung der sechs au sgewählten Fälle kommt der Au-
tor zu dem Ergebnis : »D as seit den 1 9 8 0 er Jahren in
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den öffentlichen Diskursen präsente B ild , des ' D eser-
teurs als p azifistischer (Anti-) Held und auch politi-
scher Gegner des Nationalsozialismus findet sich im
zeitnahen M aterial nicht wieder, in den retro spekti-
ven D eutungen 60 Jahre nach Kriegsende d agegen
schon eher. «

In b esonderer Weise b eschäftigt sich der Autor
mit der − von der mo dischen Geschlechtergeschichte
angeregten − Frage , welche B edeutung das in der NS-
Zeit verbindlich gemachte heroische Männlichkeit-
sideal für die Sold aten der Wehrmacht hatte . Würde
sich womöglich b estätigen, d ass es sich b ei den D eser-
teuren, wie es das zeitgenö ssische Vorurteil wissen
wollte , um verweichlichte , »weibische« Feiglinge han-
delte , die Angst vor dem To d und vor dem Töten hat-
ten und d aher »d avon liefen« ? D ie Antworten sind
üb erraschend . Erstens : Keiner der D eserteure lehnte
den Krieg o der kriegerische Attribute grund sätzlich
ab . Zweitens : Auch die D eserteure konnten sich nicht
von dem gesellschaftlich verbindlich gemachten, he-
roischen Männlichkeitsideal lö sen . Sie fühlten sich
Tugenden wie Selb stkontrolle , Mut, Tapferkeit, Wil-
lensstärke , Ausd auer, Zähigkeit und Härte eb enso ver-
pflichtet wie die Soldaten, die gehorsam »d ab ei blie-
b en« . Die D eserteure waren ihrem Selb stverständnis
nach gute Soldaten, die keineswegs au s Angst »davon
liefen« . Vielmehr ahnten o der wussten sie , d ass es sich
b ei ihrer Flucht um einen äußerst risikoreichen Akt
handelte , der nur in Anwendung dieser Tugenden
zum Erfolg führen konnte . Die D eserteure b efanden
sich also nicht in einem grundsätzlichen Gegensatz
zum Mo dell der heroischen M ännlichkeit. Ihre Motive
waren weniger eindeutig und vielschichtiger. In j eder
der sechs Fallgeschichten waren sie anders gelagert
und sperren sich daher gegen Verallgemeinerungen .

In einer Tab elle macht der Autor gleichwohl eine
qu antitative Au ssage üb er die primären Motive von
2 9 5 D eserteuren, wob ei er sich auf die Schweizer Ver-
nehmungsprotokolle b ezieht. D anach standen an ers-
ter Stelle die Furcht vor B estrafung, an zweiter politi-
sche Motive , an dritter allgemeine Unzufriedenheit
mit dem Militärdienst, an vierter Kriegsmüdigkeit
und an fünfter Stelle die Furcht vor Versetzung an die
Front.

Eher indirekt vermittelt diese Arb eit wertvolle Er-
kenntnisse üb er die Frage : Was hielt die Wehrmacht
eigentlich üb er sechs Kriegsj ahre hinweg zusammen?
Anders gesagt: Weshalb hatte trotz des verbrecheri-
schen Charakters dieses Krieges nur eine verschwin-
dend kleine Zahl von Sold aten den Mut zur D esertion?
M agnus Koch meint, d as heroische Männlichkeitside-
al, d as in der NS-Zeit zu sätzlich rassistisch aufgeladen
war (»Herrenmenschen« versus »Untermenschen«) ,
hab e eine Entziehung eigentlich nicht zugelassen .
D enn diese zog − von der von der Militärjustiz ange-
drohten To desstrafe einmal abgesehen − den Verlust
der schützenden Kameradschaft nach sich und ,
schlimmer noch, den Verlu st des Ansehens als kriege-
rischer M ann. War D esertion do ch − in der offiziellen
Optik j ener Zeit - das ehrlo se D elikt schlechthin .

D ie Erkenntnis , d ass die Wehrmacht im O sten ei-
nen Vernichtungskrieg geführt hatte , blieb naturge-
mäß nicht ohne Au swirkungen auf die rückblickende
B ewertung der D esertion. Volker Ullrich, Zeithistori-
ker der Wo chenzeitung »Die Zeit« , fand Mitte der
1 9 9 0-erJahre die verbindliche Formel : Jeder deutsche
Sold at, der sich dem verbrecherischen Vernichtungs-
krieg entzogen hat, verdient unseren Resp ekt, und
zwar gleichgültig, au s welchen Motiven dies im Ein-
zelnen geschehen sei . Ko chs Untersuchung rüttelt
nicht an dieser Einsicht. Seine sechs Fallgeschichten
dringen tief in d as komplexe Geschehen einer D eser-
tion ein . Jetzt verstehen wir no ch b esser, wie unge-
mein schwer es die wenigen Männer hatten, die den
einsamen Weg der Fahnenflucht wählten .

Prof. Dr. Wolfram Wette

Rita Schäfer: Fra uen und Kriege in Afrika. Ein Bei-

trag zur Genderforsch ung. Brandes undApsel Verlag,

Frankfurt am Ma in 2008; 520 Seiten, 39, 90 Euro

Eine ethnologische Analyse üb er Kriege und Konflik-
te in Afrika - durchau s ein Thema, d ass von vielen Wis-
senschaftlerInnen untersucht wird . In dieser Publika-
tion der Ethnologin Rita Schäfer geht es j edo ch um ei-
ne interdisziplinäre Analyse von Gesellschaften in
Kriegs- und Nachkriegszeiten, in der die Genderper-
spektive im Mittelpunkt steht. Diese soll d ab ei helfen,
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komplexe gesellschaftliche , politische und ökonomi-
sche Machtstrukturen b esser verstehen zu können.
» Gender als analytischer Schlü s sel« , ein Forschung-
strend , der nach Meinung der Autorin viel zu wenig
wissenschaftlichen Anklang findet.

Die nach vier Regionen unterteilte Analyse legt re-
gional verzahnte Konflikte dar, die im historischen,
politischen und sozio-ökonomischen Kontext b e-
trachtet werden.

Im ersten Teil des Buches werden Gender-D imen-
sionen und deren Auswirkung auf die Gesellschaft in
der Nachkriegszeit anhand des antikolonialen Unab-
hängigkeitskrieg von Simb abwe , Namibia und Südaf-
rika erläutert.

D er zweite Teil konzentriert sich auf Bürgerkriege
in Sierra Leone und Lib eria. D er dritte Teil b eschäftigt
sich eb enfalls mit Bürgerkriegen in Zentral- und O st-
afrika. Burundi, die D emokratische Republik Kongo ,
Ugand a, Ru and a und der Sud an dienen als Länderb ei-
spiele .

Im letzten Teil werden die Verflechtungen von
Bürgerkriegen und zwischenstaatlichen Kriegen in
Somalia, Eritrea und Äthiopien untersucht.

Die in j edem Kapitel angestellte historische B e-
trachtung von Genderperspektiven insb esondere un-
ter der Kolonialherrschaft hilft dem/der Leser/ in,
komplizierte Verflechtungen und gesellschaftliche
Strukturen b esser zu verstehen, um Gewaltdynami-
ken und Geschlechterhierarchien b esser nachvollzie-

hen zu können. Kolonialherrschaft hat maßgeblich zu
Konflikteskalationen in Afrika b eigetragen durch Ver-
schärfung regionaler D isp aritäten, Fremdb estim-
mung (indirect rule) , willkürliche Grenzziehung und
die Aufstachelung unterschiedlicher Ethnien gegen-
einander, z . B b ei den Hutu und Tutsi in Burundi . In
Siedlerkolonien führten Strukturveränderungen zu
sozialen, ehelichen und familiären Konflikten . D er
Rassismu s weißer SiedlerInnen gegenüb er schwar-
zen AfrikanerInnen und deren B ehandlung im Ar-
b eitskontext führte zu verstärkter häuslicher Gewalt,
d a viele Familienväter zur Vergewisserung ihrer
Männlichkeit im häuslichen Refugium ihre Macht de-
monstrieren wollten . D ies hatte zur Folge , d ass sich
viele Frauen als Komb attantinnen Unabhängigkeits-
kriegen und Guerillab ewegungen anschlo ssen .

Ein großer B ereich in der B etrachtung des Gen-
deraspekts in Kriegen ist die Anwendung sexueller
Gewalt als systematische Kriegstaktik. Als Angriff auf
ethnische Einheit von Kultur und Nation dient sie ei-
nerseits zu Einschüchterungs- und Machtdemonstra-
tionen, zur B elohnung von Kampfeinsätzen, zur M ar-
kierung territorialen Gebiets , und sie demonstriert
den Zu sammenhalt männlicher Täter. Zum anderen
führt sie zu einer Erhöhung häu slicher Gewalt, denn
männliche Familienmitglieder, die durch d as Zu-
schauen von Vergewaltigungsorgien ihrer weibli-
chen Familienagehörigen gedemütigt wurden und
deren maskulines Selb stverständnis in Frage gestellt
wurde , wissen danach oft nicht mit ihrer D emütigung
umzugehen und versuchen so , ihren Statu s als Famili-
enob erhaupt aufrecht zu erhalten.

Obwohl seit dem Jahr 2 0 0 0 offiziell in der UN-Re-
solution 1 3 2 5 festgelegt wurde , d ass alle Institutio-
nen, die an Friedenmissionen b eteiligt sind , Ge-
schlechterdimensionen b erücksichtigen mü ssen,
sieht die Praxis oft anders au s , wie zum B eispiel b ei
den UN-Friedenstrupp en im Kongo deutlich wird .
Blauhelmsoldaten sind oft schlecht vorb ereitet und
unerfahren und hab en sich nur aufgrund eines b esse-
ren Soldes rekrutieren lassen . Dieses Geld nutzen sie
oft für die B ezahlung sexueller Dienste an ihrem Ein-
satzort - Sex zur Kompensierung von Verunsicherung
o der als Statu ssymb ol für ihre Männlichkeit.

D as Buch zeigt, wie wichtig eine Einb eziehung
der Genderperspektive b ei der B etrachtung von ge-
waltsamen Konflikten und Kriegen in Afrika ist. E s
hilft, gesellschaftliche Strukturen und Hierarchien
b esser zu verstehen, zeigt auf, warum Konflikte neu
entstehen, und warum sexuelle Gewalt ein Kriegsfüh-
rungsmittel (j edoch nicht nur in afrikanischen Län-
dern ! ) ist. D ie Rolle der Frau in Afrika ist nicht nur eine
B etrachtungsweise wert, wenn es um die Zukunftsfra-
ge Afrikas geht. D enn um dort anzu setzen, mu ss man
zunächst ihre Vergangenheit verstehen. Und dafür ist
dieses Buch von Rita Schäfer ein qu alitativ guter und
wichtiger B eitrag, der nicht nur detailliert einzelne
Kriegskonflikte in Länderstudien historisch d arstellt,
sondern auch D enkanstöße in der und für die Frie-
dens- und Konfliktforschung leistet.

Mareike To biassen


